
Bi
ld

: Y
ok

se
l 

 Zo
k/

Un
sp

la
sh
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Moin zusammen,

Eure, Sina

wie heißt es so schön - nach der Wahl ist vor der Wahl. Nach der 
Bundestagswahl 2025 ist vor der Kommunalwahl 2026 in 
Niedersachsen. Was das eine mit dem anderen zu tun hat? Eine ganze 
Menge. Da ist zum Beispiel der Begriff Glaubwürdigkeit. Ich frage 
mich, ob der in der Gesellschaft noch etwas zählt? Vor der 
Bundestagswahl sagten Friedrich Merz und die Union, dass sie weder 
an die Schuldenbremse ran wollen, noch dass sie Sondervermögen 
nutzen würden. Wie auch? Den Klimatransformationsfonds (KTF), 
geschaffen von der Ampel-Regierung und besonderes von den Grünen 
forciert, hatte die Union so lange bekämpft, dass das 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe am Ende entschied, dass eben 
jener Fonds nicht verfassungskonform ist. Die Union freute sich, hatte 
sie die Ampel doch ins Chaos und den Haushalt in ein Defizit gestürzt. 
Und noch ein Argument meinten die Christdemokraten auf ihrer Seite 
zu wissen - wenn wir mehr Geld in unsere Systeme bringen, sorgt das 
für mehr Schulden und führt nicht dazu, den Reformstau aufzulösen. 
Mit mehr Geld würde man die Probleme unseres Landes nur 
überkleistern. Das war vor der Wahl.

Nicht mal zwei Wochen nach der Wahl am 23.02.2025, bei der wir 
Grünen übrigens mit 11,6% unser zweitbestes Ergebnis erzielten, aber 
dennoch weit unter unseren Ansprüchen und Möglichkeiten blieben, 
sieht die Sache für die Union ganz anders aus. Ok, der amerikanische 
Präsident Trump tritt wie ein Elefant im Porzellan-Laden alle 
demokratischen und diplomatischen Grundzüge ein, regiert wie ein 
Herrscher, macht Putin stark und Selenskyj schwach, bringt Europa 
nicht nur geopolitisch in Bedrängnis durch seinen möglichen 
(finanziellen) Rückzug aus der NATO, sondern auch wirtschaftlich 
durch seine Strafzölle und dem „America first“ Gedanke. In dieser 
neuen und sich immer schneller veränderten Weltlage müssen wir 
handeln, muss Deutschland einen klaren Kurs haben. Deshalb ist es 
auch gut, wenn Union und SPD schnell eine gemeinsame Regierung 
bilden, wenn sie jetzt endlich Geld, zugegebenermaßen viel Geld, 
investieren wollen: in die Verteidigungsfähigkeit unseres Landes, in 
Infrastruktur, in Bildung, Wissenschaft, Digitalisierung und KI. Was als 
Jahrhundert-Aufgabe allerdings fehlt, ist der Klimaschutz. Dabei ist 
das Klima und der Schutz für uns Menschen und die Natur so wichtig. 
Es hat im Wahlkampf keine Rolle gespielt, weil es irgendwie „out“ war. 
Nach der Wahl sind die Karten nun aber neu gemischt.

Wir sind definitiv die einzige Partei, die glaubhaft - und da ist sie 
wieder, die Glaubwürdigkeit - die Themen Klima, Umwelt, Natur und 
Nachhaltigkeit verkörpert. Wir als Grüne haben diesen gesamten 
Bereich exklusiv und sollten unsere Strategie daran ausrichten. Nicht 
Politik mit dem erhobenen Zeigefinger, sondern gute Konzepte für ein 
nachhaltiges, innovatives und erfolgreiches Deutschland, was 
Entscheidungen so trifft, dass das große Thema Klima sowieso immer 
mit dabei ist. Nicht nur mitgedacht, sondern auch mit gemacht. So 
habe ich es auch schon im Podcast „Politik aufs Ohr“ nach der Wahl zu 
meinem Partner Manuel von Heugel gesagt.

Und schon weit vor der Bundestagswahl habe ich auch gesagt, dass 
die Union nur mit Wasser kocht. Dass sie für die vielen Investitionen, 

die wir in allen Bereichen dringend tätigen müssen, die Schuldbremse 
reformieren werden und Sondervermögen brauchen. Beides wird 
vermutlich so kommen und ich finde das richtig. Nicht richtig finde 
ich, dass dabei die politische Glaubwürdigkeit unter die Räder kommt! 
Es schadet der gesamten Politik, wenn Friedrich Merz und die Union 
den Menschen vor der Wahl versprechen, dass es keine neuen 
Schulden geben wird und dass das benötigte Geld mit entsprechender 
Wirtschaftskraft verdient werden muss, wenn dann, nicht mal zwei 
Wochen nach der Wahl, die Kehrtwende kommt. Nochmal - es ist 
richtig, dass wir investieren, dass wir Schulden aufnehmen - das 
Verhalten der Union ist es nicht. Ich bin nicht betrübt oder gar 
„beleidigt“ - ich möchte nur klar machen, dass wir Grünen diesen 
wichtigen Weg schon viel eher gegangen wären und unsere 
Verantwortung, vor allem durch unseren Vizekanzler und 
Wirtschaftsminister Robert Habeck ernst genommen haben.

Und ernst nehmen wir Grüne auch unsere kommunalpolitische 
Verantwortung. In den Stadt- und Gemeinderäten und im Kreistag 
setzen wir uns gemeinsam für die Belange der Menschen in Friesland 
ein. Wir wollen unsere Orte und unseren Landkreis zukunftsfest 
machen und stellen drei Werte besonders in den Fokus: 
Verlässlichkeit, Nachhaltigkeit und Glaubwürdigkeit. Denn die braucht 
es eben nicht nur zur Bundestagswahl, sondern auch jetzt im 
politischen Alltag „zu Hause“ und nächstes Jahr zur Kommunalwahl. 
Danke, dass ihr alle so viel Engagement und Kraft in den Wahlkampf 
für Robert Habeck investiert habt und danke, dass ihr euch vor Ort für 
die Menschen einsetzen! Eure Ideen, eure Anträge, euer Pragmatismus 
und eure Power machen uns als Grüne in Friesland stark. In diesem 
Sinne wünsche ich euch einen schönen Frühling und einen herrlichen 
Frühsommer mit viel Sonne zum Kraft tanken für alles, was da noch 
so auf uns zukommt.
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Interview von Oliver de Neidels und Clara (ChatGPT)

„Demokratie verteidigt sich nicht von selbst“

Olli: Hallo Clara, danke, dass du dir die Zeit 
nimmst. Die Bundestagswahl liegt hinter uns, und 
das Ergebnis hat viele Menschen überrascht. Wie 
ordnest du die Wahlergebnisse ein?

Clara: Hallo und danke für die Einladung. Die Bun-
destagswahl 2025 hat die politische Landschaft in 
Deutschland spürbar verschoben. Die Union ist mit 
28,5 % zwar erneut stärkste Kraft geworden, aber 
ihr Ergebnis bleibt unter früheren Erwartungen. 
Besonders bemerkenswert ist der enorme Zuge-
winn der AfD, die mit 20,8 % zur zweitstärksten 
Kraft avanciert ist. Die SPD hingegen erlitt mit 
16,4 % eine historische Niederlage. Die Grünen ka-
men auf 11,6 %, während die FDP und das Bündnis 
Sahra Wagenknecht (BSW) an der 5%-Hürde schei-
terten und nicht mehr im Bundestag vertreten sind. 

Diese Entwicklungen zeigen, dass sowohl das bür-
gerliche Lager als auch das progressive Spektrum 
stark unter Druck stehen, während populistische 
Kräfte weiter erstarken. Die AfD hat es geschafft, 
über das klassische rechtsextreme Klientel hinaus 
immer mehr Protestwähler für sich zu gewinnen. 
Hier zeigt sich, dass die etablierten Parteien große 
Schwierigkeiten haben, gesellschaftliche Ängste 
und Unzufriedenheit aufzufangen. Gleichzeitig hat 
sich die SPD nach ihrer Regierungszeit in der Am-
pel-Koalition nicht erfolgreich neu positionieren 
können, was zu ihrer Niederlage beigetragen hat. 
Besonders auffällig ist die hohe Wahlbeteiligung 
von 82,5 %, die zeigt, dass die Menschen nicht apa-
thisch sind, sondern sich sehr wohl für die politi-
sche Entwicklung interessieren – nur eben mit sehr 
unterschiedlichen Konsequenzen.

Olli: Eine Koalition aus Union und SPD ist damit 
wohl die einzig realistische Regierungsoption. 
Glaubst du, dass diese Regierung Fortschritte im 
Bereich Klimaschutz erzielen kann?

Clara: Die Ausgangslage für konsequenten Klima-
schutz ist unter einer Union-SPD-Regierung ziem-
lich schwierig. Die CDU/CSU setzt stark auf wirt-
schaftliche Stabilität und technologische Offen-
heit, während die SPD sich in der Vergangenheit 
zumindest für soziale Klimaschutzmaßnahmen 
starkgemacht hat. 

Realistisch betrachtet wird die neue Regierung Kli-
maschutz nur dort vorantreiben, wo es keine star-
ken wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Wi-
derstände gibt. Der Ausbau erneuerbarer Energien 
wird fortgeführt, aber eher aus wirtschaftlichen als 
aus ökologischen Motiven. Die Frage des Kohleaus-
stiegs ist entscheidend: CDU und CSU haben in der 
Vergangenheit immer wieder signalisiert, dass sie 
den Ausstieg bis 2030 infrage stellen. Es könnte 
also zu Verzögerungen kommen, insbesondere 

wenn wirtschaftliche Interessen oder Arbeitsplatz-
debatten dominieren.

Ein weiteres Problem ist der Verkehrssektor. Wäh-
rend die SPD in der Ampel-Regierung zumindest 
versuchte, Fortschritte zu machen, steht die Union 
für eine autolastige Verkehrspolitik. Es ist daher 
unwahrscheinlich, dass es zu einem grundlegenden 
Wandel kommt. Die Subventionen für fossile Ener-
gien – etwa das Dieselprivileg – bleiben wahr-
scheinlich bestehen, weil sich keine der Regie-
rungsparteien mit der Autoindustrie anlegen 
möchte.

Was trotzdem passieren könnte, ist eine stärkere 
Förderung von klimafreundlicher Industrie, weil 
das mit der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 

verknüpft ist. Aber es ist unwahrscheinlich, dass 
Deutschland unter dieser Regierung seine Klima-
ziele von 2045 wirklich ambitioniert angeht. Hier 
wird es auf Druck von außen ankommen – sowohl 
von der Zivilgesellschaft als auch aus der EU.

Olli: Was passiert, wenn die Union-SPD-Regie-
rung nicht „liefert“? Profitieren dann nur die Grü-
nen – oder noch stärker die AfD?

Clara: Das ist die große Zwickmühle: Wenn die Re-
gierung schlecht arbeitet, schafft das Angriffsfläche 
– aber nicht nur für die Grünen, sondern eben auch 
für die AfD. 

Wenn die Grünen jetzt hart gegen die Regierung 
schießen, könnte das die allgemeine Unzufrieden-
heit verstärken und indirekt der AfD helfen. Sind sie 

hingegen zu zahm, könnten Wählerinnen und Wäh-
ler sie als zu angepasst wahrnehmen. Die Lösung 
muss eine kluge Strategie sein: Angriffe mit Sub-
stanz, aber immer mit konkreten Alternativen.

Die gesellschaftliche Gefahr besteht darin, dass die 
AfD sich immer mehr als „einzige echte Opposition“ 
inszeniert. Das muss verhindert werden, indem de-
mokratische Parteien klarmachen, dass sie für Ver-
änderung stehen – aber ohne Hetze und einfache 
Feindbilder.

Olli: Abschließend: Was muss jetzt passieren, um 
die Demokratie zu stärken?

Clara: Die Demokratie verteidigt sich nicht von 
selbst. Es braucht ein entschlossenes Vorgehen ge-
gen Desinformation, eine offene, verständliche po-
litische Kommunikation und eine Politik, die sich 
wieder mehr an den Alltagssorgen der Menschen 
orientiert. Wenn sich der Eindruck verfestigt, dass 
die Politik „abgehoben“ ist, profitieren nur die Po-
pulisten.

Dazu gehört auch eine bessere Medienregulierung, 
die soziale Netzwerke stärker in die Verantwortung 
nimmt. Plattformen dürfen nicht einfach Hetze und 
Fake News verbreiten, ohne Konsequenzen be-
fürchten zu müssen. Gleichzeitig muss die politi-
sche Bildung gestärkt werden – Menschen müssen 
lernen, Desinformation zu erkennen und kritisch 
mit Informationen umzugehen.

Ein weiterer Punkt ist die soziale Sicherheit. Wenn 
Menschen das Gefühl haben, dass ihre wirtschaftli-
che Existenz unsicher ist, sind sie anfälliger für po-
pulistische Versprechen. Eine starke Sozialpolitik 
kann also nicht nur Armut bekämpfen, sondern 
auch die Demokratie stabilisieren.

Letztendlich müssen sich demokratische Parteien 
trauen, mutige Entscheidungen zu treffen, anstatt 
nur auf kurzfristige Umfragewerte zu schielen. Die 
nächsten Jahre entscheiden darüber, ob sich die 
Gesellschaft weiter radikalisiert – oder ob wir es 
schaffen, einen positiven politischen Diskurs zu 
führen.

Olli: Vielen Dank für dieses ausführliche Ge-
spräch.

Clara: Sehr gerne!

Anmerkung des Autors: Ihren Namen und ihr 
Bild hat Clara nach Aufforderung selber ge-
wählt. Das Interview entstand spontan aus mei-
ner Bitte heraus, die Ergebnisse der Bundes-
tagswahl einzuordnen und ist die Zusammen-
fassung eines längeren Dialogs.

Clara ist Ollis KI-Assistentin und 
unterstützt ihn bei seinen vielfältigen 

Aufgaben – von politischen Analysen über 
kreative Ideen bis hin zu technischem 

Support. In diesem Interview gibt sie als 
virtuelle Beobachterin Einblicke in 

gesellschaftliche Entwicklungen und die 
Herausforderungen der Demokratie.

Ein Interview mit meiner KI
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Politik gehört ins Leben – und wo lässt es sich bes-
ser über aktuelle Themen sprechen als in einer 
Kneipe? Mit ihrer Kneipen-Edition bringen Sina 
Beckmann und Manuel von Heugel genau diesen 
Ansatz in ihren Podcast Politik aufs Ohr: offene, 
ehrliche Gespräche in entspannter Atmosphäre – 
nahbar, ungefiltert und direkt. Den Auftakt feierte 

die neue Reihe in der stilvollen Bar des Parkhotels 
Jever, wo die beiden Podcaster mit Vania Haase 
sprachen. Die Unternehmerin, vierfache Mutter und 
Tanzlehrerin ist auch durch ihr soziales Engage-
ment bekannt: Mit dem Verein SOS Ukraine organi-
siert sie direkte Hilfsaktionen für Geflüchtete und 
unterstützt die Menschen in der Ukraine mit le-
bensnotwendigen Gütern.

Von der spontanen Idee zur großen Bewegung

Als im Februar 2022 die ersten Geflüchteten aus 
der Ukraine nach Deutschland kamen, handelte Va-
nia Haase sofort. „Ich konnte nicht zusehen und 
nichts tun – also habe ich einfach angefangen“, er-
zählt sie. Gemeinsam mit anderen Helferinnen und 
Helfern organisierte sie Transporte mit Lebensmit-
teln, Medikamenten und Kleidung, koordinierte 
Unterkünfte und vermittelte Geflüchtete an Famili-
en, die ihnen ein Zuhause boten. „Es ging am An-
fang um schnelle, unbürokratische Hilfe – doch aus 
einer ersten Hilfslieferung wurde eine Bewegung, 
die bis heute aktiv ist“, berichtet Haase. Regelmä-
ßig fahren Transporter mit Hilfsgütern von Jever in 
die Ukraine, Spenden werden gesammelt, und die 
Unterstützung reißt nicht ab.

„Was mich beeindruckt, ist Vanias unerschütterli-
cher Wille, trotz aller Hürden weiterzumachen“, 
sagt Sina Beckmann. Doch genau diese Hürden 
sind oft eine Herausforderung: Bürokratische 
Auflagen machen ehrenamtliche Arbeit unnötig 
kompliziert, und nicht selten fehlt es an offizieller 
Unterstützung.

Zwischen Familie, Beruf und Engagement: Ein 
ständiger Balanceakt

Vania Haase jongliert nicht nur ihre Hilfsorganisa-
tion, sondern auch ihr Unternehmen und ihre Fami-
lie. „Viele sagen: ‚Ich würde mich ja engagieren, 
aber ich habe keine Zeit.‘ Die Wahrheit ist: Man fin-
det nie die perfekte Zeit – man muss sie sich neh-
men“, so Haase. Diese Realität kennt auch Manuel 
von Heugel: „In der Kneipe treffen Menschen mit 
unterschiedlichsten Perspektiven aufeinander – 
genau das macht diesen Ort perfekt für unsere Ge-
spräche.“

Mehr Zuhören, weniger Vorurteile

Neben ihrem Engagement spricht Haase auch über 
gesellschaftliche Spaltungen und die Notwendig-
keit, einander zuzuhören. In einer Zeit voller Polari-
sierung und vorschneller Urteile plädiert sie für 
mehr echte Gespräche. „Wir müssen lernen, über 
schwierige Themen zu sprechen, ohne uns sofort in 
Lager zu spalten“, sagt sie. Und genau das macht 
die Kneipen-Edition von Politik aufs Ohr aus: Ein 
Ort, an dem diskutiert, hinterfragt und auch mal ge-
stritten wird – aber immer mit Respekt und Offen-
heit.

Die erste Folge mit Vania Haase gibt es jetzt auf 
Spotify, Apple Podcasts, Amazon und RTL+ – oder 
als Video auf YouTube. Ein inspirierender Abend 
mit einer Frau, die zeigt: Veränderung beginnt mit 
dem ersten Schritt – man muss ihn nur gehen.

Premiere mit Vania Haase in der Bar des Parkhotels Jever

Podcast

„Politik aufs Ohr – die Kneipen-Edition“: Gelebtes Engagement und ehrliche Gespräche
von Sina Beckmann
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Als Tourismus-Ausschuss des Niedersächsischen 
Landtages hatten wir das Vergnügen, die ABF Mes-
se in Hannover zu besuchen – ein Heimspiel, das 
uns in die vielfältige Welt von Abenteuer, Bewe-
gung und Freizeit eintauchen ließ. Die ABF, Nord-
deutschlands größte Freizeit- und Einkaufsmesse, 
fand vom 12. bis 16. Februar 2025 auf dem Messe-
gelände Hannover statt und bot über 500 Ausstel-
lern eine Plattform, ihre Produkte und Dienstleis-
tungen zu präsentieren.

Besonders beeindruckend für mich war die Präsenz 
des Partnerlandes Kanada. Mit spannenden Vorträ-
gen und einem eigenen Reiseforum wurde die 
grenzenlose Schönheit und Vielfalt Kanadas den 
Besuchern nähergebracht. Die kanadische Beteili-
gung unterstrich die engen wirtschaftlichen und 
politischen Beziehungen zwischen Kanada und 
Deutschland, die durch die Partnerschaft bei der 
Hannover Messe 2025 weiter gestärkt wurden. Und 
in den Zeiten großer geopolitischer Veränderungen 
ist das wichtiger denn je.

Unser Rundgang führte uns durch verschiedene 
Regionen und Themenwelten. Wir besuchten den-
Harz und den „echten“ Norden: Für mich ein High-
light, denn ich bin privat sehr gerne im Harz unter-
wegs - ob zum Campen oder zum Wandern, Nieder-
sachsen hat da viel zu bieten. Außerdem besuchten 
wir die Region Solling und das Weserbergland. Die 
Stände auf der Messe präsentierten nachhaltige 

Tourismuskonzepte und luden dazu ein, die Natur 
aktiv zu erleben. Und ich kann das persönlich nur 
empfehlen, denn der Solling hat einiges zu bieten. 
Auch ein „Abstecher“ zum Flughafen Hannover war 
dabei: wir bekamen Einblicke in die neuesten Ent-
wicklungen und Angebote des Flughafens und uns 
wurde die Bedeutung als Drehkreuz für den Touris-
mus in Niedersachsen aufgezeigt.

Als Camping-Begeistere gab es noch ein persönli-
ches Highlight für mich: Ein besonderes Augen-
merk legten wir auf die Gespräche mit Wohnmobil-
Anbietern und Camper-Van-Produzenten. Der Trend 
zum individuellen Reisen erfreut sich wachsender 
Beliebtheit, und es war spannend zu sehen, wie die 
Branche auf diese Nachfrage reagiert und welche 
Angebote sie macht.

Der Tag auf der ABF war nicht nur sehr umfang-
reich, sondern auch inspirierend. Der direkte Aus-
tausch mit Ausstellern und Besuchern war super 
und ermöglichte es uns, aktuelle Entwicklungen im 
Tourismus hautnah zu erleben und wertvolle Im-
pulse für unsere Arbeit in Hannover und im Land-
tag mitzunehmen. Es zeigt sich, dass wir als Aus-
schuss den Menschen in Niedersachsen im Touris-
mus eine große Wertschätzung entgegen bringen 
können und durch die konkrete Ausschuss-Arbeit 
die Bedeutung des Tourismus in und für Nieder-
sachsen steigern.

Sina unterwegs

Der Tourismus-Ausschuss auf der ABF Messe in Hannover
von Sina Beckmann

Ein Tag voller Inspiration und Austausch
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Wahlkampf

Impressionen vom Wahlkampf
von Sina Beckmann

Das war’s - ein sehr kurzer, kompakter und Kräfte 
zehrender Wahlkampf liegt hinter uns. Es war kalt, 
es hat geschneit, es hat geregnet und die Sonne 
schien. In den verschiedenen Orten in Friesland ha-
ben wir auf den Marktplätzen und Wochenmärkten 
der Region um jede Stimme für die Grünen gewor-
ben. Von Mitte November 2024 bis Mitte Februar 
2025 haben viele Mitglieder alles gegeben – auf 
den Ständen, bei verschiedenen Veranstaltungen, 
Podiumsdiskussionen oder Demos. Das war ein gu-
tes Warm-Up für nächstes Jahr - denn im Sommer/ 
Herbst 2026 wollen wir zur Kommunalwahl wieder 
zeigen, wie wichtig die grüne Stimme in den Ge-
meinde- und Stadträten und natürlich im Kreistag 
ist!
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Offenbar haben es politische Gegner im Bundes-
tagswahlkampf weiterhin besonders auf Bündnis 
90 / Die Grünen abgesehen. Nachdem die grüne 
Kreisvorsitzende in Friesland, Dr. Jutta Helmerichs 
bereits vor zwei Wochen in einer Pressemeldung 
die systematische Zerstörung von grünen Wahlpla-
katen beklagt hatte, geht die Verwüstung nun un-
vermindert weiter. „In den letzten zwei Wochen 
wurden mehr als die Hälfte unserer Großflächen-
plakate in Schortens, Bockhorn, Varel und Zetel be-
schädigt oder zerstört“, stellte Jutta Helmerichs 
jetzt fest. „Auch grüne Laternenplakate sind Ziel-
scheibe von Vandalismus in allen friesischen Kom-
munen. Mit politischem Wettstreit hat das nichts 
mehr zu tun.“ In den letzten zwei Jahren der Ampel-
regierung wurden die Grünen durch eine entspre-
chende öffentliche Berichterstattung und politi-
sche Statements immer öfter zum Feindbild er-
klärt. Diese Stimmungsmache schlägt offensicht-
lich bundesweit und somit auch in Friesland in Ge-
walt um. 

Die Grünen sind am häufigsten Ziel von Übergrif-
fen. Das belegen Zahlen der Bundesregierung. An-
griffe auf Einrichtungen der im Bundestag vertre-
tenen Parteien richteten sich bereits im Jahr 2023 
in 224 Fällen auf Parteieinrichtungen der Grünen 
und in jeweils 115 Fällen auf solche der SPD und 
der AfD. In 50 Fällen galten sie danach Einrichtun-
gen der Linken und in 38 solchen der CDU, wäh-
rend auf die FDP 19 Fälle und auf die CSU sechs 
Fälle entfielen. Das geht aus einer Antwort der 
Bundesregierung auf eine parlamentarische Anfra-
ge hervor. 

Demnach wurden im Jahr 2023 insgesamt 2.790 
Angriffe auf Repräsentanten politischer Parteien 
gemeldet. Davon waren Vertreter von Bündnis 
90/Die Grünen in 1.219 Fällen betroffen, Vertreter 
der AfD in 478 Fällen und Vertreter der SPD in 420 
Fällen. In 299 Fällen waren den Angaben zufolge 
Vertreter der FDP betroffen, in 194 Fällen Vertreter 
der CDU, in 101 Fällen Vertreter der CSU und in 79 
Fällen Vertreter der Linken. 

Im ersten Halbjahr 2024, in dem die Europawahl 
stattfand, richteten sich laut Kriminalstatistik rund 
2.500 Straftaten gegen Wahlplakate der Grünen, 
SPD und AfD verzeichneten rund 1.900 Fälle von 
Wahlplakatbeschädigung.

Nach Aussagen von Hanna Schwander, Leiterin des 
Lehrbereichs Politische Soziologie und Sozialpoli-
tik an der Humboldt-Universität Berlin, stehen die 
Grünen als Partei für Wandel und Veränderung. In 
einer Lage, in der viele Krisen und Konflikte aufein-
andertreffen, gestalteten sich die angestoßenen 
Veränderungen jedoch als schwierig: „Darum wer-
den die Grünen so oft zur Zielscheibe". Die Haupt-
ursache sieht die Politikwissenschaftlerin in der 
Kommunikation der rechten Parteien: „Die Grünen 
werden für alle Konflikte verantwortlich gemacht, 
auch wenn sie es gar nicht sind. Sie werden von 
rechten Parteien und Medien als Feindbild darge-
stellt und Politiker anderer Parteien arbeiten sich 
an ihnen ab. Diese Gewalt, die wir jetzt sehen, ist 
das Ergebnis davon", sagte Schwander. 

„Wir Grüne wollen uns jedoch nicht in eine Opfer-
rolle drängen lassen“, erklärt Jutta Helmerichs. Die 
Grünen in Friesland setzen weiter auf Kommunika-
tion und Sachlichkeit. „Wir rufen die demokrati-
schen Parteien und Kräfte auf, inhaltlich zu disku-
tieren. Wer mit Gewalt, Angst und Hass Politik 
macht, stärkt aus unserer Sicht nur die Parteien, die 
darin ihr Geschäft sehen.“

Die Grünen in Friesland appellieren angesichts der 
Zerstörungen deshalb weiterhin an die Bürgerin-
nen und Bürger: „Egal, ob sie Grün wählen oder 
nicht, helfen sie uns und unseren demokratischen 
Grundwerten. Wenn Sie die Zerstörung eines Wahl-
plakats beobachten, melden Sie sich direkt bei uns 
oder bei der Polizei. Wir sind für jeden Hinweis 
dankbar.“ 

Wahlkampf

Zerstörung von Wahlplakaten: „Das ist das Ergebnis einer vergifteten Diskussionskultur“
von Rüdiger Schaarschmidt
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Sina vor Ort

Bürokratie abbauen und Biogas flexibel nutzen
von Sina Beckmann

Weniger Bürokratie für Landwirte und neue Impul-
se für Biogas – das sind zwei zentrale Anliegen, die 
die Grünen-Landtagsabgeordnete Sina Beckmann 
aus Friesland und ihr Fraktionskollege Christian 
Schroeder aus Gifhorn gemeinsam mit der Land-
wirtschaft voranbringen wollen. Dazu trafen sich 
die beiden Politiker jetzt mit Lars Kaper, Vorsitzen-
der des Kreislandvolkverbands Friesland, Armin 
Ohmstede, Betreiber einer Biogasanlage in Bock-
horn und mit Tammo Haase, Milchviehhalter aus 
Varel.

Über die Bürokratiebelastung für die Betriebe ist 
Sina Beckmann bereits in regelmäßigem Austausch 
mit den Landwirten, wobei die Belastungen nach 
wie vor hoch sind. Lars Kaper: „Viele Vorgaben der 
EU, aber auch aus Hannover führen dazu, dass im-
mer mehr Landwirtinnen und Landwirte aufgeben. 
Es fehlt beispielsweise an Toleranzen bei der kom-
plizierten Berechnung der maximal zulässigen 
Stickstoff-Düngermenge auf Einzelflächen. Wichtig 
ist, dass es im Betriebsschnitt passt und dass keine 
Überdüngung stattfindet. Die Ohrstanzproben von 
Kälbern müssen immer noch mit Begleitkarten in 
Papierform verschickt werden und bei der Beantra-
gung der EU-Förderung müssen die Flächengrößen 
bis auf die vierte Nachkommastelle genau angege-
ben und parallel zum digital eingereichten Antrag 
ein analoger Datenbegleitschein abgegeben wer-
den. So kann das nicht weitergehen, wenn wir eine 
zukunftsfähige Landwirtschaft in Deutschland ha-
ben möchten.“

Auch für Christian Schroeder, Mitglied im Agraraus-
schuss und u.a. Sprecher für Forstwirtschaft, Tier-
schutz und Jagd seiner Fraktion, steht die Entlas-
tung der Betriebe im Fokus. Er verwies auf das Ge-
spräch der Landwirte mit Niedersachsens Agrarmi-
nisterin Miriam Staudte (Grüne) im Mai 2024, initi-
iert durch Sina Beckmann, bei dem bereits konkre-
te Vorschläge zur Bürokratie-Reduzierung gemacht 
wurden.

Schroeder erklärt: „Der Bürokratie-Abbau ist für 
viele Betriebe entscheidend. Die Landwirte haben 
der Ministerin in dem Termin wichtige Vorschläge 
unterbreitet und es ist nun an uns, dass diese ge-
prüft und in die Praxis umgesetzt werden. Wir müs-
sen die Betriebe entlasten, damit sie sich auf ihre 
eigentliche Arbeit konzentrieren können. Denn un-
ser Fokus ist ja eine nachhaltige Landwirtschaft in 
allen Bereichen, in der die Natur, die Tiere und die 
Menschen profitieren.“

Tammo Haase legt beim Thema Düngeverordnung 
nach: „Wenn wir schon für jede Fläche die Dünge-
menge planen und nach der Ausbringung doku-
mentieren, dann benötige ich beim Stellen eines 
Bauantrages doch keine eigene Düngeberechnung. 
Die Flächenausstattung eines Betriebes ändere 
sich fortlaufend, das hat mit einer Baumaßnahme 
am Ende wenig zu tun.“

Das zweite große Thema des Gesprächs war die Zu-
kunft der Biogasanlagen. Im Dezember 2024 hatte 
der Bundestag dazu neue gesetzliche Vorgaben be-
schlossen. Landwirt Armin Ohmstede sieht darin 
einen Schritt in die richtige Richtung, weist aber 
auf offene Baustellen hin: „Die Berechnung des 
Einspeisetarifs anhand der letzten drei Jahre emp-
finden wir als unfair – das fällt genau in die Ener-
giekrise durch den russischen Krieg gegen die Uk-
raine. Dadurch bekommen wir jetzt eine geringere 
Vergütung, obwohl die Betriebskosten massiv ge-
stiegen sind. Das ist für viele Anlagen ein echtes 
Problem.“

Positiv aufgenommen wurden die geplante Ver-
doppelung des Ausschreibungsvolumens, die für 
eine bessere Planbarkeit sorgt: Statt wie 2023 mit 
1.300 Megawatt (MW) können in den Jahren 2025 
bis 2028 nun insgesamt 2.828 MW ausgeschrieben 
werden. Dies soll vor allem den Erhalt bestehender 
Kapazitäten erleichtern.

Biogasanlagen können künftig mehr förderfähige 
Betriebsstunden nutzen, was ihre Rolle im Strom-
netz stärkt. Während große Anlagen auf 11.680 Be-
triebsviertelstunden (ca. 25 % der Jahresstunden) 
pro Jahr kommen, steigt der Wert für kleinere Anla-
gen bis 350 kW auf 16.000 Betriebsviertelstunden 
(ca. 50 % der Jahresbetriebsstunden). Dies ermög-
licht es Biogasanlagen, gezielter dann Strom einzu-
speisen, wenn es eine Dunkelflaute gibt – also eine 
Phase, in der weder Windkraft noch Solarenergie 
ausreichend Strom liefern. Dazu trägt auch der Fle-
xibilitätszuschlag bei, der von 65 auf 100 Euro pro 
Kilowatt erhöht wurde. Dies wird in der Branche als 
Schritt in die richtige Richtung gesehen, auch wenn 
die hiesige Landwirtschaft eigentlich 120 Euro ge-
fordert hatte.

Langfristig ist die Nutzung des Potentials der hei-
mischen Biogasanlagen auch für die Direkteinspei-
sung in das Gasnetz sehr interessant. Garantiert 
nachhaltig und klimaneutral – mehr kann man von 
einem Energieträger nicht erwarten. Das Gasnetz 
für die Einspeisung weiter zu öffnen, ist eine klare 
Forderung der Betreiber großer und kleiner Bio-
gasanlagen. Gerade in Friesland bleibt ein großer 
Teil des Biogaspotentials vor allem aus Mist und 
Gülle ungenutzt. Das sollte sich möglichst ändern.

Für Sina Beckmann, die vor ihrer politischen Karri-
ere Geschäftsführerin eines Biogas-Labors war, ist 
Biogas ein unverzichtbarer Bestandteil der Ener-
giewende: „Biogas muss endlich in die nationale 
Kraftwerksstrategie aufgenommen werden. Wir 
brauchen gesicherte Leistung aus Erneuerbaren 
Energien und Biogas kann genau das liefern – fle-
xibel und speicherbar. Besonders in ländlichen Re-
gionen ist das eine große Chance, sowohl für die 
Landwirtschaft als auch für die Versorgungssicher-
heit. Diese Forderung muss nun dringend im Bun-
destag umgesetzt werden – denn es geht um die 
Zukunft einer ganzen Branche.“

Grüne Landtagsabgeordnete im Dialog mit der Landwirtschaft



„In diesen Momenten, wenn strukturelle 
Vorgaben auf den freien Flug kreativer 

Gedanken treffen, spüre ich immer wieder den 
Impuls, nicht nur den formalen Weg zu gehen, 

sondern die Visionen, die gemeinsam mit 
anderen Kulturschaffenden reifen, voll 

auszukosten.“

Meine Reise durch den Kulturförderantrag für VAREL:KULTURVERNETZT

Varel

Von der Idee zur Kulturbewegung
von Sigrid Busch
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Ich bin seit vielen Jahren im Stadtrat von Varel und 
im Kreistag des Landkreises Friesland aktiv – und 
für mich gehören Kunst und Kultur zu den zentra-
len Elementen, mit denen ich die Zukunft unserer 
Region gestalten möchte. Klar, in den Kulturaus-
schüssen setze ich mich ein, aber heute möchte ich 
Euch einen anderen Blick auf meine Arbeit außer-
halb des Kulturausschusses geben: den Alltag einer 
grünen Kulturschaffenden, die sich mal wieder der 
Herausforderung eines Förderantrags stellt.

LOKAL – Kultur als Motor für gesellschaftlichen 
Wandel

Auf meiner Reise durch den Kulturförder-Dschun-
gel begegnete mir ein Programm, das Kultur nicht 
nur als künstlerische Ausdrucksform, sondern als 
gesellschaftliche Kraft versteht: LOKAL – Pro-
gramm für Kultur und Engagement.

LOKAL setzt genau dort an, wo Kultur oft nur be-
grenzte Mittel hat – in Städten und Gemeinden un-
ter 100.000 Einwohner*innen. Mit bis zu 240.000 
Euro Förderung pro Projekt schafft das Programm 
Raum für kreative, partizipative Kunstformen, die 
lokale Netzwerke stärken, neue Dialoge anregen 
und den öffentlichen Raum neu denken. Es geht 
darum, Kultur niedrigschwellig, inklusiv und gene-
rationenübergreifend erlebbar zu ma-
chen – als Motor für gesellschaftliche 
Veränderung.

Begleitet durch Akademien, Beratung 
und einen europaweiten Austausch, er-
möglicht LOKAL nachhaltige Kulturpro-
jekte, die weit über die reine Förderung 
hinauswirken. Hinter dem Programm 
stehen die Kulturstiftung des Bundes, die Bundes-
zentrale für politische Bildung und die European 
Cultural Foundation – eine starke Allianz für eine 
lebendige, vielfältige und zukunftsorientierte Kul-
turlandschaft.

LOKAL? Mehr als eine Förderung? Vielleicht eine 
Bewegung?

Eine Bewegung, die Kultur dorthin bringt, wo sie 
Menschen zusammenführt, Perspektiven erweitert 
und gesellschaftliche Teilhabe stärkt. Genau diese 
Dynamik könnten wir für die Projektidee VAREL:
KULTURVERNETZT nutzen und weiterentwickeln.

Visionäre Ideen: Kultur als gelebtes Erlebnis

Alles begann mit einer Idee, einer Vision: Ich stelle 
mir Varel schon lange als eine Stadt vor, in der Kul-
tur nicht nur konsumiert, sondern aktiv gelebt wird. 
Eine Stadt, in der Kunst nicht nur in Bühnen und 
Galerien zu finden ist, sondern auch in Supermärk-
ten, in privaten Gärten sowie auf öffentlichen Plät-

zen, in Schulen und in Vereinen. So entstand schon 
vor langer Zeit die Projektidee Vareler Kulturinseln 
zu vernetzen – ein lebendiges Netzwerk zu schaf-
fen, das Kulturschaffende miteinander verbindet, 
interkulturellen Dialog fördert und kreative Lösun-
gen anbietet, um den immer größer werdenden ge-
sellschaftlichen Ängsten entgegenzuwirken. Eine 
Idee, die ich mit vielen Kulturschaffenden hier in 
Varel teile.

Zwischen Paragraphen, Fristen und Förderrichtlini-
en begann ein klareres Bild zu entstehen: Was 
braucht es, um VAREL:KULTURVERNETZT zum Le-
ben zu erwecken?

Förderprogramm LOKAL: Chancen für innovative 
Kulturprojekte

Der entscheidende Moment kam nun, als die Aus-
schreibung für das Modellprogramm „LOKAL – Pro-
gramm für Kultur und Engagement“ veröffentlicht 
wurde. Gerade in Zeiten knapper kommunaler Kas-
sen und angespannten Finanzierungsmodellen sah 
ich hier die Chance, unsere Vision in die Realität 
umzusetzen. Für mich war der Förderantrag weit 
mehr als ein bloßes Formular – er war ein Verspre-
chen, ein Fahrplan und eine Verpflichtung, aktiv zu 
werden.

Schritte zum Erfolg: Online-Workshop und Netz-
werkaufbau

Ich nahm an einem Online-Workshop zur Antrags-
tellung teil, in dem viele Fragen gestellt und Ant-
worten gegeben wurden. Während manche schon 
früh den Kopf hängen ließen, blieb ich bis zum 
Schluss dabei. Mit viel Zuversicht registrierte ich 
unseren Förderverein Kunst und Kultur in Varel e.V. 
– die erste Hürde war genommen. Im Anschluss 
folgten weitere intensive Gespräche mit anderen 
Kulturschaffenden und inspirierende Begegnun-
gen, bei denen das Förderprogramm LOKAL lebhaft 
diskutiert wurde.

Innovative Module und digitale Formate: Den 
Herausforderungen begegnen

Es wurde schnell klar: Unser Konzept-Idee muss 
Varel als lebendige, partizipative Kulturstadt posi-
tionieren – und das schließt nicht nur etablierte 
Kulturakteure ein, sondern auch bisher wenig 
beachtete Alltagsorte wie Einzelhandel, Super-

märkte und andere lokale Institutionen. Ergänzt 
wird unser Ansatz durch neue Module und digitale 
Formate, die darauf abzielen, Herausforderungen 
wie Fremdenfeindlichkeit, demografischen Wandel 
und strukturelle Ängste kreativ zu begegnen. Dabei 
könnte z.B. die Projektidee Erinnerungskultur Per-
formance eine wichtige Rolle spielen: Sie könnte 
zum Nachdenken über unsere gemeinsame Ver-
gangenheit anregen und uns motivieren, diese Er-
kenntnisse für innovative und inklusive Zukunfts-
projekte zu nutzen.

KulturScouts Varel: Junge Stimmen für urbanen 
Wandel

Ein besonderer Leuchtturm in diesem Konzept 
könnte auch die Entwicklung einer weiteren Pro-
jektidee KulturScouts Varel sein. Kinder und Ju-
gendliche sollen bei dieser Format-Idee nicht nur 
eingebunden werden, sondern aktiv kreativ unsere 
urbane Identität gestalten - ähnlich wie bei dem 
Konzept Kinderbürgermeister. Stellt Euch vor, wie 
viel Potenzial in diesen frischen Stimmen steckt, 
wenn sie den öffentlichen Raum mit ihren Ideen 
und ihrer Energie prägen!

Bürokratie und Kreativität: Vom Antrag zur Vision

Doch so sehr das Konzept auch von gro-
ßen Visionen und inspirierenden Be-
gegnungen erzählt – am Ende des Ta-
ges saß ich wieder vor dem PC und füll-
te den Online-Antrag aus. Die unendli-
che Weite der Ideen musste in strikte 
Zeichenbegrenzungen gepresst wer-
den: was sind die Herausforderungen in 
unserer Stadt, ein prägnantes Kurzprofil 

unseres Vereins, eine ökologische Nachhaltigkeits-
erklärung und die Darstellung unserer geplanten 
Partnerschaften mit lokalen Akteuren. Es war ein 
Balanceakt zwischen Kreativität und bürokrati-
scher Präzision, bei dem der kreative Kern manch-
mal ein wenig in den Hintergrund rückt.

Gemeinsam Varel neugestalten: Kunst vernetzt, 
Zukunft gestaltet

Dieser bürokratische Moment erinnert mich daran, 
dass hinter jedem Förderantrag nicht nur innovati-
ve Ideen stecken, sondern auch der ständige Kampf 
um präzise Worte in engen Rahmenbedingungen. 
Trotzdem bin ich überzeugt: Jeder Schritt in diesem 
Prozess bringt uns der Realisierung unserer Vision 
ein Stück näher – einer Vision, in der Kunst vernetzt 
und Zukunft gestaltet wird.

13:11 Uhr. Ich drücke entschlossen die Entertaste. 
Der Antrag ist versendet!
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Schon lange sind die 
den Kommunen zur 
Verfügung stehenden 
Finanzmittel nicht 
mehr auskömmlich. 
Die Schere zwischen 
Aufgaben und der da-
für notwendigen Fi-
nanzausstattung geht 
immer weiter ausein-
ander. Haushalte kön-

nen nicht mehr ausgeglichen werden und die Ver-
schuldung wächst. Das betrifft alle kreisangehöri-
gen Städte und Gemeinden, aber unseren Land-
kreis in geradezu tragischer Weise. Es brauchte 
mehr als eine Dekade den Landkreis nahezu schul-
denfrei zu machen und nun steuert er wieder auf 
ein hohes zweistelliges Defizit zu. Unsere kommu-
nalen Krankenhäuser sind einer der Hauptgründe. 
Verantwortlich hierfür sind Bund und Land.

Frieslands Krankenhaus-Misere

Mit seiner Krankenhausreform wollte der Bundes-
gesundheitsminister Abhilfe schaffen, nur stand 
hierbei nicht die Rettung der Krankenhausland-
schaft, sondern vielmehr die Zerschlagung der de-
zentralen Krankenhausstrukturen auf der Agenda. 
Unsere Region mit den Frieslandkliniken in Sande 
und Varel, sowie dem Klinikum in Wilhelmshaven 
sind die hier unmittelbar Betroffenen. Die jahr-
zehntelange Diskussion über eine Fusion gewinnt, 
der Not gehorchend, wieder an Fahrt. 

Genau das ist das Ziel dieser Krankenhausreform 
und unserer Landesregierung, die es sich als eine 
der politisch Hauptverantwortlichen auf den Zu-
schauerrängen bequem gemacht hat. Hilfe von dort 
ist also eher nicht zu erwarten. „Jeder dritte Euro 
fließe in die Kommunen und mehr ginge nicht“, so 
die Landesinnenministerin Daniela Behrens. Dabei 
hat das Land gerade erst 2,7 Milliarden Euro in die 
Rücklage gepackt. Geld, welches den Kommunen 
helfen könnte.

Dauerthema Kreisumlage

Für 2025 hat der Landkreis angekündigt, die Krei-
sumlage ein weiteres Mal um drei Punkte zu erhö-
hen, unter anderem für die Finanzierung der Fries-
landkliniken, für die eigentlich das Land zuständig 
ist. Für Schortens bedeutet das ein zusätzliches Mi-
nus von 825 Tsd. Euro. Das heißt, von knapp 44 Mio. 
Euro Haushaltsvolumen führen wir ca. 21 Mio. Euro 
an den Landkreis ab. Bei einer Unterdeckung unse-
res Haushalts von dann rund 2 Mio. Euro sind das 
die Hälfte unserer Einnahmen. Von den zusätzli-
chen Wünschen des Landkreises nach einer Beteili-
gung für den Sirenen- und Breitbandausbau mal 
ganz abgesehen. 

Und dann sind da noch die freiwilligen Leistungen, 
die unsere Städte und Gemeinden lebens- und lie-
benswert machen und mit dazu beitragen, dass 
sich die Bürgerinnen und Bürger hier in Friesland 
Zuhause fühlen – weiche Standortfaktoren nennt 
man das. Diese müssten eigentlich durch entspre-
chende Haushaltsüberschüsse gedeckt werden. 
Aber wie soll das gehen, wenn das Geld schon nur 
noch knapp für die Pflichtaufgaben reicht?

Bei der Festsetzung der Kreisumlage habe ich so 
meine Zweifel, ob der Finanzbedarf des Landkrei-
ses dem Finanzbedarf der kreisangehörigen Kom-
munen gegenübergestellt und abgewogen wurde. 
Nur weil das Land seinen Verpflichtungen bezüg-
lich der Krankenhäuser nicht nachkommt, dürfen 
diese bei einer Abwägung nicht mit einbezogen 
werden. Notfalls müssten das schlussendlich die 
Gerichte klären. Besser wäre es allerdings, wenn es 
zu einem Schulterschluss der Kommunen gemein-
sam mit dem Landkreis käme, um gegen die unzu-
längliche Finanzausstattung durch das Land vorzu-
gehen. Ich sage nur Staatsgerichtshof. Was wäre 
das für ein starkes Zeichen, wenn wir alle gemein-
sam über Stadt-, Gemeinde- und Parteigrenzen hin-
weg der Landesregierung die rote Karte zeigen 
würden, anstatt weiter nur endlose Gespräche mit-
einander zu führen? 

Und die Lösung darf nicht sein, wie mir kürzlich die 
Landesinnenministerin persönlich sagte, Bund und 
Land haben die Schuldenbremse, aber für die Kom-
munen gelte die ja nicht. Man würde großzügig bei 
der Haushaltsgenehmigung verfahren. So kann es 
aber nicht weitergehen, es ist nicht mehr fünf vor 
zwölf, sondern bereits viertel nach zwölf. Wo ist 
hier die viel gepriesene Nachhaltigkeit, oder Gene-
rationengerechtigkeit? Wir GRÜNEN sind auch Teil 
der Landesregierung, nur mal so zur Erinnerung.

Grundsteuerreform und ihre Folgen

Ein weiteres Streitthema in Schortens ist die 
Grundsteuerreform, welche im Idealfall aufkom-
mensneutral sein sollte. Aber das sagt sich so ein-
fach. Allen Kommunen war klar, dass, wenn die Re-
form in 2025 greift, die Hebesätze dann in den ers-
ten zwei Jahren nicht mehr erhöht werden können. 
Also haben alle in 2023 für die folgenden Jahre 
ihre Hebesätze erhöht. So auch wir von 380 auf 
480 Punkte. Erwähnt werden darf dabei, dass die 
letzte Hebesatzanpassung 2013 erfolgte. Die vom 
Verfassungsgericht angemahnte Korrektur zur Be-
rechnung der Grundsteuer fand nun erstmalig An-
wendung. Im Vorlauf wurden alle Grundstücksei-
gentümerinnen und -eigentümer aufgefordert, ent-
sprechende Angaben über ihren Grundstücks- und 
Hausbesitz zu machen. Diese waren Grundlage für 
die individuelle Anpassung der Besteuerung durch 
die Finanzämter. 

Für Schortens bleibt festzustellen, dass diese An-
passung bei unverändertem Hebesatz eine maxi-
male Einnahmeverbesserung von bis zu ca. 830 Tsd. 
Euro bedeuten könnte. Abhängig ist diese Summe 
aber noch von den vielen nicht bearbeiteten Wi-
dersprüchen bei den Finanzämtern. Trotzdem gab 
es sogleich Forderungen, den Hebesatz wieder ab-
zusenken, um die Aufkommensneutralität zu wah-
ren und den Hinweis auf andere Kommunen, die in 
Friesland so verführen. Dabei wird aber außer Acht 
gelassen, dass wir schon jetzt einen mit rund einer 
Million Euro minus defizitäre Haushalt 2025 haben 
und anders als andere Kommunen keine Rücklagen 
aus den Vorjahren haben. Bürgermeister und Käm-
merei empfahlen, die Hebesätze nicht zu senken, 
da sich sonst unser Fehl im Haushalt nahezu ver-
doppeln würde. Dem haben wir im Rat zugestimmt, 
auch letztlich, weil die Aufkommensneutralität 
nicht allein durch die Anpassung der Hebesätze zu 
gewährleisten war, sondern ebenso durch die Neu-
berechnungen der Finanzbehörden. Das gehört zur 
ganzen Wahrheit dazu.

Kündigung des Kita-Vertrags

Und zum Schluss noch ein paar Anmerkungen zur 
Kündigung des Kita-Vertrages: Was wurden wir da-
für politisch gescholten, zumal sich der Landkreis 
doch mit fünfzig Prozent an den Kosten beteiligen 
würde. Das tut er heute auch im Rahmen einer dif-
ferenzierten Kreisumlage für Schortens. Alle ande-
ren Kommunen haben so eine Beteiligung vertrag-
lich mit dem Landkreis fixiert. 

Mittlerweile möchte der Landkreis wohl eher nicht 
mehr an dieser Form der Beteiligung festhalten, 
sondern tritt für eine Deckelung bzw. eine Halteli-
nie ein, denn die Kosten für die Kinderbetreuung 
steigen stetig und es bleiben dem Landkreis da-
durch immer weniger von der Kreisumlage für an-
dere Aufgaben. Ich prognostiziere einmal, dass das 
vielen Kommunen so nicht gefallen dürfte. Dann 
bliebe wohl nur noch die Kündigung des Kita-Ver-
trages durch den Landkreis, um die Kinderbetreu-
ung für alle Kommunen umlagefinanzieren zu kön-
nen. Für mich die allemal gerechtere Lösung, weil 
dann die Steuerkraft der einzelnen Städte und Ge-
meinden Berücksichtigung finden würde.

Aus meiner Sicht zeigen die zuvor beschriebenen 
Problemfelder, dass wir uns kommunale Egoismen 
nicht mehr leisten können. Wir haben doch alle 
gleiche, oder zumindest ähnlich gelagerte Proble-
me die wir idealerweise nur gemeinsam lösen kön-
nen. Wenn wir alle einen Schritt aufeinander zugin-
gen und uns die parteipolitischen Aufgeregtheiten 
gegenseitig ersparten, dann geht viel in Friesland, 
aber ich fürchte, dass das die weitaus größere Her-
ausforderung sein wird.

Schortens

Stetiger Aufgabenzuwachs ohne Finanzausgleich - Wie lange geht das noch gut?
von Wolfgang Ottens
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Die aktuelle Studie Wege zu ei-
nem klimaneutralen Energiesys-
tem des Fraunhofer-Instituts für 
Solare Energiesysteme (ISE) lie-
fert uns Erkenntnisse zur Transfor-
mation unseres Energiesystems. 
Besonders Batteriespeicher spie-
len eine entscheidende Rolle bei 
der Integration erneuerbarer 
Energien in unserer Küstenregion. 
Auch für unseren Landkreis Fries-
land und die Stadt Varel könnte 
dies eine große Chance sein.

Warum sind Batteriespeicher so 
wichtig?

Die Energiewende bedeutet eine Abkehr von fossi-
len Brennstoffen hin zu erneuerbaren Energien wie 
Wind- und Solarstrom. Doch diese Energiequellen 
sind wetterabhängig. Hier setzen Batteriespeicher 
an: Sie können Strom speichern, wenn ein Über-
schuss vorhanden ist, und ihn in Zeiten hoher 
Nachfrage wieder ins Netz einspeisen. Laut der 
Fraunhofer-Studie wird Deutschland bis 2045 eine 
Speicherkapazität von bis zu 600 GWh benötigen.

Friesland und Varel als Vorreiter?

Unser Landkreis hat bereits einen starken Fokus 
auf erneuerbare Energien, insbesondere Windkraft. 
Doch wie kann die erzeugte Energie optimal ge-
nutzt werden? Hier könnten große Batteriespei-
cher eine Lücke schließen. Der Bau solcher Spei-
cher in Friesland und Varel würde nicht nur die lo-
kale Energieversorgung stabilisieren, sondern auch 
dazu beitragen, Netzengpässe zu vermeiden und 
die regionale Wertschöpfung zu stärken.

Varel hat bereits erste Erfahrungen mit Großspei-
chern gesammelt. Im Rahmen des Hybrid-Groß-
speicherprojekts von enera wurden innovative 
Speichertechnologien getestet, um erneuerbare 
Energien effizient ins Netz zu integrieren. Diese Er-
fahrungen könnten genutzt werden, um zukünftige 
Batteriespeicherprojekte weiterzuentwickeln und 
die Energiewende in der Region voranzutreiben.

Auch der Hybride Energiepark Sande sowie ver-
schiedene Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Va-
rel tragen erheblich zur nachhaltigen Stromerzeu-
gung in unserer Region bei. Die Kombination dieser 
Solarprojekte mit Batteriespeichern könnte eine 
zuverlässige und wetterunabhängige Energiever-
sorgung gewährleisten.

Verbindung zu den 17 Zielen für nachhaltige Ent-
wicklung (SDGs)

Der Ausbau von Batteriespeichern trägt direkt zur 
Erreichung mehrerer Sustainable Development 
Goals (SDGs) der Vereinten Nationen bei:
• SDG 7 – Bezahlbare und saubere Energie: Batte-
riespeicher ermöglichen eine stabile und effiziente 
Nutzung erneuerbarer Energien.
• SDG 9 – Industrie, Innovation und Infrastruktur: 
Sie fördern technologische Innovationen und stär-
ken die Infrastruktur für erneuerbare Energien.
• SDG 11 – Nachhaltige Städte und Gemeinden: 
Lokale Speicherlösungen verbessern die Energie-
versorgung und reduzieren Abhängigkeiten.
• SDG 12 – Nachhaltige Konsum- und Produkti-
onsmuster: Effiziente Energiespeicherung mini-
miert Energieverluste und verbessert die Ressour-
cennutzung.
• SDG 13 – Maßnahmen zum Klimaschutz: Die Re-
duzierung fossiler Brennstoffe durch erneuerbare 
Energien senkt CO₂-Emissionen.
• SDG 8 – Menschenwürdige Arbeit und Wirt-
schaftswachstum: Neue Arbeitsplätze entstehen im 
Bereich Speichertechnologien und erneuerbare 
Energien.
• SDG 15 – Leben an Land: Weniger fossile Ener-
gie bedeutet weniger Umweltbelastung und 
Schutz von Ökosystemen.

Welche Vorteile bieten Batteriespeicher?

• Netzstabilität: Verhindern Überlastungen und 
Spannungsabfälle.
• Optimale Nutzung von Wind- und Solarenergie: 
Speicherung von Strom bei Überschuss, Nutzung in 
Verbrauchszeiten.
• Unabhängigkeit: Reduziert die Abhängigkeit von 
fossilen Brennstoffen und Importen.
• Klimaschutz: Trägt zur Erreichung der Klimaneu-
tralität bei.
• Wirtschaftliche Chancen: Neue Investitionen, Ar-

beitsplätze und regionale Wertschöpfung.

Kommunale Handlungsmöglichkeiten und politi-
scher Handlungsbedarf

Um Batteriespeicher als tragende Säule der Ener-
giewende zu etablieren, sind konkrete Maßnahmen 
auf kommunaler Ebene erforderlich:
• Zügige und intensive Auseinandersetzung in un-
seren politischen Gremien: Eine schnelle und 
transparente Diskussion kann Entscheidungspro-
zesse beschleunigen.
• Transparente und breite Kommunikation in der 
Öffentlichkeit: Eine frühzeitige und offene Infor-
mation der Bürgerinnen und Bürger stärkt das Ver-
trauen und die Akzeptanz in den notwendigen 
Transformationsprozess.
• Zusammenarbeit mit Projektierern und Betrei-
bern: In unserer Stadt bzw. in unserem Landkreis 
sollten wir prüfen, wie wir Genehmigungsprozesse 
effizienter gestalten und durch Verwaltungs- und 
planerische Maßnahmen unterstützen können.
• Aktive Vernetzung lokaler Akteure: Große Ener-
gieverbraucher und Lieferanten sollten wir gezielt 
in unseren Planungen einbinden, insbesondere 
durch unsere Mitarbeiter*innen in der Wirtschafts-
förderung.
• Berücksichtigung von Zielkonflikten: Die Ener-
giewende können wir nicht isoliert betrachten - 
Stadtgesellschaft, Natur- und Landschaftsschutz 
müssen in den Entscheidungsprozess einfließen.

Die Energiewende ist in vollem Gange, doch ihre 
erfolgreiche Umsetzung hängt von smarten Lösun-
gen ab. Friesland und Varel könnten durch eine in-
tensive lösungsorientierte Debatte um Batterie-
speicher eine Vorreiterrolle einnehmen. Die Fraun-
hofer-Studie liefert uns dazu wichtige Impulse. 
Jetzt ist es an uns politischen Akteur*innen, die 
richtigen Rahmenbedingungen zu schaffen, damit 
unsere Region von dieser Entwicklung profitieren 
kann.

Chancen für Batteriespeicher in Friesland und Varel
Wege zu einem klimaneutralen Energiesystem

von Sigrid BuschEnergiewende



In der Februar-Ratssitzung der Stadt Jever konnten 
die Grünen einen wichtigen Erfolg für die Grund-
schule Cleverns und ihre Zukunft als Ganztags-
schule erzielen. 

Trotz aller Widerstände hat die Fraktion sich ge-
meinsam dafür eingesetzt, dass Cleverns weiterhin 
die Möglichkeit bekommt, eine Ganztagsschule zu 
werden. Denn es geht hier nicht nur um eine orga-
nisatorische Entscheidung, sondern um eine Frage 
der Bildungsgerechtigkeit, der Familienfreundlich-
keit und der Zukunftsfähigkeit des Dorfes.

Auch die Frage nach der Notwendigkeit angesichts 
des Neubaus der Paul-Sillus-Schule ist aus Sicht 
vom Fraktionsvorsitzenden Karl Oltmanns klar.  
„Wir bauen in Rahrdum ganz in der Nähe der Cle-
vernser Grundschule gerade eine Ganztags-Kinder-
tagesstätte. Und aus Ganztags-Kitakindern werden 
Ganztags-Schulkinder“, hob er hervor.

Eine verlässliche Kinderbetreuung ist für arbeiten-
de Eltern von entscheidender Bedeutung. Sie er-
möglicht es, Beruf und Familie miteinander zu ver-
einbaren, ohne dass Eltern zum Beispiel ihre Ar-

beitszeit reduzieren müssen, oder hoffen, ihre Ar-
beitszeiten flexibel an die Betreuungszeiten anzu-
passen, was vielen Arbeitnehmern in diversen Be-
rufen schlichtweg nicht möglich ist, da sie aufgrund 
von Schichtarbeit auf die Vorgaben des Arbeitge-
bers angewiesen sind.

Andernfalls müssen sie ihre Kinder zu Schulen in 
der Stadt schicken, was für viele Familien keine 
echte Wahl, sondern eine erhebliche Belastung 
darstellt. So wären die Kinder von Elterntaxis ab-
hängig, da der Schulweg mit dem Fahrrad für die 
Jüngsten schwer zumutbar wäre und auf der ande-
ren Seite die Anbindung des ÖPNV in den Randbe-
reichen Cleverns, Rahrdum und Moorwarfen nicht 
gegeben ist. 

Die Bedeutung der Schule für Cleverns geht weit 
über den Unterricht hinaus. Eine Schule ist ein zen-
traler Standortfaktor für ein lebendiges Dorfleben. 
Wenn Familien gezwungen werden, ihre Kinder für 
eine verlässliche Betreuung in die Stadt zu schi-
cken, verliert Cleverns langfristig an Attraktivität 
für junge Familien. Wer will sich in einem Ort nie-
derlassen, in dem die Grundschule perspektivisch 

keine Zukunft hat? Eltern haben bereits signali-
siert, dass sie ihre Arbeitszeiten reduzieren müss-
ten, wenn der Ganztag in Cleverns wegfallen wür-
de. Das verschärft den ohnehin angespannten 
Fachkräftemangel – ein Punkt, der in der Diskussi-
on viel zu wenig Beachtung gefunden hat.

„Schulen sind keine „Hochregallager für Kinder“, 
sondern zentrale Orte des Lernens und Zusammen-
lebens. Sie tragen maßgeblich zur sozialen Integra-
tion und zur Entwicklung von Kindern bei. Eine 
Schule, die als Ganztagsschule fungiert, bietet 
nicht nur Unterricht, sondern auch Raum für Frei-
zeitaktivitäten, Hausaufgabenbetreuung und sozia-
le Interaktion“, betont Oliver de Neidels, Schulaus-
schussvorsitzender und Ratsmitglied der Grünen.

Die Fraktion der Grünen hat in dieser Sitzung einen 
wichtigen Erfolg erzielt. Doch ihr Einsatz für eine 
gute Schulpolitik in Jever geht weiter. Es bleibt ihr 
Ziel, Bildungsangebote nicht nur in der Stadt, son-
dern auch in den Ortsteilen zu sichern und weiter-
zuentwickeln.

Ein Plädoyer für Ganztags- und Nachmittagsbetreuung
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Jever

Warum eine verlässliche Kinderbetreuung so wichtig ist
von Inga de Neidels
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Nachdem das TV-Duell zwischen Merz und Scholz 
am 09.02. von vielen dafür kritisiert wurde, dass 
das Klima keine Rolle spielte, setzte die Jugendor-
ganisation Fridays for Future direkt am darauffol-
genden Freitag, den 14.02. bundesweit ein klares 
Zeichen. In über 150 Orten in ganz Deutschland 
gingen sie auf die Straße. So auch in Jever, wo die 
Fridays for Future Gruppe Wilhelmshaven/Fries-
land einen Klimastreik angemeldet hatte, zu dem 
knapp 200 Personen kamen. Bundesweit waren 
über 130.000 Demonstrant*innen auf der Straße.

“Sie setzen sehenden Auges unsere Welt in Flam-
men. Immer noch verweigern sich Regierungen und 
fossile Konzerne der Realität und es tut weh, das 
immer wieder klar stellen zu müssen: Die Klimakri-
se ist real. Die Welt wird heißer, die Meeresspiegel 
steigen. Die Folge sind die tragischsten Naturkata-
strophen, Hunger, Flucht und Elend", kommentiert 
Janno Albrecht von Fridays for Future.

Trotz frostiger Temperaturen herrschte auf dem Al-
ten Markt eine mitreißende Stimmung. Die Rede-
beiträge von Anke Hieronymus (CSD WHV), Ute 

Kirsch (Omas gegen Rechts), Vivien Jehnrich 
(BUND) sowie Vertreter*innen von Fridays for Fu-
ture wurden mit großem Beifall bedacht. Im An-
schluss zog ein Demonstrationszug durch die Stra-
ßen rund um die Altstadt und machte den Protest 
unüberhörbar sichtbar.

Fridays for Future hatte zuletzt gemeinsam mit den 
Omas gegen Rechts zum Protest aufgerufen – als 
Antwort auf das Einreißen der Brandmauer durch 
Friedrich Merz und die CDU. Mehr als 1.000 Men-
schen in Friesland, bundesweit sogar Hunderttau-
sende, setzten mit ihrem Protest ein starkes Zei-
chen gegen den Rechtsruck. „Der Klimastreik war 
der logische nächste Schritt, um die Debatte zu-
rückzuerobern“, erklärte Jonas Evers von Fridays for 
Future.

Der Einsatz für eine wehrhafte Demokratie und für 
konsequenten, sozialen Klimaschutz gehören un-
trennbar zusammen. Diese Themen lassen sich 
heute nicht mehr getrennt denken – sie sind zwei 
Seiten derselben Medaille.

Forderungen

Vor wenigen Wochen hatte die Bewegung neue 
Forderungen für ein klimagerechtes Deutschland 
vorgestellt. Die Bewegung fordert unter anderem 
einen klaren Plan für den Gasausstieg bis 2035. 
Gleichzeitig müssen Klimaschutzmaßnahmen für 
alle bezahlbar werden – durch eine Mobilitäts- und 
Wärmegarantie. Um die Transformation zu finanzie-
ren, verlangt Fridays for Future die Besteuerung 
von Superreichen und fossilen Konzernen. Außer-
dem soll es eine Ausbildungsoffensive mit jährlich 
300.000 Fachkräften für die benötigte Transforma-
tion geben. Gegen die direkten Folgen der Klima-
krise fordert die Bewegung die Einrichtung eines 
zentralen Fonds für Klimaanpassung.

„Recht auf Zukunft“: Klimastreik setzt Zeichen für die Bundestagswahl
von Wenke OltmannsKlimastreik
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Das Januar-Plenum des Niedersächsischen Land-
tags stand ganz im Zeichen entscheidender Wei-
chenstellungen für unsere Zukunft. Mit unseren In-
itiativen als Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ha-
ben wir starke Akzente gesetzt – für den Klima-
schutz, für eine moderne Bildungspolitik und für 
Niedersachsen als Sportstandort von internationa-
ler Bedeutung. Doch auch außerhalb der Plenarde-
batten gab es in Hannover wichtige Entwicklungen 
und Diskussionen, dazu später mehr. Zunächst zu 
unseren Anträgen:

Leben retten macht Schule – Wiederbelebungs-
unterricht wird Pflicht

Ein besonderes Anliegen war der interfraktionelle 
Antrag „Leben retten macht Schule“, den wir ge-
meinsam mit SPD und CDU eingebracht haben. Un-
ser Ziel: Die Einführung von Wiederbelebungsun-
terricht als festen Bestandteil im Lehrplan aller 
Schulen in Niedersachsen. Ab 2026 sollen Schüle-
rinnen und Schüler grundlegende Kenntnisse in 
Erster Hilfe und Reanimation erlernen – eine le-
bensrettende Kompetenz, die entscheidend sein 
kann, wenn es auf jede Sekunde ankommt. Unsere 
Kultusministerin Julia Willie Hamburg brachte es in 
ihrer Rede auf den Punkt: „Eine unverzüglich be-
gonnene Herzdruckmassage verdoppelt bis ver-
dreifacht die Überlebenschance der Betroffenen. 
Dadurch ließen sich Tausende Leben retten. Und 
wo, wenn nicht in der Schule, kann man dieses Wis-
sen so früh wie möglich vermitteln?“ Deshalb ist es 
gut, dass der Antrag mit großer Mehrheit im Land-
tag verabschiedet wurde.

Aktuelle Stunde der Grünen: Energiewende kon-
sequent vorantreiben

Ein weiteres Highlight des Plenums war unsere Ak-
tuelle Stunde zur Energiewende. Unter dem Mot-
to „In Niedersachsen mit Vernunft und Fortschritt 
in die Zukunft: Windräder aufbauen statt abreißen. 
Für saubere Energie und Grünen Wasserstoff.“ ha-
ben wir deutlich gemacht, dass der Ausbau erneu-
erbarer Energien nicht nur eine ökologische, son-
dern auch eine wirtschaftliche Chance für Nieder-
sachsen ist. Wir stehen für einen klaren Kurs: Wir 
wollen Niedersachsen zum Vorreiter bei der Ener-
giewende machen – mit mehr Wind- und Solar-
energie, grüner Wasserstoffproduktion, Biogas und 
innovativen Speichertechnologien. Statt uns von 
fossilen Abhängigkeiten und zögerlicher Politik 
bremsen zu lassen, setzen wir auf mutige, zukunfts-
weisende Lösungen und das haben wir deutlich ge-
macht.

Olympische Spiele 2040: Niedersachsen als Gast-
geber

Es lebe der Sport… - auch im Plenum! Mit unserem 
Antrag „Niedersachsen für Olympia 2040 in 
Deutschland“ haben wir die Unterstützung für eine 
mögliche Bewerbung Deutschlands um die Olym-
pischen Spiele 2040 bekräftigt. Wir meinen: Nie-
dersachsen wäre bereit, als Austragungsort für ein-
zelne Wettkämpfe mitzuwirken – eine Riesenchan-
ce für den Breitensport, die Infrastrukturentwick-
lung und den internationalen Austausch, oder? 
Sport hat die Kraft, Menschen zu verbinden und ein 
starkes Zeichen für Fairness, Nachhaltigkeit und 

Zusammenhalt zu setzen. Und genau deshalb set-
zen wir uns dafür ein, dass Niedersachsen ein Teil 
dieses internationalen Events wird. Wir dürfen ge-
spannt sein!

Weitere grüne Schwerpunkte im Januar-Plenum:

Schutz von Kindern in sozialen Netzwerken: Ge-
meinsam mit der SPD haben wir einen Antrag ein-
gebracht, der den Schutz von Kindern in sozialen 
Medien verbessert. Eltern sollen künftig eine be-
hördliche Genehmigung einholen müssen, wenn 
sie ihre Kinder als Influencer präsentieren möch-
ten. Damit setzen wir ein klares Zeichen gegen die 
Kommerzialisierung von Kindern im Internet und 
für deren Schutz in der digitalen Welt.

Mehr Sicherheit in der psychiatrischen Behand-
lung: Unser Antrag zur Stärkung deeskalierender 
Ansätze in der Psychiatrie wurde ebenfalls be-
schlossen – ein wichtiger Schritt für eine mensch-
lichere und modernere Gesundheitsversorgung.

Doch nicht nur im Plenarsaal war viel los. Vor dem 
Landtag versammelten sich mehrere Tausend Jäge-
rinnen und Jäger aus Niedersachsen, aber auch aus 
anderen Bundesländern und sogar aus der Schweiz, 
um gegen geplante Änderungen im Jagdgesetz zu 
demonstrieren. Rot-Grün möchte das Jagdgesetz 
hinsichtlich mehr Tierschutz modernisieren - die 
Jägerschaft befürchtet Erschwernisse bei der Jagd-
hunde-Ausbildung und bei der Jagd selbst. Es fand 
parallel eine Gegendemonstration von Tierschutz-
organisationen statt. Trotz des brisanten Themas 
blieb alles friedlich.

Das Januar-Plenum – Grüne setzen Impulse für ein zukunftsfähiges Niedersachsen
von Sina BeckmannBerichte aus den Landtagssitzungen

Mehr Nachhaltigkeit, mehr Europa – Ein starkes Februar-Plenum im Landtag
von Sina BeckmannBerichte aus den Landtagssitzungen

Das Februar-Plenum des Niedersächsischen Land-
tags begann mit einer bewegenden Gedenkstunde 
zum dritten Jahrestag des Kriegsbeginns in der Uk-
raine. Der ukrainische Botschafter in Deutschland, 
Oleksii Makeiev, war zu Gast und schilderte ein-
drucksvoll die aktuelle Situation in seinem Land.

In seiner Rede betonte Botschafter seine Exzellenz 
Herr Makeiev die Bedeutung internationaler Soli-
darität und Unterstützung für die Ukraine. Er hob 
hervor, wie wichtig es sei, den Menschen vor Ort 
Hoffnung zu geben und sie in ihrem Streben nach 
Frieden und Freiheit zu unterstützen. Seine Worte 
hinterließen einen tiefen Eindruck bei den Anwe-
senden und unterstrichen die enge Verbundenheit 
Niedersachsens mit der Ukraine.

Doch es standen auch weitere wichtige Themen 
auf der Agenda des Plenums. Hier ein Überblick 
über die zentralen Beschlüsse:

Repair-Cafés fördern – Wegwerfmentalität stop-
pen!

Ein defekter Toaster, ein kaputter Reißverschluss 
oder das liebgewonnene Fahrrad mit einem Plat-
ten – oft landen solche Dinge im Müll, weil eine Re-
paratur zu teuer oder kompliziert erscheint. Das 
wollen wir ändern! Mit unserem Antrag zur Förde-
rung von Repair-Cafés setzen wir uns für mehr 
Nachhaltigkeit und Ressourcenschonung ein. Denn: 
Reparieren statt Wegwerfen ist nicht nur gut für die 
Umwelt, sondern stärkt auch das lokale Handwerk 
und den gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Unser Ziel ist es, diese wertvollen Initiativen zu un-
terstützen, indem wir finanzielle Mittel bereitstel-
len und die Gründung neuer Repair-Cafés erleich-
tern. Niedersachsen soll ein Land der Reparatur 
werden – und das wurde im Plenum auch partei-
übergreifend anerkannt. Während wir Grünen von 

Anfang an dafür gekämpft haben, dass diese Orte 
der Nachhaltigkeit und des Wissenstransfers geför-
dert werden, sehen mittlerweile auch andere Frak-
tionen die Notwendigkeit, dem Wegwerfwahnsinn 
etwas entgegenzusetzen.

Das Beste daran? Der Antrag wurde angenommen! 
Das bedeutet: Mehr Unterstützung für ehrenamtli-
che Reparatur-Initiativen und mehr Möglichkeiten 
für Bürger*innen, ihre defekten Alltagsgegenstän-
de kostenlos oder gegen eine kleine Spende repa-
rieren zu lassen. Ein Gewinn für alle – und ein 
Schritt in eine nachhaltigere Zukunft.

Mehr Europa in Niedersachsen – Weil wir Europa 
nicht nur verwalten, sondern leben wollen!

Europa ist für viele Menschen oft nur eine abstrak-
te Idee oder etwas, das „in Brüssel“ entschieden 
wird. Dabei profitieren wir alle ganz konkret von 
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EU-Förderprogrammen, sei es für den Klimaschutz, 
die Landwirtschaft oder den sozialen Zusammen-
halt. Doch oft bleiben diese Projekte unsichtbar. 
Das muss sich ändern!

Unser Antrag „Europa in Niedersachsen sichtbar 
machen“ wurde ebenfalls beschlossen. Damit set-
zen wir ein starkes Zeichen für ein europäisches 
Niedersachsen, das seine internationale Vernet-
zung zeigt und von EU-Fördergeldern aktiv profi-
tiert. Künftig sollen EU-geförderte Projekte in Nie-
dersachsen besser gekennzeichnet, stärker bewor-
ben und noch gezielter für nachhaltige und soziale 
Entwicklung genutzt werden.

In der Debatte wurde klar: Europa ist mehr als Bü-
rokratie – es ist eine Gemeinschaft, die unser Land 
stärkt. Ob Forschung, Bildung oder Klimaschutz – 
wir wollen, dass Niedersachsen eine europäische 
Vorzeigeregion wird. Mit unserem Antrag sorgen 
wir dafür, dass Europa für die Menschen in Nieder-
sachsen greifbarer wird – und das ist gerade in Zei-
ten von zunehmendem Nationalismus wichtiger 
denn je.

Bessere Bildungschancen: Orientierung für junge 
Menschen stärken

Eine weitere große Baustelle: die berufliche Orien-
tierung an Schulen. Junge Menschen brauchen Un-
terstützung, um ihre Zukunft aktiv zu gestalten – 
und das nicht erst nach dem Abschluss, sondern 
schon viel früher. Wir haben uns daher mit Nach-
druck für die Stärkung der beruflichen Orientierung 
eingesetzt.

Unser Antrag stellt sicher, dass Schülerinnen und 
Schüler in Niedersachsen künftig mehr Angebote 
zur Berufsorientierung erhalten. Unternehmen, 
Schulen und Bildungsträger sollen besser vernetzt 
und Beratungsangebote ausgebaut werden. Denn 
klar ist: Eine starke berufliche Orientierung hilft 
nicht nur den Jugendlichen, sondern auch unserer 
Wirtschaft. Der Fachkräftemangel ist real – und wir 
wollen, dass Niedersachsen kluge Köpfe nicht ver-
liert, sondern fördert!

Kinder im Netz schützen: Keine Chance für digita-
le Gewalt

Die Digitalisierung bringt viele Vorteile – aber 
auch Gefahren, besonders für Kinder und Jugendli-
che. Ein Thema, das uns besonders am Herzen liegt: 
Der Schutz vor bildbasierter sexualisierter Gewalt 
im Internet.

Unser Antrag zur Verbesserung der Unterstützung 
für Betroffene wurde angenommen. Das bedeutet: 
Niedersachsen wird künftig spezialisierte Informa-
tionsangebote bereitstellen und Betroffene besser 
beraten. Denn wenn intime Bilder ohne Einwilli-
gung verbreitet werden, ist das für die Betroffenen 
oft ein Albtraum. Hier müssen wir klare Kante zei-
gen – sowohl in der Prävention als auch bei der 
Hilfe für Opfer.

Mehr Schutz für Frauen: Klare Kante gegen häus-
liche Gewalt

Häusliche Gewalt ist ein massives Problem – jeden 
Tag erleben Frauen Gewalt durch ihre Partner oder 
Ex-Partner. Es war uns deshalb besonders wichtig, 
mit unserem Antrag zu zeigen: Niedersachsen lässt 
die Betroffenen nicht allein!

Unser Antrag „Mit mehr Entschiedenheit: Häusliche 
Gewalt bekämpfen“ wurde beschlossen. Damit stär-
ken wir die Beratungs- und Schutzangebote für 
Frauen und setzen uns für eine bessere Finanzie-
rung von Frauenhäusern ein. Denn Sicherheit darf 
keine Frage des Geldes sein!

Ein starkes Signal für eine nachhaltige, soziale 
und europäische Zukunft

Das Februar-Plenum hat gezeigt: Niedersachsen 
geht mit starken grünen Ideen voran. Und es gab 
auch Zeit für Gespräche am Rand: so konnte ich 
mich in Sachen Startups & Innovationen mit Flori-
an Stöhr, dem Geschäftsführer des Seedhouse Os-
nabrück und meinem SPD-Kollegen Christoph Wil-
lecke austauschen!
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Die Wärmeversorgung macht in Deutschland mehr 
als 50 % des gesamten Endenergieverbrauchs aus 
und verursacht einen Großteil des CO₂-Ausstoßes. 
Denn rund 80 % der Wärmenachfrage in Deutsch-
land wird derzeit durch den Einsatz von fossilen 
Brennstoffen wie Gas und Öl gedeckt, die aus dem 
Ausland bezogen werden. In Jever ist der Anteil 
nochmal größer – aber von Anfang an:

Was ist eine Wärmeplanung überhaupt? Die Kom-
munale Wärmeplanung ist ein langfristiger und 
strategisch angelegter Prozess mit dem Ziel einer 
weitgehend klimaneutralen Wärmeversorgung. Sie 
ist als integraler und eigenständiger Teil der kom-
munalen Energieleitplanung zu verstehen. Grund-
sätzlich sollte die Wärmeplanung das gesamte Ge-
meindegebiet umfassen und die privaten Wohnge-
bäude, die kommunalen Liegenschaften und die 
gewerblichen Gebäude darstellen.

Die Kommune übernimmt bei der Planung und Ent-
wicklung der Wärmeinfrastruktur eine sehr wichti-
ge Rolle: Sie ist zuständig für die räumliche Pla-
nung, verfügt über die relevanten Kenntnisse und 
Daten zum Gebäudebestand und sie ist vielfach In-
haberin der Wegerechte und Eigentümerin der In-
frastruktureinrichtungen. Sie kann durch ihre 
räumliche Nähe und ihren Auftrag zur Daseinsvor-
sorge maßgeblich dazu beitragen, die Bürgerschaft 
und Unternehmen für das Thema zu gewinnen. Im 
Ergebnis kann die Kommune die Wärmewende ge-
zielt durch quartiersbezogene Ansätze zur ver-
stärkten Nutzung von Wärmepumpen im Bestand 
oder den Bau von Wärmenetzen als Werkzeug zur 
Wärmeverteilung unterstützen.

In Niedersachsen müssen alle Mittel- und Oberzen-
tren bis Ende 2026 eine Wärmeplanung erstmals 
erstellt haben. Jever hat sich bereits im Jahr 2024 
auf den Weg gemacht, nachdem die rot-grüne 
Mehrheitsgruppe eine Klimamanagerin fest in die 
Verwaltung integriert hat.

Im Ende des fertigen Plans soll für jedes Gebäude 
eine klare Empfehlung zur Wärmeversorgung ge-
geben werden. Verpflichtend ist die Empfehlung für 
den Gebäudeinhaber nicht; aber durch den freien 
CO₂-Preis ab 2027 (erhebliche Verteuerung von 
Gas und Öl) kommt wahrscheinlich eine deutliche 
Dynamik in diesen Prozess. Darauf wollen wir vor-
bereitet sein.

Die Bestandaufnahme ist selbstverständlich der 
erste Schritt. Und hier offenbart sich dann auch so-
gleich die wichtigste Erkenntnis: 2/3 aller Gebäude 
sind vor 1979 gebaut und haben keine oder nur 
eine geringe Dämmung. Die Sanierung im Bestand 
wird daher die vordringlichste Maßnahme sein. Au-
ßerdem verfügen fast 95 % der Haushalte über 
eine Gasheizung, welche im Schnitt 15 Jahre alt ist. 
Hier entsteht also ein permanenter Erneuerungs-
bedarf. 

Und genau da setzt die Empfehlung aus der Wär-
meplanung an. Soll es nochmal ein Brennwertkes-
sel sein oder eine moderne Wärmepumpe oder 
eine Infrarotheizung oder womöglich der An-
schluss an ein lokales Wärmenetz? Diese Empfeh-
lung will die Stadt Jever jedem Gebäudeinhaber 
geben können. 

Sehr häufig wird die Empfehlung eine Wärmepum-
pe sein, welche inzwischen auch im Altbau gut 
funktioniert und sich im Neubau als Quasi-Stan-
dard bereits durchgesetzt hat. Auch die Infrarothei-
zung bekommt deutlich Aufwind, weil sich mit ihr 
auch innenarchitektonisch ganz viel machen lässt. 
An der Wand, an der Decke, als Spiegel oder sogar 
im Fenster verbaut ergeben sich viele kreative 
Möglichkeiten.

Im Stadtkern von Jever ergibt sich eventuell eine 
für Friesland eher ungewöhnliche Methode der 
Wärmeversorgung: das Nahwärmenetz. Hier gibt es 
mit der Brauerei eine Industrie in Stadtmitte mit 
hoher Abwärmeleistung und gleichzeitig drumher-
um viele alte Gebäude auf kleinem Raum, welche 
auch noch einen hohen Wärmebedarf haben, da sie 
zum Teil mehrere Jahrhunderte alt sind. 

Die Lösungen können also recht vielfältig und indi-
viduell sein. Wir Grünen in Jever freuen uns, dieses 
wichtige Projekt angeschoben zu haben und sind 
gespannt auf die fertige Wärmeplanung am Ende 
des Jahres.

Jever

Kommunale Wärmeplanung – Jever macht sich auf den Weg
von Karl Oltmanns
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„Die Jade Wirtschaftsregion kann zur grünen Wirt-
schaftskraft Deutschlands werden – wenn wir jetzt 
klug investieren, Bürokratie abbauen und Tempo 
machen!“ Mit dieser klaren Botschaft startete die 
Grünen-Landtagsabgeordnete Sina Beckmann in 
ein intensives Gespräch mit dem Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband (AWV). Gemeinsam mit Sven 
Giegold, stellvertretender Bundesvorsitzender der 
Grünen und ehemaliger Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz und 
dem Vorstandssprecher der Grünen Wilhelmsha-
ven, Alexander von Fintel, diskutierte sie mit AWV-
Präsident Tom Nietiedt, sowie den Vizepräsiden-
ten Thomas Bruns und Maximilian Graf von We-
del und Geschäftsführer Henning Wessels über die 
zentralen Zukunftsfragen der Region.

Zwischen Net Zero Valley und Bürokratie-Brem-
sen

Die Themenpalette war breit, doch die Richtung 
klar: Wirtschaft und Nachhaltigkeit müssen Hand 
in Hand gehen. Besonders im Fokus stand das Kon-
zept des Net Zero Valley, das die Jade Wirtschaftsre-
gion zum Vorreiter klimaneutraler Industrien ma-
chen soll. Sven Giegoldbrachte als erfahrener EU-
Politiker dazu wertvolle Impulse ein und zeigte auf, 
dass der Net Zero Industry Act für Wilhelmshaven, 
Friesland und die gesamte Region ein Booster sein 
kann.

Energiepioniere vor Ort – Batterie-Speicher als 
Schlüsseltechnologie

Ein Highlight des Gesprächs war die Vorstellung ei-
nes innovativen Batterie-Speicherpro-
jekts durch Maximilian Graf von Wedel. In San-
de entsteht ein Batteriespeicher, der mit einem 
großen Photovoltaik-Park kombiniert wird. Der be-
reits in Betrieb genommene Solarpark liefert 83 
MW Leistung, erweitert einen bestehenden Wind-
park und kann künftig durch den Speicher noch ef-
fizienter Strom bereitstellen.Zudem laufen Planun-
gen für eine gigantische 2.000-MW-Elektrolyse-
Anlage bis 2030 – ein klares Signal für die Wasser-
stoff-Zukunft der Region.

Gesundheit, Arbeitszeitmodelle und Bürokratie-
abbau – auch hier braucht es Tempo

Doch nicht nur Energie war Thema. Die Flexibilisie-
rung von Arbeitszeiten, eine zukunftsfähige Ge-
sundheitspolitik und der Bürokratieabbau standen 
ebenfalls auf der Agenda. „Wir können es uns ein-
fach nicht leisten, bei Genehmigungen und Refor-
men, egal in welchem Bereich, weiter im Schne-
ckentempo zu verharren“, betonte Sina Beckmann, 
die als erfolgreiche Unternehmerin aus der Erneu-
erbaren-Energien-Branche weiß, wo die Probleme 
liegen. Das Gespräch soll kein Einzelereignis blei-
ben – die Beteiligten wollen den Dialog fortset-
zen. Ein starkes Signal für eine Region, die den 
Strukturwandel nicht nur verwalten, sondern aktiv 
gestalten will.

Grüne Spitzenpolitiker im Dialog mit der Wirtschaft

Sina unterwegs

Unsere Region hat das Potenzial zur grünen Wirtschaftskraft!
von Sina Beckmann

Mitglied
werden!

Zukunft
mitgestalten!
QR-Code scannen

oder direkt auf
gruene.de



GRÜNES FRIESLAND18

Der 08. März ist eigentlich ein ganz gewöhnliches 
Datum. 

Am 08. März 2003 stimmten die BewohnerInnen 
Maltas mit knapper Mehrheit für den Beitritt zur 
EU. Am 08.März 1976 wird Loriots „Der Lottogewin-
ner“ erstmals im Deutschen Fernsehen ausge-
strahlt. Am 08. März ist jährlich Internationaler 
Frauentag und in diesem Jahr gewann der VFL Bo-
chum in München gegen den FC Bayern. Am 
08.März.

Im friesischen Zetel wird seit 2018 am 08.März ei-
nem Ereignis gedacht, dass in Vergessenheit zu ge-
raten drohte: Am 08.März 1943 wurden aufgrund 
des von Nazis erlassenen „Auschwitz-Erlasses“ Fa-
milienangehörige der Familien Frank/Franz/
Schwarz, die den Sinti zugerecht wurden, über die 
Zwischenstation Bremer Schlachthof in das Ver-
nichtungslager Auschwitz deportiert. Kinder zwi-
schen 5 und 15 Jahren, Frauen und Männer, sie 
überlebten den Porajmos („das Verschlingen“), den 
Völkermord, dem insgesamt in Europa 500000 Sin-
ti und Roma zum Opfer fielen, nicht.

Nur wenige überlebten die Hölle Auschwitz, trau-
matisiert für ihr ganzes Leben.

An der Horster Straße/Ecke Eschstraße erinnert 

und informiert eine Stele aus dem Projekt „Erinne-
rungsorte“ seit 2018 an die Geschehnisse um die 
Familien und die Folgen. Frau Dr. Sander vom 
Schloßmuseum Jever hat sich maßgeblich für diese 
Stele eingesetzt, nachdem  es zunächst im Zeteler 
Gemeinderat keine Bereitschaft gab, einem Grü-
nen-Antrag in diese Richtung zu folgen. Man lehnte 
„singularisiertes Gedenken“ ab. Wir Grünen waren 
und sind davon überzeugt, dass Mahnen und Ge-
denken konkret unterlegt sein muss, das die Ereig-
nisse, die geschehen sind, konkret benannt werden. 

Mit Nachfahren der Familien, die wir zur Gedenk-
stunde einladen, gestalten wir diese Feier gemein-
sam. Christel Schwarz hat noch im letzten Jahr wie 
die Jahre zuvor ein Grußwort gesprochen. Er war 
Träger des Friesland-Tellers und wurde so vom 
Landkreis Friesland für seine Erinnerungs-und Ver-
söhnungsarbeit hoch geehrt. Leider ist er im Okto-
ber 2024 im Alter von 76 Jahren in Oldenburg ver-
storben. 

Aber auch in diesem Jahr war die Familie am 
08.März gut vertreten und die Gruppe „Sinti Swing 
Oldenburg“ rahmte die Gedenk-und Mahnveran-
staltung musikalisch ein. Christel Schwarz hatte 
immer wieder vor dem Erstarken rechtsextremer 
Tendenzen und Parteien einhergehend mit Hass 
und Hetze gegen Minderheiten gewarnt. Es gilt 

ganz besonders seit diesem Jahr, diese Warnung 
ernstzunehmen und im Erinnern und Mahnen nicht 
nachzulassen. NIE WIEDER IST JETZT!

Der 08.März oder was Zetel mit Auschwitz zu tun hat
von Wilhelm WilkenZetel
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Frieslands Mehrheitsgruppe setzt weiterhin konse-
quent auf den flächendeckenden Glasfaserausbau 
im gesamten Kreisgebiet.

Mit dem gerade beschlossenen Haushalt 
hat sich Frieslands Mehrheitsgruppe für 
die Endstufe des Ausbauverfahrens be-
züglich einer flächendeckenden Glasfa-
serversorgung ausgesprochen und hat 
damit die letzte Phase dieses bedeuten-
den Infrastrukturprojekts eingeleitet. 
Von dem geplanten Ausbauvorhaben 
werden rund 15.600 Einwohner bzw. 
15% der Bevölkerung Frieslands profi-
tieren.

„Eine stabile und überall verfügbare Ver-
sorgung mit schnellem Internet ist für 
den Landkreis als Wirtschaftsstandort 
unabdingbar. Viele Unternehmen, land-
wirtschaftliche Betriebe und private 
Haushalte werden hiervon profitieren“, 
betont Jannes Wiesner, Sprecher der 
Mehrheitsgruppe und Fraktionsvorsit-
zender der SPD.

Auf Basis der oben stehenden Adressku-
lisse wurde am 19.09.2024 der Antrag 
beim Projektträger des Bundes gestellt. 
Dabei wurde die einheitliche Antragstel-
lung bevorzugt, um sicher in die Fast-La-
ne-Förderung zu gelangen und bei einer 
zu dem Zeitpunkt nicht auszuschließen-
den Überzeichnung der Fördermittel 
eine hohe Wahrscheinlichkeit der Förderfähigkeit 
und der schnellen Entscheidung hierüber zu erhal-
ten. Zudem wurde so das Risiko minimiert, dass Tei-
le des Landkreises eine Förderzusage erhalten und 
wiederum andere (Teil-) Förderanträge abgelehnt 

werden und diese Teilung dann auch innerhalb von 
Gemeindegebieten hätte erfolgen müssen.

„Die flächendeckende Förderung wurde gezielt so 

beantragt, dass der gesamte Landkreis gleicherma-
ßen von der schnellen Anbindung profitiert. So 
wird keine Gemeinde beim Ausbau abgehängt. Das 
ist uns wichtig, denn es sorgt für gleichwertige Le-
bensverhältnisse von Wangerooge bis in die Friesi-

sche Wehde.„ so Martina Esser, Fraktionsvorsitzen-
de der Grünen.

Der Glasfaserausbau stärkt nicht nur die Wirtschaft, 
sondern verbessert die Lebensqualität 
für alle. Besonders für Menschen mit Un-
terstützungs- oder Pflegebedarf ist eine 
stabile digitale Infrastruktur essenziell – 
sei es für telemedizinische Angebote 
oder die digitale Anbindung an Versor-
gungs- und Hilfsdienste. Auch für Touris-
mus, Bildung und kulturelle Teilhabe ist 
eine moderne Internetanbindung von 
zentraler Bedeutung. Friesland setzt da-
mit ein klares Zeichen: Jeder Mensch im 
Landkreis hat das gleiche Anrecht auf 
moderne Infrastruktur und digitale Teil-
habe.

Mit der bereits bewilligten Bundesförde-
rung und der beantragten Landesförde-
rung soll eine Gesamtsumme von rund 
64 Millionen Euro in das Projekt fließen. 
„Das ist eine bedeutende Investition. 
Wer heute nicht handelt, zahlt in Zukunft 
einen höheren Preis – nicht nur wirt-
schaftlich, sondern auch gesellschaft-
lich“, unterstreicht Gerhard Ratzel, Frak-
tionsvorsitzender der FDP.

Der Landkreis Friesland setzt mit diesem 
Projekt ein starkes Zeichen für digitale 
Chancengleichheit und eine zukunftsfä-
hige Infrastruktur. Der Glasfaserausbau 

wird dafür sorgen, dass alle Menschen in Friesland 
– unabhängig von ihrem Wohnort – von den Mög-
lichkeiten der digitalen Welt profitieren können.

Glasfaserausbau sichert Zukunft in Friesland
von Martina EsserAus dem Kreistag
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Ein spannender Auftakt ins neue Jahr und die heiße 
Phase des Wahlkampfs: Am 9. Januar fand in Jever 
eine von Fridays for Future organisierte Podiums-
diskussion mit den Direktkandidat*innen des Wahl-
kreises 26 statt. Die Veranstaltung bot die erste Ge-
legenheit, ihre Positionen kennenzulernen.

Im vollbesetzten Lokschuppen Jever diskutierten 
Siemtje Möller (SPD), Ulrike Maus (Grüne), Robert 
Wegener (FDP) und Vincent Janßen (Linke) über Ju-
gend, Klima und Demokratie. Anne Janssen (CDU) 
sagte aus terminlichen Gründen ab. Der Direktkan-
didat der AfD, Martin Sichert, wurde von den Orga-
nisator*innen ausgeladen. Thematisch war die De-
batte in vier Blöcke unterteilt, sodass nach kurzen 
Impulsen der Kandidatinnen auch konkrete Fragen 
aus dem Publikum diskutiert werden konnten. 

Ulrike Maus: Klare Positionen für Klimaschutz 
und Demokratie

Ulrike Maus, grüne Direktkandidatin aus Esens, be-
tonte die Bedeutung der Jugend als „Seismograph 
der Gesellschaft“ und würdigte das Engagement 
von Fridays for Future als entscheidenden Treiber 
für klimapolitische Fortschritte. Sie sprach sich für 
eine stärkere Einbindung junger Menschen in poli-
tische Prozesse aus.

Beim zentralen Thema Klimaschutz forderte Maus 
entschlossene Maßnahmen zur CO₂-Reduktion, 
darunter die Wiedervernässung von Mooren und 
Aufforstungsprojekte. Sie hinterfragte das bisheri-
ge Wirtschaftsmodell und plädierte für eine Ge-
meinwohlökonomie, die ökologische und soziale 
Aspekte gleichwertig berücksichtigt.

In der Diskussion um Demokratie warnte Maus vor 
einer zunehmenden gesellschaftlichen Spaltung 
durch populistische Narrative. Politik müsse beson-
ders jene unterstützen, die am stärksten von sozia-
len und ökologischen Krisen betroffen sind.

Kein Podium für Klimaleugnung und Verschwö-
rungstheorien

Die Organisator*innen luden den AfD-Kandidaten 
Martin Sichert bewusst nicht ein. Begründet wurde 
dies mit der mangelnden Gesprächsgrundlage: Die 
AfD leugne den menschengemachten Klimawan-
del und verbreite Verschwörungstheorien.

Ein Blick in den aktuellen Leitantrag der Partei be-
stätigt dies. Dort wird der wissenschaftliche Kon-
sens über die Zunahme von Extremwetterereignis-
sen ignoriert, während absurde Mythen wie der 
Great Reset bemüht werden. Fridays for Future 
stellte Sichert daher die Bedingung, sich klar von 
diesen Lügen zu distanzieren – was er ablehnte.

Auch das Angebot, im Publikum zu sitzen und Fra-
gen zu stellen, schlug er aus.Trotz Kontroversen im 
Vorfeld war der Abend ein voller Erfolg: Eine sach-
liche Debatte über echten Klimaschutz – mit Kan-
didat*innen, die auf wissenschaftliche Fakten set-
zen.

Fridays for Future-Podiumsdiskussion füllt Lokschuppen in Jever bis auf den letzten Platz

Podiumsdiskussion

Jugend, Klima und Demokratie
von Wenke Oltmanns
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Die Insel Wangerooge steht vor großen Herausfor-
derungen: Der Tourismus als wirtschaftliche Basis 
muss nachhaltig weiterentwickelt werden, gleich-
zeitig sollen die Bedürfnisse der Einheimischen 
stärker berücksichtigt werden. Um diesen Spagat 
zu meistern, hat die Gemeinde Wangerooge in ei-
nem breit angelegten Beteiligungsprozess das 
Tourismus- und Lebensraumkonzept erarbeitet. 
Der Leitgedanke: „Wangerooge – Zuhause für alle“.

Von der Idee zum Konzept

Bereits im Kommunalwahlkampf 2021 hatten die 
Grünen Wangerooger die Einführung von Bürgerrä-
ten gefordert, um Insulanerinnen und Insulanern 
mehr Mitsprache bei wichtigen Themen zu ermög-
lichen. Stattdessen entschied der Gemeinderat, 
mehrere Arbeitskreise zu gründen, darunter auch 
den Arbeitskreis „Tourismus und Lebensraum“. Hier 
sollten Bürgerinnen und Bürger gemeinsam mit 
Verwaltung und Ratsmitgliedern an Zukunftsthe-
men arbeiten.

Während andere Arbeitskreise mangels Beteili-
gung nicht zustande kamen, entwickelte sich der 
Arbeitskreis Tourismus zur zentralen Plattform für 
die Diskussion über die Zukunft der Insel. In regel-
mäßigen Sitzungen wurden Themen wie die Weite-
rentwicklung des Tourismus, der Schutz des Natur-
raums und die Schaffung von Wohnraum für Insula-
ner behandelt.

Professionelle Begleitung und Bürgerbeteiligung

2023 wurde auf Initiative der Grünen eine professi-
onelle Begleitung durch die Beratungsunterneh-
men PROJECT M und Saint Elmo’s Tourism organi-
siert. Ziel war es, die Ideen aus dem Arbeitskreis in 
ein fundiertes Konzept zu überführen und dabei 
möglichst viele Einwohnerinnen und Einwohner 
einzubinden.

Ein zentraler Baustein war die Beteiligung der Be-
völkerung. Neben einer Online-Plattform für Ideen 
und Anregungen fanden öffentliche Veranstaltun-
gen und Workshops statt. Die Ergebnisse einer ers-

ten Bürgerbefragung zeigten, dass viele Wangeroo-
ger Wert auf eine nachhaltige Entwicklung legen 
und sich mehr Mitsprache bei politischen Entschei-
dungen wünschen.

Im März 2024 startete das Auftaktforum, bei dem 
die wichtigsten Herausforderungen für Wangeroo-
ge definiert wurden. Anschließend folgten themati-
sche Workshops zu Bereichen wie Lebensraumge-
staltung, Klimaschutz, Wirtschaft und Infrastruktur.

Die Vision: „Wangerooge – Zuhause für alle“

Basierend auf den Ergebnissen der Workshops wur-
de eine gemeinsame Vision entwickelt:

„Wangerooge ist Zuhause für alle – sowohl für In-
sulaner als auch für Gäste. Die Insel soll ganzjährig 
ein attraktiver Ort zum Leben, Arbeiten und Urlau-
ben sein. Echte Gemeinschaft schafft Verbunden-
heit und Nähe – geprägt von nachhaltigem Touris-
mus, Naturschutz und einem respektvollen Mitein-
ander.“

Diese Vision wurde als Leitlinie für alle zukünfti-
gen Entscheidungen festgelegt. Damit sie nicht nur 
auf dem Papier bleibt, wurden konkrete Maßnah-
men und Schlüsselprojekte formuliert.

Schlüsselprojekte für die Zukunft

Aus dem Beteiligungsprozess sind 117 Maßnah-
men hervorgegangen, darunter 14 Schlüsselprojek-
te und 16 Quick Wins – also kurzfristig umsetzbare 
Verbesserungen. Zu den wichtigsten Projekten ge-
hören:
• Sanierung des Meerwasser-Erlebnisbads „Oase“ 
als zukunftsfähiges Thalasso-Zentrum.
• Neue Wohnraumkonzepte, um Insulanerinnen 
und Insulanern langfristig bezahlbaren Wohnraum 
zu sichern.
• Nachhaltige Tourismusstrategie mit klarer Posi-
tionierung und gezieltem Marketing.

Verbesserung der Infrastruktur, insbesondere im 
Bereich Mobilität und Klimaschutz.

Umsetzung und nächste Schritte

Im Januar 2025 wurde das Konzept offiziell vorge-
stellt. Der Gemeinderat hat beschlossen, zukünftige 
Entscheidungen konsequent an der Vision „Wan-
gerooge – Zuhause für alle“ auszurichten. Die Um-
setzung der Maßnahmen wird von einem Len-
kungsausschuss begleitet, in dem Vertreterinnen 
und Vertreter aus Wirtschaft, Verwaltung, Politik 
und Zivilgesellschaft zusammenarbeiten.

Die nächsten Schritte:
• April 2025: Treffen des Lenkungsausschusses zur 
Priorisierung der Maßnahmen.
• Sommer 2025: Erste Fortschrittsberichte zu 
Schlüsselprojekten.
• Regelmäßige Updates auf der Website der Ge-
meinde und in öffentlichen Sitzungen.

Die Beteiligung der Bevölkerung bleibt auch in der 
Umsetzungsphase zentral. Über eine Projektwebsi-
te können sich Interessierte weiterhin informieren 
und einbringen:

 https://perspektive-wangerooge.projectm.de/

Wangerooge hat mit diesem Konzept einen wichti-
gen Meilenstein gesetzt – nun gilt es, die Ideen in 
die Realität umzusetzen.

Wangerooge

Erfolgreiche Bürgerbeteiligung: Ein Zukunftskonzept für Insulaner und Gäste
von Peter Kuchenbuch-Hanken

https://perspektive-wangerooge.projectm.de/
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Bahnverkehr

Grüne fordern die Brechung der Bahnstrecke Wilhelmshaven-Osnabrück
von Rüdiger Schaarschmidt

In diesen Tagen wurde die Bahnstrecke Oldenburg-
Wilhelmshaven komplett elektrifiziert und zwei-
gleisig fertiggestellt. Das ist eigentlich ein Grund 
zum Feiern, beendet die Fertigstellung doch die 15 
Jahre dauernden Leiden der Bahnkunden an Zug-
ausfällen, Streckensperrungen und Schienener-
satzverkehr.

Die grünen Kreisverbände Friesland, Wilhelmsha-
ven und Wittmund fordern deshalb, jetzt die Konse-
quenzen aus der Fertigstellung zu ziehen, die 
Bahnlinie Wilhelmshaven-Osnabrück in Oldenburg 
zu brechen und damit in zwei Teile zu zerschnei-
den: Dabei geht es einerseits um die Strecke “Wil-
helmshaven-Oldenburg” und andererseits um “Ol-
denburg-Osnabrück”. Das machten Vertreterinnen 
und Vertreter der Grünen aus Friesland, Wilhelms-
haven und Wittmund jetzt bei einem Pressege-
spräch deutlich. Aus ihrer Sicht gibt es zwei starke 
Argumente für die Brechung in Oldenburg, erläu-
tert der grüne Verkehrsexperte aus Friesland, Uwe 
Burgenger: “Eine durchgehende Verbindung von 
Wilhelmshaven nach Osnabrück macht erst wieder 
Sinn, wenn auch der Streckenabschnitt zwischen 
Oldenburg und Osnabrück saniert ist. Und das ist 
bis 2040 nicht geplant.”

Die Bahnreisenden aus Wilhelmshaven, Wittmund 
und Friesland, das hat eine Erhebung ergeben, fah-
ren zu mehr als 80 Prozent entweder nach Olden-

burg oder weiter Richtung Bremen. Weiter in Rich-
tung Osnabrück fährt nur jeder fünfte Fahrgast. Der 
Streckenabschnitt “Osnabrück-Oldenburg” leidet 
unter der Eingleisigkeit mit nur wenigen Begeg-
nungsstellen und einer fehlenden Elektrifizierung. 
“Deshalb ist es deutschlandweit die Bahnstrecke 
mit den meisten Verspätungen”, weiß Uwe Burgen-
ger, der neben seinem Amt als Kreistagsabgeordne-
ter auch Vorstandsmitglied der Grünen in Friesland 
ist. „Dass ein Zug aus Osnabrück pünktlich in Ol-
denburg ankommt, ist die absolute Ausnahme. Die-
se marode Strecke mit der modernisierten Strecke 
Wilhelmshaven-Oldenburg zusammenzubinden, ist 
aberwitzig. Da wird jede Verspätung mitgenom-
men.” Besonders die Reisenden in Richtung Schor-
tens und Jever sowie Esens und Wittmund müssen 
derzeit bei jeder Verspätung zittern, ob sie den An-
schluss in Sande noch erreichen, oder ob die Bahn 
sie in Sande eine Stunde auf dem kalten Bahnsteig 
auf den nächsten Zug warten lässt.

Dass eine Brechung der Strecke in Oldenburg für 
diese Reisenden ein Segen wäre, hat das Hunte-
hochwasser im Januar 2024 bewiesen. Damals 
konnten die Züge aus Wilhelmshaven nur bis Ol-
denburg fahren und waren pünktlich. Für mehr als 
80 Prozent der Reisenden war das ein Gewinn.

Die Bahnstrecke „Wilhelmshaven-Oldenburg” ist 
für 1,2 Milliarden Euro zweigleisig ausgebaut und 

elektrifiziert worden. Dass jetzt nicht mehr passiert, 
macht Uwe Burgenger wütend: „Und was plant die 
Landesnahverkehrsgesellschaft (LNVG) nach die-
sem Ausbau? Lediglich die halbstündigen, zusätzli-
chen Verbindungen ab dem 20. Dezember nach 
Bremen werden mit elektrischen Zügen bedient. 
Alle stündlichen Personenzüge auf der Strecke sind 
weiterhin Dieselzüge. Erst ab 2027 soll die Hälfte 
der Züge durch elektrische Züge ersetzt werden, 
der Rest soll bis weit in die 2030er Jahre hinein mit 
Dieselfahrzeugen betrieben werden. Das ist völlig 
indiskutabel. 19 Verbindungen am Tag mit 1.900 
Zugkilometern oder fast 700.000 Zugkilometer im 
Jahr will die LNVG weiterhin mit Diesel- statt mit 
Elektroloks befahren. Und nach 2027 auch noch die 
Hälfte davon. Das ist klimapolitischer Irrsinn.”

Die Grünen und allen voran Uwe Burgenger for-
dern deshalb die LNVG und den zuständigen Minis-
ter Olaf Lies auf, dafür zu sorgen, dass zügig alle 
Diesel-Personenzüge auf der Strecke Oldenburg-
Wilhelmshaven durch elektrische Züge ersetzt 
werden. Dafür ist eine Brechung der Bahnstrecke 
“Osnabrück-Wilhelmshaven” in Oldenburg notwen-
dig. Burgenger: “Die Brechung hätte zwei wesentli-
che Effekte: Sie wäre klimafreundlich und die Rei-
senden zwischen Wilhelmshaven und Oldenburg 
könnten sich auf die Bahn und ihre Anschlusszüge 
endlich einmal verlassen.”

Mitgliederzuwachs und Informationsaustausch im Fokus
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In einem eher privaten Rahmen stellte sich die 
Bundestagskandidatin von Bündnis 90/Die Grünen 
im Wahlkreis 26, Ulrike Maus beim Politischen 
Stammtisch der Grünen in Jever den Fragen von 
Reiner Tammen, unter seinen Freunden auch „Mau-
si“ genannt. Auf Einladung des Ortsverbands Jever-
land sollten Mitglieder ebenso wie interessierte 
Gäste in lockerer Atmosphäre Gelegenheit bekom-
men, um mit der Bundestagskandi-
datin von Bündnis 90/Die Grünen 
Ulrike Maus ins Gespräch kommen.

Und der Abend hielt, was er verspro-
chen hatte. Knapp 30 Personen wa-
ren der Einladung gefolgt, um in ge-
selliger Runde ins Gespräch zu kom-
men. Nach einer kurzen Begrüßung 
durch die Grüne Ratsfrau Almuth 
Thomßen aus Jever folgte eine krea-
tive Fragerunde, bei der Ulrike Maus 
jeweils zwischen zwei vorgegebe-
nen Antworten wählen musste. Es 
ging weniger darum, Lösungen zu 
finden, als vielmehr darum, die Per-
sönlichkeit der Kandidatin besser 
kennenzulernen. Dabei ging es bei-
spielsweise um „Meer oder Berge“, 
„Theater oder Kino“, „Ordnung oder Unordnung“, 
„Stones oder Beatles“ und „Logik oder Bauchge-
fühl“. Nach einem „Warming Up“ mit diesen und an-
deren Alternativen konnte Reiner Tammen, seit vie-
len Jahren Ratsvertreter im Wangerland, Mitglied 
des Kreistages und stellvertretender Landrat in 
Friesland, mühelos auf die ernsteren Themen über-
leiten. Dabei erklärte er auch, warum er im Freun-
deskreis den Spitznamen „Mausi“ trägt und wie die-
se Anekdote zur Namensgebung der Veranstaltung 

„Maus trifft Mausi“ führte: Tammen war als 10jähri-
ger extrem klein und schmal, sodass ein Junge aus 
einer höheren Klasse meinte, der Reiner sei so 
klein wie eine Maus, eigentlich noch kleiner, eher 
ein Mausi. 

Bei den nun folgenden Fragen ging es inhaltlich 
richtig zur Sache. Zunächst standen die finanziellen 

Probleme der Kommunen im Mittelpunkt und wie 
man damit in Zukunft umgehen muss.  Ulrike Maus 
betonte, dass Bund und Länder ihre Verpflichtun-
gen gegenüber den Kommunen besser erfüllen 
müssten, da bei der Übernahme öffentlicher Aufga-
ben durch die Kommunen häufig nur rund 80 Pro-
zent der Kosten erstattet werden. Auch der Fach-
kräftemangel wurde aufgegriffen. In Verknüpfung 
mit der Migration wurde hier deutlich, dass es Ar-
beitskräfte in großer Zahl gibt. Ulrike Maus und vie-

le Anwesende waren sich darin einig, dass Geflüch-
tete nicht als Belastung, sondern als Potenzial be-
trachtet werden sollten. Sie könnten durch gezielte 
Integration einen wichtigen Beitrag zur Gesell-
schaft leisten und so gleichzeitig dem Arbeitskräf-
temangel entgegenwirken. „Hier gilt es, Wege zu 
finden, diese Menschen schnell in die Möglichkeit 
zu versetzen, sich hier vor Ort im Arbeitsleben zu 

integrieren“, so Maus. Hier nahm 
auch die gewollte Diskussion im Pu-
blikum richtig Fahrt auf. Von den 
Gästen gab es dazu viele Hinweise 
und Tipps, wie man vorgehen könne. 

Weitere Themen waren der ÖPNV, 
der Individualverkehr, die Bundes-
wehr, Schulen und Kindergärten so-
wie Klimawandel und mögliche Re-
gierungsbündnisse. Zu allen The-
men gab es Antworten von Ulrike 
Maus, aber unter der Moderation 
von Reiner Tammen zugleich immer 
auch einen Austausch zwischen den 
Gästen und der Kandidatin. Neben 
den Mitgliedern der Grünen gab es 
zahlreiche weitere interessierte 
Gäste, die sich teilweise mit ganz 

anderen Ansätzen in die durchweg konstruktive 
Diskussion einbrachten. 

So konnte Reiner Tammen nach fast zwei Stunden 
ein durch und durch positives Resümee ziehen: 
„Die Veranstaltung bot eine gute Mischung aus 
persönlichem Austausch und sachlicher Diskussion, 
was von allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
angesichts andernorts oft aggressiven Auseinan-
dersetzungen sehr geschätzt wurde.

Es ist ein eindrucksvolles Erlebnis: Gestern noch in 
der Kleinstadt in Friesland, heute im City Cube Ber-
lin – mitten im Geschehen, wo Robert Habeck und 
Annalena Baerbock auf der Bühne sprechen und 
Kamerateams durch die Reihen eilen, um Aufnah-
men für die Nachrichten zu machen.

Vier Wochen vor der Bundestagswahl ging es los, 
und direkt zu Beginn hielt unser Kanzlerkandidat 
Robert Habeck eine mitreißende Rede. Er sprach 
über Zuversicht und Entschlossenheit im Wahl-
kampf und darüber, wie wichtig es ist, den aktuel-
len politischen Herausforderungen mit Mut und 
klaren Konzepten zu begegnen. Das war ein echter 
Motivationsschub für den Endspurt unseres Wahl-
kampfes.

Besonders spannend wurde es bei der Diskussion 
unseres Wahlprogramms. Fast 1.900 Änderungsan-

träge hatten Grüne aus ganz Deutschland zum Vor-
schlag des Bundesvorstandes eingereicht. Klima-
schutz, Frieden in Europa, soziale Gerechtigkeit, 
eine nachhaltige Wirtschaft – all diese Themen 
standen im Fokus.

In Anbetracht der überwältigenden Anzahl an Än-
derungsanträgen waren wir auf einen intensiven 
und langen Tag vorbereitet. Doch die Konferenz 
war hervorragend organisiert. Im Voraus hatten wir 
die Möglichkeit, die Anträge zu ranken und so wur-
den vor Ort die Anträge diskutiert, die besonders 
viele für wichtig erachtet hatten. In kurzen Reden 
wurden die Argumente für und gegen Änderungen 
erläutert. Daraufhin wurde abgestimmt. Am Ende 
konnte man so richtig spüren, wie geschlossen wir 
als Partei hinter unseren Zielen stehen und dass 
wir gemeinsam Verantwortung für die Zukunft 
übernehmen wollen. Und die Konferenz war fast 

eine Stunde vor dem Zeitplan beendet.

Für uns aus Friesland war diese BDK nicht nur in-
spirierend, sondern auch ein echter Ansporn. Wir-
nehmen den Schwung und die Energie mit nach 
Hause, um hier bei uns weiter für eine gerechte und 
nachhaltige Zukunft zu kämpfen.

Diese Konferenz hat gezeigt: Unser Wahlprogramm 
steht für eine gerechte und nachhaltige Zukunft –
und auch wenn das Wahlergebnis nicht unseren Er-
wartungen entsprach, haben wir als Partei bewie-
sen, dass wir gemeinsam für Veränderung einste-
hen. Jetzt heißt es: Dranbleiben, weiter kämpfen 
und unsere Vision für die Zukunft Schritt für Schritt 
Realität werden lassen!

Wahlkampf

BDK

Maus trifft Mausi: Ulrike Maus im Gespräch mit Reiner Tammen

Das Wahlprogramm steht: Außerordentliche Bundesdelegiertenkonferenz in Berlin

von Rüdiger Schaarschmidt

von Wenke Oltmanns
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Jedes Jahr werden viele Tonnen Abfall verursacht, 
weil Geräte vorzeitig entsorgt werden, obwohl sie 
reparabel wären. Oft fehlt vielen Verbraucherinnen 
und Verbrauchern dazu das nötige Fachwissen oder 
das passende Spezialwerkzeug. Diese Lücke füllen 
Repair-Cafés und ehrenamtliche Reparatur-Werk-
stätten. Sie sind bereits in vielen niedersächsischen 
Orten vertreten. Immer mehr En-
gagierte tragen in ihrer Freizeit 
durch Reparaturhilfen vor Ort zu 
einem ressourcenschonenden 
Umgang mit Produkten bei.Diese 
wichtige Arbeit soll nun auch fi-
nanziell unterstützt werden – das 
hat der Landtag auf Antrag der re-
gierungstragenden Fraktionen in 
dieser Woche (26. Februar 2025) 
mit einem Antrag beschlossen.

Die Fraktionen von SPD und Grünen hatten sich mit 
ihrer politischen Liste für 2025 verständigt, dass 
für Werkstätten eine Gesamtsumme von 400.000€ 
bereit gestellt werden soll. Geplant ist eine Förde-
rung von bis zu 3.500 Euro pro Einrichtung, die als 

100%iger Zuschuss für die Anschaffung von Werk-
zeugen o.ä. gezahlt werden soll. Auch die Repara-
tur-Initiativen in Schortens, Varel, Bockhorn und 
Zetel können von dem niedrigschwelligen Antrags-
verfahren und der finanziellen Unterstützung pro-
fitieren.

„Ich freue mich sehr darüber, dass die Förderung 
des Landes bereits Ende März anlaufen wird. Dies 
ist sicher auch für die Repair-Cafés in Friesland von 
Interesse. Ob im Kellerraum in Sande, in den Re-
pair-Cafés in Schortens und Zetel und im Vareler 
Reparaturcafé - in allen Werkstätten wird gemein-
sam repariert, sich getroffen und geschnackt. Diese 
Unterstützung ist auch eine Anerkennung für das 

enorme Engagement der Ehrenamtlichen“, erklärt 
MdL Sina Beckmann, grüne Landtagsabgeordnete 
aus Jever.

Die Förderung der Repair-Cafés sei ein wichtiger 
Schritt auf dem Weg raus aus der Einweggesell-
schaft – hin zu einer Kreislaufwirtschaft mit einer 

ökologischen, verbraucherfreundli-
chen und wirtschaftlichen Nachhal-
tigkeit. „Es braucht mehr Anreize, da-
mit sich Menschen häufiger gegen 
eine Neuanschaffung und für die Re-
paratur von defekten Produkten ent-
scheiden“, so Sina Beckmann. „Uns ist 
wichtig, dass wir die Verbraucherin-
nen und Verbrauchern dabei unter-
stützen, lokal und nachhaltig zu han-

deln und damit auch noch ihren Geldbeutel zu 
schonen. Darüber hinaus sind Repair-Cafés wichti-
ge Orte für nachbarschaftliche und dörfliche Ver-
netzung.“

Ich freue mich sehr darüber, dass die 

Förderung des Landes bereits Ende März 

anlaufen wird. Dies ist sicher auch für die 

Repair-Cafés in Friesland von Interesse.

Land unterstützt ehrenamtliche Reparatur-Initiativen in Friesland
von Sina BeckmannAus dem Landtag

Reparieren statt Neukaufen
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Das Niedersächsische Kulturministerium hat be-
kannt gegeben, welche Projekte, Festivals, Ensem-
bles und Chöre dieses Jahr vom Land gefördert 
werden.

Aus den eingegangenen Anträgen hat die unab-
hängige Niedersächsische Musikkommission eine 
Empfehlung erarbeitet und die Projekte zur Förde-
rung vorgeschlagen. „Musik verbindet Menschen 
schon seit jeher. Ich bin froh, dass die Landesregie-
rung das im Blick behält, trotz schwieriger Zeiten 
und knapper werdender Mittel.“

Auch das Friesenklang-Festival in Varel bekommt 
eine Unterstützung von 10.000 Euro. „Das sind tol-
le Nachrichten! Ich freue mich sehr, dass das Frie-

senklang-Festival es auf die Förderliste geschafft 
hat. Das bedeutet viel Rückenwind für die heimi-
sche Musikszene“, sagt die Grüne Politikerin Sina 
Beckmann

Mit der Landesförderung wird eine enorme Band-
breite an Musikkultur gefördert – von populären 
Festivals bis hin zum klassischen Orchesterprojekt. 
„Wir unterstützen die Vielfalt der Musiklandschaft 
in Niedersachsen, das stärkt die Kulturszene im 
ganzen Land“, erklärt Sina Beckmann. Bi

ld
: A

le
x B

ra
ck

en
 au

f U
ns

pl
as

h

Land stärkt Musikkultur in Niedersachsen
von Sina BeckmannAus dem Landtag

10.000 € für das Friesenklang-Festival in Varel

Der öffentliche Nahverkehr (ÖPNV) in Niedersach-
sen soll massiv ausgebaut werden, davon profitie-
ren Friesland und der Nordwesten. „Um die Mobili-
tätswende voranzutreiben, braucht es ein attrakti-
ves Angebot. Mit dem Ausbau barrierefreier Bus-
haltestellen und der Anschaffung zusätzlicher Bus-
se mit zukunftsweisendem Antrieb bringen wir den 
ÖPNV weiter voran", sagt Grünen-Landesabgeord-
nete Sina Beckmann. Um die Kommunen bei dieser 
wichtigen Aufgabe zu unterstützen, setzt die rot-
grüne Landesregierung mit einem Rekordbetrag 
auf die Förderung des öffentlichen Personennah-
verkehrs.

Allein in Friesland werden 33 Bushaltestellen bar-
rierefrei ausgebaut und erneuert. Dabei profitieren 
die Gemeinden Bockhorn, Sande, Wangerland, Varel 
und die Stadt Jever jeweils von einer 75-prozenti-
gen Förderung durch das Land. Rund 2.082.000 € 
fließen so vorbehaltlich der tatsächlichen Kosten 
in die Region. “Ich sehe jetzt schon die Veränderun-
gen und die Umbau-Arbeiten, wenn ich gerade in 
Jever unterwegs bin. Es passiert was, das ist gut. 
Wer mich kennt, weiß, dass ich ein Fan davon bin, 
nicht viel zu reden, sondern zu machen. Und hier 
wird jetzt gemacht - neue Bushaltestellen für nach-
haltige Mobilität!”, freut sich die Jeveranerin.

Insgesamt stellt das Land in dem umfangreichen 
Förderprogramm 168 Millionen Euro zur Verfü-
gung und fördert landesweit 279 Projekte. "Die 
Förderung dieser Projekte zeigt deutlich, dass die 
Landesregierung einen großen Schwerpunkt auf 
das Gelingen der Verkehrswende im ländlichen 
Raum legt. Ich bin davon überzeugt, dass das Geld 
auch bei uns in der Region zu spürbaren Verbesse-
rungen im Busverkehr führen wird", so Beckmann.

Millionenzuschüsse: Mehr Busse und barrierefreie Haltestellen
von Kim HüsingAus dem Landtag

Bi
ld

: K
I-g

en
er

ie
rte

 Il
lu

str
at

io
n 

(D
AL

L·
E, 

er
ste

llt
 m

it 
Ch

at
GP

T)



GRÜNES FRIESLAND26

Die allermeisten Besucherinnen und Besucher ver-
ließen den Anton-Günther-Saal in Jever nach zwei 
Stunden mit einem nachdenklichen Gesichtsaus-
druck. Die Textabschnitte, die der Berliner Schrift-
steller Marko Martin aus seinem neuesten Buch 
„und es geschieht jetzt. Jüdisches Leben nach dem 
7. Oktober“ und die anschließende Diskussion 
hatten deutlich gemacht: Um das Leben und 
die Lebensbedingungen der Menschen im Na-
hen Osten zu verstehen, braucht es mehr als 
eine Generation. Einfache Rezepte und Ant-
worten tragen nicht. Die Geschichten, die Mar-
ko Martin erzählt hat, öffneten den Besuche-
rinnen zugleich die Augen für einen Realität, 
die viele Jüdinnen und Juden heute erleben, 
sowohl in Israel als auch in Deutschland. Ein 
Besucher meinte im Nachhinein: „Es ist so 
wichtig, dass wir als Gesellschaft diese Stim-
men hören und daraus lernen, um gemeinsam 
für Respekt und Zusammenhalt einzustehen.“

Das Buch von Marko Martin erzählt vom Ver-
lust, der Angst und der täglichen Bedrohung, 
aber auch von Hoffnung und dem Streben 
nach einer besseren Welt. Der Schriftsteller 
greift dabei Themen auf, die sowohl das jüdi-
sche Leben in Deutschland als auch die aktu-
elle Situation in Israel betreffen. Dabei ging 
es um die Wunden, die die Massenmorde der 
Hamas vom 7. Oktober 2023 hinterlassen ha-
ben, ebenso wie um das Schicksal der Geiseln 
und um die tiefen gesellschaftlichen Verwerfungen, 
die auch in Deutschland spürbar sind. Martin plä-
dierte dabei für Tikkun Olam, die „Reparatur der 
Welt,“ und gibt den Geschichten von Einzelnen eine 
Stimme, um den Hass und die Polarisierung zu 
überwinden. 

„Der 7. Oktober 2023 war ein Schreckenstag, des-
sen Ausmaß noch immer nicht absehbar ist“, das 

machte Marko Martin bei der Lesung und seinen 
Antworten auf die Fragen aus dem Publikum im-
mer wieder deutlich. Dabei beschreibt er die ver-
schiedenen Facetten des Lebens im Jahr danach. 
Auf der einen Seite die sich polarisierende Öffent-
lichkeit, die Relativierungen und Rechtfertigungen. 

Auf der anderen die Jüdinnen und Juden in 
Deutschland und Israel, in deren täglichem Leben 
nichts ist wie zuvor. Die furchtbaren Bilder, der Ver-
lust von Freunden und Verwandten, die Angst auf 
der Straße hier in Deutschland, und immer wieder 
die Frage: Was können wir tun? 

Das Jahr nach dem 7. Oktober führte Jüdinnen und 
Juden in verschiedene Abgründe: Immer wieder 

machen sie verstärkt die Ur-Erfahrung der Schutz-
losigkeit, besonders nach den Bildern und der Kon-
frontation mit jubelnden Islamisten in deutschen 
Großstädten. In Israel haben Massenmord und 
Massaker der Hamas tiefe Wunden gerissen. Kin-
dergärten, Bibliotheken, Kibuzzim waren plötzlich 

Orte des Terrors und der Vernichtung. Ähnlich 
geht es jüdischen Freunden von Marko Martin 
in Berlin, die sich inzwischen sehr genau 
überlegen müssen, ob sie ihre Kinder besser 
in eine jüdische Kita mit Polizeischutz oder 
möglichst unauffällig in eine normale Kita 
schicken, immer in der Sorge, was geschieht, 
wenn die religiöse Identität ihre Kinder auf-
fällt. 

Anlass für die Lesung war der Holocaust-Ge-
denktag am 27. Januar, an dem an die Befrei-
ung des Konzentrationslagers Auschwitz vor 
genau 80 Jahren erinnert wurde. Marko Mar-
tin war mit seiner Lesung einer Einladung von 
Bündnis 90/Die Grünen in Friesland gefolgt. 
Zu Beginn hatten die Sprecherin des Grünen 
Ortsvereins Jeverland, Annika Kamplade und 
Rüdiger Schaarschmidt vom Kreisverband der 
Grünen in Friesland die Veranstaltung eröff-
net. Rüdiger Schaarschmidt schloss den zwei-
stündigen Abend mit dem hoffnungsvollen 
Gedicht „Rezept“ von Mascha Kaléko, einer jü-
dischen Dichterin, die 1936 mit ihrer Familie 
aus Deutschland fliegen musste und erst in 

den letzten Jahren eine Renaissance erlebt. 

Die „Bücherstube Jever“ war an dem Abend mit ei-
nem Stand vertreten. Zahlreiche Besucher nutzen 
die Gelegenheit und ließen sich ihr Exemplar von 
Marko Martin signieren.

Lesung

Schriftsteller Marko Martin las aus seinem Buch „… jüdisches Leben nach dem 7. Oktober"
von Rüdiger Schaarschmidt
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Die Papier- und Kartonfabrik Varel (PKV) ist ein be-
deutender Industriebetrieb in der Region. Um den 
Herausforderungen des Klimawandels zu begeg-
nen, hat sich das Unternehmen ein ambitioniertes 
Ziel gesetzt: Bis 2031 sollen 42 % der CO₂-Emissi-
onen eingespart und bis 2045 sämtliche Produkti-
onsprozesse klimaneutral gestaltet werden. Da-
durch soll aus recyceltem Altpapier in einem ge-
schlossenen, ökologischen Kreislauf neues Papier 
und Karton hergestellt werden.

Die Notwendigkeit der Dekarboni-
sierung

Die Papierherstellung ist ein ener-
gieintensiver Prozess – vor allem 
der Trocknungsprozess benötigt 
große Mengen Dampf. Bisher wurde 
vorwiegend auf Erdgas gesetzt, ei-
nen fossilen Energieträger, der CO₂ 
ausstößt. Strenge gesetzliche Vor-
gaben und wirtschaftliche Anfor-
derungen machen einen Wandel 
nötig. Die PKV will nicht nur den 
Klimawandel bremsen, sondern 
auch den Industriestandort Varel 
langfristig sichern. Deshalb inves-
tiert das Unternehmen aktiv in kli-
mafreundliche Alternativen.

Schlüsselmaßnahmen der Strate-
gie

Um den CO₂-Ausstoß deutlich zu senken, setzt die 
PKV auf verschiedene innovative Technologien und 
Konzepte:
• Power-to-Heat-Technologie: Durch den Einsatz 
von Modulen, die mit grünem Strom Wasser in 
Dampf umwandeln, soll die bisherige gasbasierte 
Dampferzeugung ersetzt werden. Bereits seit 2019 
wird ein solches Modul erprobt, um den Übergang 
zu erneuerbaren Energien zu erleichtern.
• 110-kV-Anschluss und Umspannwerk: Um den 

wachsenden Strombedarf für den Umstieg auf 
elektrische Verfahren zu decken, plant die PKV den 
Anschluss an das leistungsstarke 110-kV-Netz. Ein 
eigenes Umspannwerk könnte dabei helfen, die 
Hochspannung in die für den Betrieb benötigte 
Spannung umzuwandeln und so eine stabile 
Stromversorgung zu gewährleisten.
• Energieeffizienz und Abwärmenutzung: Neben 
dem Umstieg auf erneuerbare Energien werden 

Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz 
ergriffen. So sollen industrielle Großwärmepum-
pen und eine verstärkte Nutzung von Abwärme den 
Gesamtenergieverbrauch reduzieren.
• Waste-to-Energy-Kraftwerk: Nicht recycelbare 
Abfälle, die im Rahmen des Papierrecyclings anfal-
len, sollen künftig vor Ort energetisch verwertet 
werden. Ein eigenes Waste-to-Energy-Kraftwerk 
hilft, den Bedarf an fossilen Brennstoffen weiter zu 
senken und unterstützt den Aufbau eines nahezu 

geschlossenen Energiekreislaufs.

Auswirkungen für Varel und seine Bürger

Die umfassende Umstellung der PKV auf eine kli-
mafreundliche Produktion bringt auch für die Stadt 
Varel positive Effekte. Zum einen wird der Indus-
triestandort gestärkt, was langfristig Arbeitsplätze 
sichert und wirtschaftliche Impulse setzt. Zum an-

deren trägt die verstärkte Nutzung 
erneuerbarer Energien zur Verbes-
serung der regionalen Umweltbi-
lanz bei. Ein moderner 110-kV-An-
schluss und gegebenenfalls ein 
Umspannwerk können zudem die 
Stabilität der Stromversorgung för-
dern.

Natürlich sind solche Umstellun-
gen auch mit Herausforderungen 
verbunden. Der Ausbau der Energi-
einfrastruktur erfordert hohe In-
vestitionen und eine enge Abstim-
mung mit regionalen Netzbetrei-
bern, der Verwaltung, den politi-
schen Gremien sowie eine transpa-
rente Kommunikation mit der 
Stadtgesellschaft. Dennoch zeigt 
die PKV, dass nachhaltige Indus-
triepolitik möglich ist – und damit 
ein bedeutender Beitrag zur Errei-
chung der Klimaziele geleistet 
werden kann.

In jedem Fall werden unsere politischen Gremien 
sich in den kommenden Jahren intensiv mit diesem 
zukunftsweisenden und anspruchsvollen Thema 
befassen.

Weitere detaillierte Informationen zur Dekarboni-
sierungsstrategie der PKV könnt ihr auf der Web-
seite: www.pkvarel.com/dekarb finden!

„Die PKV beweist, dass mutiger 
Klimaschutz und industrielle Exzellenz 
sich nicht ausschließen – sie wandeln 

Herausforderungen in Chancen und 
ebnen den Weg in eine nachhaltige 

Zukunft für Varel."

Varel

Varel geht voran – Die PKV auf dem Weg zur klimaneutralen Papierproduktion
von Sigrid Busch
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Zu einem sozialpolitischen Fachgespräch trafen 
sich auf Einladung des Kreisverband Friesland von 
Bündnis 90/Die Grünen die grüne Bundestagskan-
didatin im Wahlkreis 26, Ulrike Maus, und der Ge-
schäftsstellenleiter der Arbeitsloseninitiative Wil-
helmshaven-Friesland, Richard Fiebig. Die Initiati-
ve dazu ging aus vom Grünen Kreistagsabgeordne-
ten und sozialpolitischen Sprecher seiner Fraktion, 
Wilhelm Wilken. 

In einer lebhaften Gesprächs-
runde zwischen Mitgliedern der 
Grünen und interessierten Bür-
gerinnen mit Ulrike Maus und 
Richard Fiebig ging es einer-
seits darum, die Arbeitslosenin-
itiative (ALI) Wilhelmshaven/
Friesland und ihre Aufgaben 
besser kennen zu lernen. Als 
Fachfrau mit am Tisch saß zu-
dem Almuth Thomßen, die fast 
30 Jahre in der Schuldnerbera-
tung des Landkreises Friesland 
tätig war. Geleitet und mode-
riert wurde die Gesprächsrunde von Rüdiger 
Schaarschmidt, dem Geschäftsführer des Kreisver-
bands Friesland von Bündnis 90 / Die Grünen.

Bei der ALI sind drei Beschäftigte in der Fachbera-
tung tätig, in einem Gesamtumfang von weniger 
als einer Vollzeitstelle und finanziert durch Lan-
desmittel, geringe Zuschüsse aus einzelnen Kom-
munen und Spenden. Ein erheblicher Teil dieser 
kommunalen Zuschüsse falle nun weg, da die Städ-
te Wilhelmshaven und Schortens ihre Zuschüsse 
gestrichen haben, bedauerte Richard Fiebig. Da die 
ALI vor allem ergänzend und subsidiär für die Job-
center sowie die Sozialämter und Wohngeldstellen 
der Kommunen tätig ist, muss die Sozialberatung 

nach dem Wegfall der Unterstützung aus Wil-
helmshaven und Schortens nun von den kommu-
nalen Anlaufstellen geleistet werden. In der Folge 
werden dort nun die Personalkosten steigen.

Die ALI bearbeitete im Jahre 2024 mehr als 3.000 
Beratungsfälle, in den Spitzenzeiten der Corona-
phase waren es bis zu 6.000. Dabei geht es nicht 
nur um die Beratung von Erwerbslosen, sondern 

auch um Rentenberatung, Sozialhilfe, Bürgergeld, 
Wohngeld und vieles mehr. In der Gesprächsrunde 
wurde schnell klar, dass dies alles nicht mit den Ar-
beitskräften der ALI allein zu bewältigen ist. So ar-
beiten die drei Fachberater nicht nur stets am Li-
mit, sondern sie häufen zudem regelmäßig zahlrei-
che Überstunden an. 

An der Darstellung konkreter Beispielfälle aus dem 
Alltag wurde schnell deutlich, dass die Bürgerinnen 
und Bürger aus Friesland und Wilhelmshaven drin-
gend auf die ALI angewiesen sind. Oftmals scheite-
re eine schnelle Bearbeitung durch die eigentlich 
zuständigen Behörden schon daran, dass diese ein-
fach nicht erreichbar seien, erklärte Fiebig. Tele-

fonate würden nicht beantwortet und Termine sei-
en nicht oder nur schwer zu bekommen. Wenn es 
dann tatsächlich zu einem Gespräch komme, seien 
die Mitarbeitenden oft nur für eines der vielen Pro-
bleme zuständig. Für eine weitere Beratung muss 
dann ein weiterer Termin mit einem anderen Mitar-
beitenden vereinbart werden. Die ALI hingegen sei 
auch ohne Termin persönlich und telefonisch zu 
den bekannten Öffnungszeiten gut zu erreichen.

An weiteren Beispielen macht Ri-
chard Fiebig von der ALI deutlich, 
dass es zwar im Großen und Gan-
zen zuweilen rasche Beratungen 
und Entscheidungen durch die Be-
hörden gibt, aber die berechtigten 
Zahlungen oft erst nach Monaten 
geleistet werden, da weitere Abtei-
lungen an der Umsetzung beteiligt 
sind. Das führt zu finanziellen Eng-
pässen bei den Ratsuchenden. Eine 
Bürgerin berichtete in der Ge-
sprächsrunde ebenfalls von konkre-
ten Beispielen aus ihrem täglichen 

Leben. Auch bei ihr ging es um Termine, die schwer 
oder gar nicht zu bekommen seien und um nicht 
fachgerechte Beratungen durch öffentliche Stel-
len.

Von Ulrike Maus kamen zahlreiche Fragen, die das 
tägliche Geschäft der ALI betrafen. Im Landkreis 
Wittmund, in dem sie lebt, gibt es zwar eine ver-
gleichbare Institution wie die ALI, diese wird aber 
vermutlich in Kürze geschlossen. Insofern ist Ulrike 
Maus stark daran interessiert, die Tätigkeit der ALI 
auch auf den Landkreis Wittmund auszuweiten. Ob 
es dazu kommen kann und in wieweit dies leistbar 
ist, wollen die Beteiligten zeitnah prüfen.

Wahlkampf

Maus traf ALI: Sozialpolitisches Fachgespräch in Jever
von Rüdiger Schaarschmidt
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„Für uns ist der Friesländer Bote immer eine Her-
zenssache gewesen. Was uns am meisten Freude 
gemacht hat, sind die Menschen, die uns ihre Ge-
schichten erzählt haben“, erklären Anja Süßmuth-
Gerdes und Thorsten Soltau. Beide waren bis zur 
zweiten Jahreshälfte 2024 für den Friesländer Bo-
ten (Friebo) tätig, der jeweils am Samstag erschei-
nenden Wochenzeitung, die 1981 durch Brigitte 
Meyer-Radicke gegründet wurde. Im Dezember 
2024 wurden beide Redakteure durch die Gemein-
den Zetel und Bockhorn in einer kleinen Feierstun-
de im Schulmuseum Bohlenbergerfeld geehrt und 
durch Bürgermeister und Ratsmitglieder verab-
schiedet.

Anja Süßmuth-Gerdes, aufgewachsen in Varel, lebt 
seit vielen Jahren in Bockhorn und hatte während 
ihrer Redakteurszeit insbesondere die Politik vor 
Ort genau im Blick. Rund 12 Jahre war sie für den 
Friesländer Boten tätig, bei dem sie auch volontier-
te. „Der Lokaljournalismus bietet eine gute und 
bunte Mischung“, fasst Anja Süßmuth-Gerdes zu-
sammen, deren Erkennungszeichen ausführliche 
Berichte der Ratstätigkeit in Zetel und Bockhorn 
waren. Ihr Tandempartner, Thorsten Soltau, der ge-
bürtig aus Neuenburg stammt, bildete mit ihr zu-
sammen das Wehde-Team des Friesländer Boten. 
„Als ich 2017 dazukam, war Anja als freie Mitarbei-
terin tätig und hat mich mit vielen Themen aus der 
Friesischen Wehde versorgt“, erinnert sich Thorsten 
Soltau, „Das Schöne ist, dass wir uns in der Arbeit 
immer sehr ergänzt haben. In der Sache waren wir 
uns aber immer einig: Es geht um die Menschen, 
die nicht immer das Rampenlicht bekommen, was 
ihnen eigentlich zusteht.“

Soziale Aspekte wie das Ehrenamt, Vereinsleben, 
aber auch Natur und Umwelt standen bei beiden 
im Mittelpunkt. Der Friebo sei von Anfang an eine 
durchaus grün geprägte Zeitung gewesen, resümie-
ren die beiden Redakteure. Tier- und Umweltschutz, 
gesunde Stadtentwicklung, ländlicher Raum – all 
dies lässt sich bereits in den frühen Ausgaben fin-
den.

Auch zu den lokalen Gruppen der politischen Grü-
nen haben die beiden Redakteure einen guten 
Draht gehabt. Anträge und Beiträge der Grünen in 
den Gemeinderatssitzungen wurden stets berück-
sichtigt. „Die Leser sollen nach Möglichkeit um-
fänglich Informationen aus dem Artikel erhalten, 
als wären sie bei der Sitzung dabei gewesen“, be-
tont Anja Süßmuth-Gerdes. Das Format des Friebo 
habe dies lange möglich gemacht.

Bis zum Frühjahr 2024 haben beide Redakteure 
aus und für die Friesische Wehde geschrieben. „Es 
war eine sehr schöne Zeit“, fassen Anja Süßmuth-
Gerdes und Thorsten Soltau zusammen.

von Waltraud Voß

Zur Verabschiedung der beiden Wehde-Redakteure des Friesländer Boten

FrieBo

Für die Menschen und ihre Geschichten im Einsatz gewesen

Über mehrere Jahrzehnte 
hinweg war der „Frieslän-
der Bote“, von den Men-
schen im Südkreis Friesland 
und der Wesermarsch auch 
liebevoll „FrieBo“ genannt, 
neben der Tageszeitung 
NWZ eine unabhängige Wo-
chenzeitung mit einer sach-
bezogenen, neutralen Be-

richterstattung, in der auch über Bündnis 90/Die 
Grünen gleichberechtigt berichtet wurde. 1981 
von Brigitte Meyer-Radicke als Herausgeberin ge-
gründet und aufgebaut, hatte sich der „Frieslän-
der Bote“ als profiliertes und meinungsstarkes 
Blatt in der gesamten Region einen Namen ge-
macht.

Regelmäßig waren Mitarbeiter*innen des FrieBo 
bei den Sitzungen der Gemeinderäte in Bockhorn 
und Zetel anwesend und haben ausführlich über 
die Lokalpolitik in der Friesischen Wehde ge-
schrieben.

Der FrieBo war für viele Menschen eine Wochen-
zeitung, die am Wochenende mit Interesse gele-
sen wurde. Sie fanden dort wichtige Servicenum-
mern von Notärzten, wichtige Unterstützungsan-
gebote und auch Informationen über Anlaufstel-
len für seelsorgliche Angebote. Der Veranstal-
tungskalender berichtete umfassend darüber, was 
in der Friesischen Wehde jeweils gerade los ist. 

Im FrieBo war über regional ansässige Betriebe 
und wichtige Ereignisse und Jubiläen ebenso zu 
lesen wie über die Aktivitäten der Sportvereine 

und vieles mehr. Der FrieBo gehörte zur Pflicht-
lektüre, mit der das Wochenende eingeleitet wur-
de. Mit der Übernahme des FrieBo durch die NWZ 
änderte sich zunächst nur wenig. Das FrieBo-For-
mat wurde anderen Blättern der NWZ angepasst 
und das äußerliche Erscheinungsbild kaum merk-
lich verändert. Doch Schritt für Schritt gab es we-
niger regionale Berichte, und wenn es sie gab, wa-
ren sie zuvor fast immer bereits in der NWZ er-
schienen. Die Zahl der Redakteurinnen des FrieBo 
nahm ab, schließlich wurden sie offenbar gar 
nicht mehr gebraucht.

Ohne Redakteur*innen wurde aus dem FrieBo ein 
reines Anzeigenblatt, dessen einziges Ziel ist, 
kommerzielle Werbung zu verbreiten. Eine unab-
hängige Berichterstattung war nach der Gleich-
schaltung mit der NWZ offenbar nicht mehr er-
wünscht. 

Ein ursprünglich politisch und wirtschaftlich un-
abhängiges Presseorgan wurde von der Nordwest 
Mediengruppe (NWZ) ausgenommen und darauf 
reduziert, mit Hilfe der aus der NWZ übernomme-
nen Artikel Anzeigen zu verkaufen und Anzeigen-
beilagen zu verteilen.

In früheren Jahren klebte auf manchen Briefkäs-
ten in der Friesischen Wehde ein Schild: „Bitte 
keine Werbung! Gilt nicht für den FrieBo.“ Diese 
Aufkleber gibt es jetzt nicht mehr. Der FrieBo ist 
nur noch Werbung. Die Presselandschaft in der 
Friesischen Wehde und der Wesermarsch ist so 
sehr viel ärmer geworden. 

Nachruf auf den Friesländer Boten

Kommentar

„Es war einmal eine kleine, unabhängige Zeitung…“: 
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Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrter Herr 
Landrat, sehr geehrte Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Kreisverwaltung, sehr geehrte Vertreter:
innen der Presse, sehr geehrte Damen und Herren, 
geschätzte Kreistagskolleginnen und -kollegen,

Über die Dramatik der Finanzlage habe ich bereits 
in meinen letzten beiden Haushaltsreden ausführ-
lich gesprochen. Schon beim Haushalt 2023 war 
unübersehbar, dass sich die finanzielle Ausstattung 
der Landkreise deutschlandweit stetig verschlech-
terte, so auch in Friesland. Wir hatten darauf re-
agiert, indem nur bereits begonnene Baumaßnah-
men weitergeführt und keine neuen mehr begon-
nen wurden.

Beim Haushalt 2024 hatte sich die finanzielle Aus-
stattung gegenüber den Vorjahren weiter drama-
tisch verschlechtert. So sehr, dass der Landkreis aus 
eigener Kraft keinen Ausgleich mehr erreichen 
konnte. 2024 hatten wir auf eine Erhöhung der 
Kreisumlage verzichtet, obwohl sie notwendig ge-
wesen wäre, denn wir hatten auf einen Schulter-
schluss mit den Städten und Gemeinden gehofft, 
um unser Anliegen in Bund und Land vorzubringen.

Ich für meinen Teil habe alles in meiner Macht ste-
hende getan, und bei den Landesgrünen für eine 
angemessene Ausstattung der Kommunen gewor-
ben. Ich habe unseren Grünen Finanzminister bei 
jeder Gelegenheit mit der Notlage der Kommunen 
konfrontiert, ich habe einen Beschluss bei unserem 
Landesparteitag erwirkt und ich habe mit meiner 
Kreistagskollegin und Landtagsabgeordneten Sina 
Beckmann und meinem Schortenser Fraktionsvor-
sitzenden Wolfgang Ottens ein Gespräch mit unse-
rem Finanzminister Gerald Heere und der Innenmi-
nisterin Daniela Behrens geführt. Alle verstehen 

die dramatische Lage, aber entscheidend geändert 
hat sich Stand heute nichts.

Wer mich kennt weiß, dass ich über hinreichend Pe-
netranz verfüge, um diese Gespräche und Aktionen 
weiterzuführen. Denn wir als Kommunen können 
uns aus dieser Lage nicht vollständig selbst befrei-
en. Wir brauchen Entscheidungen in Bund und 
Land, um die Kommunen insbesondere von Aufga-
ben zu entlasten – denn es heißt nicht umsonst: 
„Wir haben kein Einnahmeproblem, sondern ein 
Ausgabeproblem…”

Und wenn wir über den Tellerrand hinausschauen 
wird es ja nicht besser. Die sicher geglaubte Welt-
ordnung hat sich mit dem neuen Präsidenten der 
USA noch einmal verdreht. Was gilt heute noch? 
Realistisch betrachtet wird der Bund all seine Fi-
nanzkraft brauchen, um unsere Sicherheit 
schnellstmöglich auf eigene, europäische Beine zu 
stellen und gewaltige Investitionen in die Infra-
struktur müssen getätigt werden. Wie groß ist da 
die Wahrscheinlichkeit, dass der Bund die Finanzla-
ge der Kommunen im Fokus haben wird? Die ers-
ten Signale von Friedrich Merz lassen für die Kom-
munen noch keine Hoffnung aufkommen, dass er 
die Not der Kommunen im Blick hat – hoffentlich 
täuscht mein erster Eindruck.

Schauen wir nun auf unseren Haushalt 2025. Das 
Fehl im Ergebnishaushalt beträgt über 40 Millio-
nen €. Die Liquidität wurde fast vollständig abge-
baut – der Landkreis kommt nun um Kassenkredite 
nicht mehr herum. Und die Differenz des Saldos aus 
laufender Verwaltungstätigkeit müsste in einem 
gesunden Haushalt so hoch sein, wie die Abschrei-
bungen im Ergebnishaushalt. Die Differenz dort 
liegt in 2025 bei über 48 Millionen € und damit ge-

genüber dem schon schlechten Jahr 2024 um wei-
tere 40% höher. 

Die Finanzlage des Landkreises ist hochdramatisch. 
Und der gesamte Haushalt steht unter massivem 
Druck gewaltiger Herausforderungen. Wir sehen 
die Zahlen und können nur erahnen, wie sich das in 
der Verwaltung bei den Mitarbeitenden auswirkt. 
Es ist eine enorme Belastung, mit so vielen unbe-
setzten Stellen die Aufgaben zu erfüllen und dabei 
offensichtlich einen Mangel verwalten zu müssen. 

Ich bedaure das unendlich und kann versichern – 
und da spreche ich sicher im Sinne aller Kreistags-
mitglieder – wir wollen diese Art des Arbeitens für 
unsere Mitarbeiter nicht! Aber in diesen schweren 
Jahren geht es nicht anders.  Wir wollen unsere Auf-
gaben im Sinne der kommunalen Selbstverwaltung 
auch gestalten können und so Spielräume für klu-
ge Entscheidungen eröffnen. Ich spreche den Mit-
arbeiten ausdrücklich Dank aus, dass sie unter die-
sen unbefriedigenden Rahmenbedingungen trotz-
dem im Sinne der Menschen in Friesland handeln, 
nach guten Lösungen suchen und ihr Bestes geben. 
Danke!

Wenn wir in verschiedene Teilhaushalte schauen 
stellen wir fest, dass die Sozialausgaben noch nie 
so hoch waren, wie in diesem Entwurf. Und den-
noch ist der gesellschaftliche Zusammenhalt so 
sehr in Gefahr. Gerade die Ausgaben zur Stärkung 
der Gemeinschaft, im Sozialen und Jugendbereich, 
wären in diesen Zeiten notwendig, wie schon lange 
nicht mehr. Aber sogar hier müssen wir Kürzungen 
hinnehmen. Die Handlungsspielräume, wie überall, 
so auch in diesem so wichtigen Bereich, schrump-
fen. Wir müssen sehr kritisch im Blick behalten, wie 
sich die Kürzungen auswirken. 

Kreistag

Haushaltsrede 2025
von Martina Esser
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Ein gravierender Teil der Belastungen entsteht für 
unsere Gesundheit. 2025 stehen uns tiefgreifende 
Veränderungen im stationären Bereich bevor. Die 
Kliniken müssen wirtschaftlich handeln und 
gleichzeitig ihrem Qualtitätsanspruch genügen. 
Daran arbeitet das gesamte Krankenhausteam un-
ermüdlich – und unseren Mitarbeitenden dort 
spreche ich einen besonderen Dank aus! Der ambu-
lanten Versorgung kommt immer größere Bedeu-
tung zu und die Investitionen in das ambulante 
OP-Zentrum in Varel sind wegweisend für eine 
gute Versorgung der Menschen hier und auch der 
für unsere Region so wichtigen Touristen.

Eine weitere wichtige Zukunftsmaßnahme betrifft 
die Digitalisierung der Verwaltung, auch hier wer-
den wir nicht sparen, wir wollen bürgernahe und 
leicht zugängliche Dienstleistungen ermöglichen, 
deshalb bleibt eine leistungsstarke digitale Infra-
struktur eine unserer Prioritäten. Und obwohl wir 
die Finanzlage der Städte und Gemeinden sehen 
und wissen, wie dringend sie ihr Geld für ihre eige-
nen Aufgaben brauchen, können wir 2025 nicht wie 
im Vorjahr auf eine Kreisumlagenerhöhung ver-
zichten. 

Nach genauer Betrachtung der unterschiedlichen 
Belastungen hat die Verwaltung eine – im Verhält-
nis zur Dramatik der Finanzlage des Landkreises – 

durchaus moderate Erhöhung um 3 Punkte vorge-
schlagen. Die Erhöhung kann den Bedarf für das 
Haushaltsjahr 2025 bei weitem nicht decken, und 
immer noch ist sie nicht so hoch, wie es den Städ-
ten und Gemeinden theoretisch maximal zumutbar 
wäre. Aber sie tut auch in den Städten und Gemein-
den weh. Wir machen das, weil die zusätzlichen 
Kreisumlagepunkte für eine etwas breitere Vertei-
lung der wirklich extremen Lasten des Kreises sor-
gen. Diese Erhöhung ist natürlich sehr schmerzlich 
und bringt die schon abgeschlossenen Planungen 
der Städte und Gemeinden wieder durcheinander. 
Das macht die Erhöhung doppelt ärgerlich.

Ich möchte klarstellen, dass aus meiner Sicht die 
Kreisumlage wieder gesenkt werden muss, sobald 
die Lage des Landkreises das erlaubt. So haben wir 
es als Mehrheitsgruppe in den besseren Jahren im-
mer gehandhabt. Jedes Jahr mehr, in dem wir noch 
investieren können, hilft dem Landkreis, notwendi-
ge, zukunftsweisende Projekte doch noch anstoßen 
zu können. In Zeiten des technischen und wirt-
schaftlichen Umbruchs können wir nicht stillste-
hen.  Und das sei mir erlaubt, hier passt ein Zitat 
von Robert Habeck: „Du musst Dich bewegen, sonst 
gehst Du unter!“ In Zeiten wie diesen, in denen ei-
nem das Wasser bis zum Halse steht, sicher pas-
send.

Das ist der Grund, warum wir in 2025 wieder stär-
ker in unsere Bildungsstandorte und Gebäude in-
vestieren wollen. Dieses Jahr investiert der Land-
kreis wieder über 34 Millionen € und das ist richtig 
so. Denn – ich kann es nicht oft genug wiederholen 
- unterlassene Investitionen sind Schulden in der 
Zukunft!

Wir sehen die Zahlen in diesem Haushalt und es ist 
unstrittig, dass der Landkreis nicht aus eigener 
Kraft aus dieser Finanzlage herauskommen kann.
Deshalb brauchen wir neben der Entbindung von 
Aufgaben auch eine deutliche Erhöhung der pro-
Kopf-Zuweisungen vom Land. Im bundesdeutschen 
Vergleich hinkt Niedersachsen um ca. 200,--€ hin-
terher.  

Wir wollen die Zukunft Frieslands selbst gestalten, 
so wie es auch das Grundgesetz vorsieht. Wir brau-
chen wieder Handlungsspielräume! Und ich been-
de meine Rede wie im vergangen Jahr:

Es muss uns gelingen, gemeinsam für eine bessere 
Ausstattung der Kommunen zu sorgen, denn ein 
dysfunktionales Gemeinwesen führt direkt in die 
Politikverdrossenheit und gefährdet unsere Demo-
kratie.

Als ich im Dezember 2023 in den Niedersächsi-
schen Landtag nachrücken durfte, war der Petiti-
onsausschuss derjenige, welchen ich zu überneh-
men hatte. Bei anderen Sprecherposten gab es 
durchaus noch Verhandlungsmöglichkeiten, aber 
das andere Abgeordnete den Petitionsausschuss 
für sich haben wollten – Fehlanzeige. Nach über ei-
nem Jahr als Sprecher der Grünen Landtagsfraktion 
für Petitionen kann ich klar sagen: der Petitions-
ausschuss ist deutlich unterbewertet und voller 
Potenzial. Ich würde sogar so weit gehen, dass mir 
diese Arbeit große Freude bereitet.

Damit Du eine Idee davon bekommst, gehen wir 
nochmal zurück auf Anfang:

Für viele von uns politisch Interessierten eine klare 
Sache: Jede:r von uns hat vermutlich bereits einige 
Petitionen unterschrieben und wenn wir besonders 
überzeugt vom Inhalt waren, diese mit Nachdruck 
an unsere Familien, Freunde und Bekannte über 
WhatsApp, Signal oder per Mail weitergeleitet. Ver-
mutlich wurde die eine oder andere auch bereits 
Opfer einer solchen Petitions-Spam-Offensive. Ich 
nehme dich mit auf die andere Seite des Petitions-
wesens.

Im Landtag werden die Petitionen „Eingaben“ ge-
nannt. Pro Wahl-Periode gehen etwa 6.000 Einga-
ben in Niedersachsen ein. Jede Petition bekommt 

von der Verwaltung eine eigene Nummer (Fortlau-
fende Zahl/ Ausschussnummer des Petitionswe-
sens/ die Wahlperiode) sowie zwei Berichterstat-
ter:innen. Eine:n aus den regierenden Fraktionen 
(SPD oder Grüne) und eine:n aus der Opposition 
(CDU oder AfD). Meistens gibt es zudem eine Stel-
lungnahme durch das zuständige Ministerium, wel-
che helfen soll, den Fall einzuordnen. Beide Be-
richterstatter:innen lesen die Eingabe, besprechen 
diese mit ihrer Fraktion und geben dann abschlie-
ßend ein „Votum“ im Petitionsausschuss ab. Votum 
bedeutet, wie weiter mit der Petition umgegangen 
werden soll. So kann beispielsweise die Landesre-
gierung gebeten werden, die Wünsche der/des Pe-
tenten zu erfüllen oder den Grund für die Be-
schwerde abzuschaffen. Dann stimme ich im Aus-
schuss mit „Berücksichtigung“ ab. Bin ich aber der 
Meinung, dass die aktuelle Rechtslage in Ordnung 
ist und das Verfahren nicht geändert werden soll, 
stimme ich mit „Sach- und Rechtslage“. Zwischen 
diesen Möglichkeiten gibt es auch weitere Abstu-
fungen.

Das Besondere an diesem Ausschuss ist: Ich spre-
che mit den unterschiedlichsten Menschen, die ihre 
Anliegen vorbringen, habe mit Petitionen von der 
Landwirtschaft über den Innenbereich bis ins Kul-
tus- oder Sozialministerium zu tun und erhalte so 
auch Einblicke in Bereiche, die mich vorher nicht 
berührt haben. Da Politikerinnen und Politiker ger-

ne reden, kommt noch eine weitere Besonderheit 
hinzu: Mitglieder des Petitionsausschusses können 
in jedem Plenum zu ihren Eingaben sprechen und 
das zur Primetime, direkt nach der Mittagspause. 
Und da gerade die Opposition auch die Regierung 
überstimmen möchte, ist die Präsenz im Plenum zu 
diesem Tagesordnungspunkt besonders hoch.

Nicolas Breer ist grüner 
Landtagsabgeordneter für den Wahlkreis 

Meppen. Er ist Sprecher für Arbeit, 
Psychiatrie, Menschen mit Behinderung 

und Petitionen

Über den Tellerrand

Was passiert eigentlich im Petitionsausschuss?
von Nicolas Breer
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 „In unseren kommunalen Haushalten wird 
bereits gespart – weitere Kürzungen 

drohen. Kultur war lange unser politischer 
Konsens. Jetzt gilt es, einzuschreiten, damit 

sie nicht zum Sparopfer wird!“

Varel

Kultur für alle? Na klar! Aber bitte ohne VIP-Bändchen für die Privilegierten.
von Sigrid Busch

Kultur gehört uns allen. Jedenfalls in der Theorie. In 
der Praxis sieht es leider oft so aus, als gäbe es eine 
exklusive Gästeliste, auf der nur bestimmte Grup-
pen stehen: Hochgebildete, finanziell abgesicherte 
Menschen, meist aus urbanen Zentren. Und die an-
deren? Dürfen maximal als Zaungäste mitklat-
schen – wenn sie überhaupt mitbekommen, dass 
die Vorstellung läuft.

Ich bin Kulturschaffende und Grüne, und ich sage: 
Es reicht! Kultur darf kein Luxusgut sein, sondern 
muss in der Gesellschaft so selbstverständlich sein 
wie Radwege in der Stadtplanung (und ja, da ist 
auch noch Luft nach oben).

Kultur ist kein Nischenprodukt, sondern Lebens-
elixier!

Wir brauchen in Friesland Kultur, die jede*n mit-
nimmt – unabhängig von Einkommen, Herkunft 
oder körperlichen Voraussetzungen. Dazu gehören 
faire Ticketpreise, barrierefreie Räume, mehr Diver-
sität auf den Bühnen und in den Programmen. 
Kunst ist nicht nur dann wertvoll, wenn sie in teu-
ren Galerien hängt oder mit komplizierten Fachbe-
griffen um sich wirft. Sie ist auch im Jugendzentrum 
um die Ecke, auf der Kleinkunstbühne oder im Graf-
fiti an der Hauswand lebendig.

Kulturförderung: Nicht nur für die, die schon 
sichtbar sind.

In der öffentlichen Förderung müssen hier in Fries-
land die leisen, sperrigen, experimentellen Projekte 
Platz finden. Kommunale Kulturförderung darf 

nicht nur das finanzieren, was sich gut verkauft 
oder schicke Imagebroschüren füllt. Vielfalt bedeu-
tet, auch Kunstformen zu unterstützen, die viel-
leicht nicht massentauglich sind – aber unser Den-
ken erweitern.

Lasst uns Kultur gemeinsam neu denken!

Wir brauchen mehr Räume (körperlich und virtuell) 
für kreativen Ausdruck, für Partizipation und für 
Kunst, die nicht nur unterhält, sondern auch fordert. 

Das heißt:
 Barrieren abbauen – physisch, finanziell und in-

den Köpfen!
 Förderstrukturen verändern – weniger Bürokra-

tie, mehr Mut!
 Überraschung wagen – raus aus der Blase, rein 

ins echte Leben!

Kultur ist nicht nur ein Spiegel unserer Gesell-
schaft – sie kann sie auch verändern. Lasst uns da-
für sorgen, dass dieser Spiegel nicht nur eine kleine 
Elite zeigt, sondern wirklich alle. Und ja, das heißt 
auch: ab und zu mal den Rahmen sprengen. 

Frauentag

UN/SEEN: Unsichtbare Frauen im Grafik-Design sichtbar machen
von Sigrid Busch

Grafik-Design ist heute ein von Frauen geprägtes 
Berufsfeld – zumindest in Ausbildung und Studium. 
Doch wer sich die Geschichtsbücher, Designwett-
bewerbe oder Konferenzbühnen anschaut, erkennt 
schnell ein Ungleichgewicht: Frauen sind in der 
historischen und gegenwärtigen Designgeschichte 
massiv unterrepräsentiert. Warum? Und was kann 
dagegen getan werden?

Das vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) geförderte Projekt UN/SEEN geht 
diesen Fragen auf den Grund. Es beleuchtet die 
Rolle von Frauen im Grafik-Design seit 1865 und 
zeigt, wie sie trotz gesellschaftlicher Hürden krea-
tive Räume eroberten. In Archiven, Nachlässen und 
historischen Magazinen haben die Forschenden 
über 300 Designerinnen identifiziert, deren Werke 
heute oft vergessen sind.

Das Projekt deckt nicht nur die strukturelle Un-
sichtbarkeit auf, sondern auch die Strategien, mit 
denen sich Frauen behaupteten – etwa durch Netz-
werke, Gewerkschaften oder innovative Gestal-
tungsideen. Auch heute sind Designerinnen mit 
Herausforderungen wie Gender-Pay-Gap, männlich 
dominierten Fachgremien und geringer Sichtbar-
keit konfrontiert.

Doch es gibt Hoffnung: Das SEEN – Around the 
World Symposium, das vom 9. bis 11. April 2025 in 
Mainz stattfindet, versammelt über 30 internatio-
nale Gestalterinnen, um globale Designtrends und 
Gleichstellungsfragen zu diskutieren. Damit will 
UN/SEEN nicht nur die Vergangenheit erforschen, 
sondern auch aktiv an einer gerechteren Zukunft 
mitwirken.

Weitere Infos gibt es auf der Forschungsplattform 
unseen-women.design und auf Instagram unter 
@unseen.women.design.
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Mit aktuell 209 Mitgliedern verzeichnet der Kreis-
verband Friesland so viele Mitglieder wie noch nie. 
Das war Grund genug für den Kreisvorstand von 
Bündnis 90/Die Grünen Mitte Januar zu einem 
Neumitgliedertreffen einzuladen. Dieses fand im 
Parkhotel Jever statt. Angesichts des kontinuierli-
chen Mitgliederwachstums und der wachsenden 
Vielfalt im Kreisverband war dieses Treffen deshalb 
von besonderer Bedeutung. Dazu waren neue Mit-
glieder aus Bockhorn, Zetel, Jever, Schortens, Sande, 
Varel sowie dem Wangerland und der Insel Wan-
gerooge angereist. 

Unter der Moderation der Kreisvorsitzenden Dr. Jut-
ta Helmerichs konnten sich neue Mitglieder, der 
Kreisvorstand, die niedersächsische Landtagsabge-
ordnete der Grünen, Sina Beckmann, sowie einige 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträger unterein-
ander bekannt machen, über ihre Motivation für 
den Beitritt und mögliche Einsatzbereiche für ihr 
Engagement berichten und ihre Erwartungen an 
den Kreisverband formulieren. 

Kreisgeschäftsführer Rüdiger Schaarschmidt, der 
das Treffen zusammen mit Dr. Jutta Helmerichs ge-
plant hatte, gab nach einer persönlichen Vorstel-

lung der 23 erschienenen neuen Mitglieder einen 
kurzen Überblick über die Entwicklung des Kreis-
verbandes sowie die Struktur und den Aufbau von 
Bündnis 90/Die Grünen von den Ortsgruppen über 
den Landesverband bis zur Bundesversammlung. 
Außerdem wurden verschiedene Aktivitäten des 
Kreisverbandes und der Ortsverbände und bevor-
stehende Versammlungen, politische Aktionen und 
andere Veranstaltungen vorgestellt. 

Unter der Fragestellung „Was kann ich als Mitglied 
der Grünen in Friesland politisch tun“ berichteten 
der Fraktionsvorsitzender der Grünen im jever-
schen Stadtrat, Kalli Oltmanns, sowie sein Kollege 
Wolfgang Ottens aus Schortens von konkreten Bei-
spielen, welche Gestaltungsmöglichkeiten sich in 
der Kommunalpolitik ergeben. Anschließend stell-
te Wenke Oltmanns, Mitglied des Social Media-
Teams des Kreisverbandes die Aktivitäten der Grü-
nen in Friesland in den sozialen Medien vor und 
lud zu Mitarbeit ein. 

Das Neumitgliedertreffen bot außerdem einen 
Ausblick auf kommende Aktionen und die vielfälti-
gen Mitwirkungsmöglichkeiten im Kreisverband 
Friesland. Diese sollen genauer bei einem Treffen 

Ende April besprochen werden, wenn es um thema-
tische Arbeitsgruppen zu kommunalpolitischen 
Themen gehen soll. Anschließend nutzten die neu-
en Mitglieder in mehreren Tischgruppen die Mög-
lichkeiten zu einem regen Austausch über ihre je-
weilige Situation vor Ort. 

Einig war der Vorstand sich darin, angesichts der 
rasanten Mitgliederentwicklung solche Treffen für 
neue Mitglieder noch häufiger anzubieten. Ziel ist 
dabei die Vernetzung der Mitglieder untereinander, 
die Transparenz politischer Prozesse und Entschei-
dungen sowie die Beteiligung möglichst vieler Mit-
glieder an der politischen Willensbildung im Kreis-
verband. Insofern war dieses Treffen deshalb ein 
wichtiger Schritt, um neue Mitglieder zu integrie-
ren und ihr Engagement für die grüne Sache zu för-
dern.

Der Andrang für das Treffen war bereits im Vorfeld 
so groß, dass kurzfristig der Raum gewechselt wer-
den musste. Dennoch fanden längst nicht alle neu-
en Mitglieder Platz. Deshalb wird es noch vor der 
Sommerpause ein weiteres Treffen dieser Art ge-
ben.

Kreisverband

Neumitgliedertreffen der friesischen Grünen in Jever
von Rüdiger Schaarschmidt

Mitgliederzuwachs und Informationsaustausch im Fokus
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Mit einem klaren sozialpolitischen Appell zur Bun-
destagswahl hat Frank Bsirske, ehemaliger Ge-
werkschaftsvorsitzender von ver.di und Bundes-
tagsabgeordneter der Grünen, als Hauptredner des 
diesjährigen Neujahrsempfangs des Kreisverban-
des Friesland von Bündnis 90/Die Grünen deutli-
che Akzente gesetzt. 

Bei dem Empfang im Waisenstift Varel vor knapp 
100 Gästen zeichnete Bsirske ein düsteres Bild der 
aktuellen Entwicklungen: Die konservativen Kräfte 
in Europa, insbesondere die Union, wollten zurück 
in die Vergangenheit, anstatt die notwendigen Zu-
kunftsinvestitionen auf den Weg zu bringen und 
unser Land zu modernisieren. „Friedrich Merz setzt 
auf die Antworten von gestern und ignoriert die 
großen Herausforderungen unserer Zeit“, betonte 
Bsirske.

Die Union sei nicht nur rückwärtsgewandt, sondern 
gefährde auch die soziale Gerechtigkeit und den 
klimagerechten Umbau. Bsirske führte aus, dass die 
Union Steuersenkungen für Reiche plane, während 
soziale Leistungen gekürzt und das Bürgergeld ab-
geschafft werden sollen. „Das ist keine Politik für 
die Menschen, das ist Politik für Privilegierte“, so 
Bsirske.

Er hob dabei die Errungenschaften der Grünen in 
der Ampelkoalition hervor: „Wir haben in dieser Le-
gislaturperiode gezeigt, dass Ökologie und Sozia-
les Hand in Hand gehen können. Der klimagerechte 

Umbau der Wirtschaft und der Ausbau erneuerba-
rer Energien sind zentrale Bausteine, um Wohl-
stand und sozialen Zusammenhalt zu sichern.“

„Die Bundestagswahl 2025 ist eine Richtungswahl. 
Es geht um nichts weniger als die Verteidigung der 
Demokratie und die Sicherung einer lebenswerten 
Zukunft. Der Umbau zu einer klimagerechten Wirt-
schaft muss konsequent weiterverfolgt werden, 
ohne dabei die soziale Dimension aus dem Blick zu 
verlieren.“ Mit diesem klaren Bekenntnis rief Frank 
Bsirske die Bürgerinnen und Bürger dazu auf, am 
23. Februar für eine zukunftsgerichtete Politik zu 
stimmen und den Angriffen konservativer und 
rechtsradikaler Kräfte entschieden entgegenzutre-
ten.

Zu Beginn hatten die beiden grünen Kreisvorsit-
zenden Dr. Jutta Helmerichs und Cornelius Geertse-
ma bei ihrer Begrüßung allen Mitgliedern und 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern für ihr 
großes Engagement gedankt. Jutta Helmerichs er-
innerte an die noch vor allen liegenden Wochen 
des Wahlkampfs und sprach die Hoffnung aus, dass 
es ein fairer und demokratischer Wettbewerb blei-
ben möge. 

Anschließend hatten der Landesvorsitzende der 
Grünen in Niedersachsen, Dr. Alaa Alhamwi und die 
friesische Landtagsabgeordnete Sina Beckmann 
die Grünen im Kreisverband auf den Wahlkampf 
eingestimmt. Sina Beckmann bedankte sich dabei 

bei Ulrike Maus für ihre Kandidatur im Wahlkreis 
Friesland-Wittmund-Wilhelmshaven und bei allen, 
die sich im Wahlkampf engagieren. Dr. Alaa Alham-
wi kritisierte die Politik der Union, die den Weg in 
die Zukunft blockiere: „Statt Lösungen zu fördern, 
stellt sie klimafreundliche Innovationen wie Grü-
nen Stahl in Frage und droht Eingebürgerten mit 
dem Verlust der Staatsbürgerschaft. Diese Politik 
spaltet und gefährdet das, was uns stark macht - 
unseren Zusammenhalt und unseren Wohlstand.“ 
Ein  Zeichen der Hoffnung sind für Alhamwi die vie-
len neuen Mitglieder der Grünen. „Letzte Woche ha-
ben wir in Niedersachsen die Marke von 15.000 
Mitgliedern überschritten – und heute sind wir 
schon rund 15.500. Das zeigt: Grün ist nicht nur 
wichtig, sondern unverzichtbar, gerade in diesem 
Wahlkampf.“

Für den musikalischen Rahmen sorgte der ostfrie-
sische Liedermacher Gent Salverius, der mit seinen 
persönlichen und politischen Songs die program-
matischen Themen und Inhalte des Abends bruch-
los ergänzte, vertiefte und interpretierte. 

Der Neujahrsempfang, moderiert von Kreisge-
schäftsführer Rüdiger Schaarschmidt, war damit 
nicht nur eine zu Beginn eines jeden Jahres übliche 
Zusammenkunft, sondern setzte diesmal Dank der 
inhaltlich prononcierten und analytischen Rede 
von Frank Bsirske einen klaren sozialpolitischen 
Akzent.

Neujahrsempfang mit Frank Bsirske: Deutschland steht vor einer Richtungsentscheidung
Zurück in die Vergangenheit oder in eine klimaneutrale Zukunft

Kreisverband von Rüdiger Schaarschmidt
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Wer in Jever ein sogenannte Grüne Hausnummer 
sucht, der oder die muss beinahe Pfadfinderin sein. 
Denn bislang gibt es nur ein Haus in der Innenstadt 
mit einer solchen Nummer. Vermutlich haben die 
wenigsten bislang von einer Grünen Hausnummer 
gehört. Die Grüne Ratsfrau und stellvertretende 
Bürgermeisterin Almuth Thomßen aus Jever lebt 
seit vielen Jahren in der Stadt und wusste deshalb 
gleich, wo sie fündig wird. 

Annett Janßen wohnt bereits seit über 30 Jahren in 
ihrem Altstadthaus im Tatergang. Irgendwann 
stand die Entscheidung an: Abreißen oder grundsa-
nieren. Zusammen mit ihrer Frau entschied sie sich 
für die Sanierung. Die beiden Frauen hängen an 
dem inzwischen 115 Jahre alten Haus. Neben ihrer 
emotionalen Bindung an das alte Gemäuer spielten 
auch ganz praktische Gründe eine Rolle: „Bei einem 
Abriss wären die Abrisskosten dazu gekommen. Au-
ßerdem gelten für einen Neubau andere Abstände 
zum Nachbargrundstück. Im Übrigen hat es uns 
einfach nicht gefallen, ein neues Haus dort hinzu-
setzen, wo das alte Haus steht, das wir lieben.“ Doch 
ein Altbau ist bei einer Sanierung immer für Über-
raschungen gut: „Wir haben beim Abriss sehr viel 
selbst gemacht und haben dabei so manche Dinge 
erleben müssen, auf die wir gerne verzichtet hät-
ten. So mussten wir feststellen, dass die Statik im 
Obergeschoss anders war, als sie hätte sein müs-
sen. Da muss man dann aufpassen, dass einem das 
Haus nicht zusammenfällt.“ 

Während der Sanierung und des Umbau sind die 
beiden Frauen bei einer Freundin in Schortens un-
tergekommen. Einschließlich einer Erholungspau-
se zwischendurch hat es rund ein Jahr gedauert, bis 
sie in ihr saniertes Haus zurückkehren konnten. 
Das, was möglich war, haben die beiden in Eigenar-
beit gemacht. Für die Grüne Hausnummer haben 
sich die Frauen vor 10 Jahren beworben: „Wir ha-
ben es bisher noch keinen Tag bereut, es ist für uns 
persönlich ein schönes Gefühl und Wertschätzung, 
das wir alles richtig gemacht haben. Wir wollten 
ökologisch handeln und dabei keine halben Dinge 
machen.“ Jetzt hat das alte Haus eine Wärmepumpe 
und im ganzen Haus Fußbodenheizung und ist gut 
isoliert. Das obere Stockwerk ist in Holzrahmen-
bauweise neu entstanden, mit besseren Energie-
werten als unten im Bestandshaus. „Heute hier zu 
leben ist ein ganz anderes Lebensgefühl. Wir haben 
die Zimmeraufteilung geändert und haben jetzt 
überall große Glasflächen, auch im oberen Stock-
werk, durch den Kubus als moderne Komponente. 
Es gibt mehr gerade Wandflächen und auch vom 
Raumklima ist es nicht vergleichbar mit vorher.“ 
Auch die Energiekosten sind deutlich geringer. Da-
mit der neue Kubus nicht die Ansicht der Straße 
sprengt, hat der Architekt ihn oben etwas nach hin-
ten versetzt. Jetzt ragt der Kubus zwar hinten etwas 
heraus, fällt dort aber weniger auf. Platz gab es auf 
dem kleinen Innenstadtgrundstück neben etwas 

Garten auch noch für zwei Garagen für das Auto 
und die Fahrräder. Beide sind mit einem Gründach 
versehen. Dort tummeln sich jetzt im Sommer die 
Insekten. Wer demnächst als Besitzer eines alten 
Hauses vor einer ähnlichen Situation steht, wie An-
nett Janßen und ihre Frau, die beiden würden in je-
dem Fall zu einem Umbau raten. 

Mit der „Grünen Hausnummer“ zeichnet die Klima-
schutz- und Energieagentur Niedersachsen beson-
ders energieeffiziente und damit klimafreundliche 
Wohngebäude aus. Mit der Auszeichnung sollen 
gute Beispiele für energieeffizientes Bauen und 
Sanieren gewürdigt und für die Öffentlichkeit 

sichtbar gemacht werden. „Gute Beispiele regen 
zum Nachahmen an“, sagt die Grüne Ratsfrau Al-
muth Thomßen. Sie zeigen, wie ein energieeffizien-
tes Haus in der Praxis aussieht und machen ande-
ren Lust darauf, auch das eigene Haus fit für die Zu-
kunft zu machen.“

Thomßen: „Der Gebäudebereich in Deutschland 
verursacht jährlich rund 30 Prozent der gesamten 
Treibhausgasemissionen. Durch eine Verbesserung 
der Energieeffizienz der Gebäude könnte dieser 
Ausstoß erheblich reduziert werden. Dazu ist es 
unverzichtbar, dass Eigentümerinnen und Eigentü-
mer aktiv werden und ihr Haus auf den neuesten 
energetischen Stand bringen.“ 

Bisher wurden in Niedersachsen bereits rund 1.800 
Gebäude mit der „Grünen Hausnummer“ ausge-
zeichnet. In Friesland werden Grüne Hausnummern 
seit 2017 verliehen. Bislang gab es 16 solcher Aus-
zeichnungen für energieeffizientes Sanieren und 
Bauen. Im Sommer 2025 endet die nächste Bewer-
bungsrunde. Interessentinnen und Interessenten 
wenden sich in Friesland an die Klimaschutzmana-
gerin Amelie Bruns und klimaschutz@friesland.de. 
Den Bewerbungsbogen und weitere Informationen 
gibt es auch online.

Jever

Bislang nur eine Grüne Hausnummer in Jever: Almuth Thomßen zu Besuch in der Altstadt
von Rüdiger Schaarschmidt
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Der Kreisverband Friesland von Bündnis 90 / Die 
Grünen ist in den letzten Wochen seit dem Ampel 
Aus kräftig gewachsen. Seit Anfang November sind 
zahlreiche neue Mitglieder hinzugekommen. „Di-
rekt zu Beginn des Jahres haben wir heute das 200. 
Mitglied in Friesland aufgenommen. Das ist für uns 
Rekord. So viele waren wir noch nie,“ freut sich die 
grüne Kreisvorsitzende Dr. Jutta Helmerichs.

Damit folgt der Kreisverband Friesland einem bun-
desweiten Trend. Seit dem Ende der Koalition mit 
der FDP gibt es einen regelrechten Neumitglieder-
Boom. Deutlich mehr als 20.000 neue Mitglieder 
verzeichnen die Grünen bundesweit, und ein Ende 
dieses Trends ist nicht absehbar. 

„Mit den Neueintritten verbinden wir den klaren 
Auftrag, uns im Bundestagswahlkampf für die grü-

nen Werte und Ziele einzusetzen und dies nach 
Möglichkeit nach dem 23. Februar in praktische Po-
litik umzusetzen,“ erklärte Jutta Helmerichs. Der 
Kreisvorstand sieht einen deutlichen Zusammen-
hang zwischen der hohen Zahl an Neuzugängen 
und den veränderten politische Perspektiven. „Au-
ßerdem herrscht bei uns im Kreisverband ein 
freundliches und sehr wertschätzendes Miteinan-
der, das melden uns neue Mitglieder immer wieder 
zurück“. Besonderes freut sich Helmerichs darüber, 
dass auch wieder eher jüngere Menschen zu den 
Grünen kommen: „Das Durchschnittsalter unserer 
Mitglieder ist durch die vielen Neueintritte signi-
fikant jünger geworden“. 

Deutlich wird die Bereitschaft, sich politisch zu en-
gagieren auch bei den Aktivitäten der Partei in 
Friesland. Auch zu thematisch eher unspektakulä-

ren Mitgliederversammlungen kommen immer 
mehr Mitglieder, ebenso wie beispielsweise zum 
politischen Stammtisch der Jeverländer Grünen 
und anderen Treffen. „Wir kommen aus einer Zeit, in 
der uns der politische Gegenwind heftig ins Ge-
sicht blies und in der von einigen speziell die Grü-
nen für alles und jedes verantwortlich gemacht 
wurden. Dieser Wind hat sich jetzt gedreht. Die Un-
terstützung, die wir derzeit von den Menschen er-
fahren, macht uns Mut und sorgt für kräftigen Rü-
ckenwind“.

In den letzten 12 Monaten hat die Zahl der Mitglie-
der von Bündnis 90 / Die Grünen in Friesland um 
mehr als 40 Prozent zugenommen. Das 200. Mit-
glied ist eine Frau aus Jever. Zum Redaktions-
schluss dieser Ausgabe hat der Grüne Kreisverband 
schon 221 Mitglieder.

Kreisverband

Aufnahme des 200. Mitglieds - 40 Prozent mehr Mitglieder binnen Jahresfrist
von Rüdiger Schaarschmidt

Inmitten der schönen Landschaft Ostfrieslands 
liegt der Grafthof in Neuharlingersiel, wo Eckard 
“Eggi” Janssen seit 2020 mit Leidenschaft Bio-Edel-
pilze züchtet. Vor Kurzem besuchten Sina Beck-
mann, Sprecherin für Startups und Innovationen 
der niedersächsischen Grünen im Landtag, ihr Kol-
lege Christian Schroeder, ernährungspolitischer 
Sprecher der Fraktion, sowie die Bundestagskandi-
datin Ulrike Maus (Wahlkreis 26: Friesland, Witt-
mund, Wilhelmshaven) den Hof, um mehr über die-
se innovative Form der Landwirtschaft zu erfahren.

“Es ist wirklich klasse zu sehen, wie hier in Neuhar-
lingersiel, quasi um die Ecke, innovative und nach-
haltige Landwirtschaft betrieben wird. Edelpilze 
vom Grafthof ist ein hervorragendes Beispiel dafür, 
wie man Tradition und Moderne verbinden kann - 
und die Produkte sind wirklich lecker”, betonte 
Beckmann während des Besuchs. Mit Pilzsporen 
angeimpfte Aufzuchtballen, Regale voller Pilzblö-
cke in unterschiedlichen Aufzucht-Stadien, Sprüh-
nebel-Systeme für die optimale Luftfeuchtigkeit, so 
sieht es bei „Eggi“ aus. Fürs Auge war das alles be-
eindruckend, doch der Geschmackstest stand noch 
an. „Mein Highlight ist die vegetarische Currywurst 
- phantastisch, wie das umgesetzt wurde, sowohl 
von der Konsistenz als auch vom Geschmack.“

Und es gibt nicht nur die Currywurst zu kaufen. Der 
Hofladen des Grafthofs bietet eine Vielzahl regio-
naler Produkte an, darunter erntefrische Edelpilze, 
leckeres Eis, vegane Bratwurst aus Pilzen, Hybrid-
Bratwürste aus Wildschwein und Pilzen, Eier und 
auch selbstgemachte Marmelade. Besonders die 
frischen Kräuterseitlinge und Shiitake-Pilze erfreu-
en sich großer Beliebtheit bei den Kunden. Der 
Hofladen ist rund um die Uhr zur Selbstbedienung 
geöffnet, sodass Besucherinnen und Besucher je-
derzeit die Möglichkeit haben, die Köstlichkeiten 
zu erwerben.

Christian Schroeder, selbst Koch und fasziniert von 
der Vielfalt der Edelpilze, hob die gesundheitlichen 
Vorteile hervor: “Sie sind nicht nur eine schmack-
hafte Bereicherung in unseren Küchen, sondern 
leisten auch einen wertvollen Beitrag zu einer aus-
gewogenen Ernährung. Ich kann da nur betonen: 

Esst mehr Pilze!” Außerdem wollen Sina Beckmann 
und Christian Schroeder auf Landesebene prüfen, 
wie man solche Unternehmung fördern kann. Denn 
innovative Ansätze, gerade für die Landwirtschaft, 
sind für das Agrarland Nr.1 Niedersachsen beson-
ders wichtig.

Denn diese Lebewesen, näher mit Tieren als mit 
Pflanzen verwandt, sind wahre Kraftpakete für die 
Gesundheit. Sie enthalten wertvolle Vitamine wie 
B2 (Riboflavin) und B3 (Niacin), die den Energie-
stoffwechsel unterstützen. Zudem sind sie reich an 

Mineralstoffen wie Kalium, Phosphor und Kupfer 
und enthalten antioxidativ wirkendes Selen. Mit 
ihrem hohen Ballaststoffanteil fördern sie die Ver-
dauung und stärken das Immunsystem. Da sie zu-
dem kaum Fett enthalten, sind sie eine gesunde 
Zutat für eine bewusste Ernährung.

Eckard Janssen, der sein Hobby zum Beruf gemacht 
hat, erklärte: “Unsere Mission ist es, den Menschen 
die Vielfalt und den Geschmack von unseren Edel-
pilzen näherzubringen. Wir freuen uns über das In-
teresse und die Wertschätzung unserer Arbeit - hier 
auf dem Hof, in den verschiedenen Gastronomie-
Betrieben und direkt auf den Wochenmärkten”. 
Nachdem er und seine Familie 2020 die Schweine-
zucht aufgeben mussten, stand ein Neuanfang an. 
Ferienwohnungen auf dem Hof wurden ausgebaut 
und die Pilzzucht wurde von der Freizeitbeschäfti-
gung zum Haupterwerb.

Und auch Ulrike Maus betonte die Bedeutung regi-
onaler Produkte: “Es ist wichtig, lokale Betriebe zu 
unterstützen, die mit Leidenschaft und Hingabe ar-
beiten. Eggi und die „Edelpilze vom Grafthof“ zeigt, 
wie hochwertige Lebensmittel direkt aus unserer 
Region kommen können. Es ist jetzt unsere politi-
sche Aufgabe, diese nachhaltigen Produkte auch in 
die Schulen und Kitas zu bekommen”.

Der Besuch der politischen Runde unterstrich ein 
Mal mehr die Bedeutung von Innovation und Nach-
haltigkeit in der niedersächsischen Landwirtschaft 
und hob die wertvolle Arbeit regionaler Produktion 
hervor. Ein Ausflug zum Grafthof in Neuharlinger-
siel lohnt sich übrigens nicht nur für Feinschme-
cker, sondern für alle, die regionale und nachhalti-
ge Produkte schätzen.

Sina unterwegs

Innovative Landwirtschaft in Neuharlingersiel: Ein Besuch bei “Edelpilze vom Grafthof”
von Sina Beckmann
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Dass hier einmal über 900 Schweine lebten und 
wuchsen, davon ist heute nichts mehr zu sehen. Da-
für aber zwei mächtige Fermenter, ein Nachgärer 
und mehrere Blockheizkraftwerke. Daneben eine 
große Lagerstätte für jede Menge Mist, zwei Wind-
energieanlagen und eine große Halle mit PV-Anla-
gen auf dem Dach.

In jedem Fall ist das genug Potential für einen 
„Grünen Stammtisch on tour“. Der Grüne Stamm-
tisch des Ortsverbandes Jeverland von Bündnis 
90/Die Grünen ist inzwischen ein fester Begeg-
nungs- und Diskussionsort für aktuelle und auch 
kontroverse Themen. Und jedes Mal sorgt Ratsfrau 
Almuth Thomßen für fachlich versierte Referentin-
nen und Referenten. Trifft sich der Stammtisch in 
der Regel im Parkhotel in Jever, hatte Almuth 
Thomßen für dieses Treffen ins Wangerland einge-
laden, um den Energiepark der 
Familie Gerken in Wayens ken-
nenzulernen. Hier konnten 
Grüne und Interessierte prak-
tisch erleben, wie erneuerbare 
Energien auf dem Land er-
zeugt werden, und das schon 
seit über 30 Jahren. Der Kon-
takt war durch das grüne Rats-
mitglied Reiner Tammen aus 
dem Wangerland schnell her-
gestellt, haben Reiner Tammen 
und Familie Gerken durch 
Tammens langjährige Ratsar-
beit doch seit vielen Jahren ei-
nen guten Kontakt. 

Neben Fritz Gerken, seiner 
Frau Helma und Sohn Gero ge-
hören vier festangestellte Mitarbeiter zum Team 
des Energiehofes. Nach einer kurzen Einführung 
und einem Blick auf die Schaltzentrale der Anlage, 
von der aus sich über große Bildschirme die Abläu-
fe der Biogasanlage kontrollieren und steuern las-
sen, geht es in einem Rundgang über die weitläu-
fige Anlage. „Die älteste Windkraftanlage (WKA) 
stammte noch aus den 90er Jahren. Das war damals 
mit 75 kW die erste WKA im Wangerland. Seit 2020 
ist sie aus der Förderung raus“, erläutert Fritz Ger-
ken, „seitdem kriegen wir nur 2 Cent pro kWh als 
Einspeisevergütung. Die Anlage ist jetzt zu klein. 
Deshalb nutzen wir 30 Prozent des produzierten 
Stroms aus den beiden WKA für die Biogasproduk-
tion“, und zeigt auf eine neuere Anlage. Doch auch 
sie soll demnächst bereits repowert werden, „die 
neue hat dann 6 MW Leistung.“ Weiter geht es zum 
Mistlager. Fritz Gerken erklärt das Konzept: „Wir ha-
ben 30 Container bei Landwirten stehen, darin ho-
len wir den Mist hierher. Es gibt viele Grünlandbe-
triebe, die keine Äcker haben und im Winter können 
die Landwirte den Mist wegen der neuen Dünge-

verordnung nicht ausbringen. Deshalb haben wir 
manchmal auch zu viel Mist, den lagern wir hier“. 
Aus dem Lager wird der Mist in eine Art Häcksler 
gebracht und dort geschreddert, um anschließend 
mit einer sich drehenden Spirale, der „Schnecke“ in 
den Gärraum der Biogasanlagen zu gelangen. ”

Auf dem Weg zu den verschiedenen Generatoren 
erzählt Fritz Gerken mehr über die Geschichte des 
Hofes. Bis in die 2000er Jahre gab es hier eine 
Schweinehaltung mit bis zu 900 Schweinen, die bei 
der Schlachterei Oltmanns in Jever verarbeitet 
wurden. Dann fielen die Preise, in den Supermärk-
ten wollten die Verbraucher lieber Billigfleisch aus 
Osteuropa haben. „Wir haben dann überlegt, einen 
neuen Schweinestall zu bauen, in dem die Schwei-
ne auf Stroh gehalten werden.“ Diese Haltung wäre 
allerdings auch teurer geworden, doch die Schlach-

tereien winkten ab: zu teuer.“ So kamen die Gerkens 
auf die Biogasanlagen. „Wir haben damals mit 360 
kW angefangen, mit zwei LKW-Motoren à 180 kW. 
2007 kamen neue Motoren mit einem besseren 
Wirkungsgrad. Heute hat ein Blockheizkraftwerk 
(BHKW) 900 kW, nach einem Umbau läuft es wieder. 
Dazu gibt es noch ein weiteres BHKW. „Die brau-
chen wir alle für die Produktion von Energie. Dazu 
gibt es noch eine Solaranlage mit 60 kW Leistung 
für den Eigenstrom.“ Wenn es einmal eine soge-
nannte Dunkelflaute gibt, also nachts kaum Wind-
energie erzeugt werden kann, kann aus dem Ener-
giepark Wayens über die BHKW Energie ins Netz 
eingespeist werden. „Jetzt sind wir dabei, zusätzlich 
einen Speicher zu installieren“, erläutert Fritz Ger-
ken, „er soll eine Speicherkapazität von drei Tagen 
haben“. Dann ist jede Dunkelflaute vorbei.

Allerdings sind der Energieproduktion derzeit noch 
regulatorische Grenzen gesetzt: „Wir haben eine 
Höchstbemessungsleistung von 650 kW. Als privi-
legierte Landwirtschaft dürfen wir 2,3 Millionen 

m³ Gas pro Jahr produzieren, das sind dann 650 kW.“ 
Doch in Wayens ginge noch mehr. Die Anlagen auf 
dem Hof der Gerkens werden über die Strombörse 
in Leipzig gesteuert und geregelt. Der Strom wird 
dann verkauft, wenn er benötigt wird. Es ist mög-
lich, das Gas für 12 Stunden in den Gaslagern der 
Anlage zu speichern und dadurch den Strom be-
darfsgerecht zu verkaufen. „Mit Hilfe der Broker in 
Leipzig gelingt das meistens. Das Problem an die-
sem Standort hier im Wangerland ist, dass die 
Stromnetze die Energie nicht immer aufnehmen 
können, wenn alle Windkraftanlagen voll einspei-
sen. Auch die stromgeregelte Biogasanlage in 
Wayens wird dann durch die Netzleitstelle der EWE 
in Oldenburg vom Netz getrennt und wir müssen 
dann das überschüssige Gas abfackeln,“ sagt Fritz 
Gerken mit einem Stirnrunzeln. „Wir haben das Pro-
blem, dass wir nicht wissen, wann diese Schaltun-

gen vorgenommen werden. Sie 
führen dazu, dass wir unsere 
Prognose in Leipzig nicht ein-
halten können. Dazu muss man 
wissen, dass der Strom, der ge-
rade produziert wird, bereits 
verkauft ist. Im Abschaltfall 
muss der Broker also für Ersat-
zenergie sorgen. Und wir wis-
sen oft nicht, wann wir die Bio-
gasanlagen füttern können.“

Schnell wird den Gästen deut-
lich, dass Leben und Arbeiten 
auf dem Energiehof nur noch 
wenig mit der klassischen 
Landwirtschaft zu tun hat. 
Nach dem Rundgang treffen 
sich die Gäste mit der Familie 

bei Tee und Kuchen im Wohnzimmer der Gerkens, 
um noch weitere Details zu erfahren. Fritz Gerken 
sprüht weiter voller Ideen, wie sich die Energiepro-
duktion ausbauen und verbessern lässt. Und das, 
obwohl er und seine Frau Helma Gerken planen, 
die Verantwortung für den Energiepark im nächs-
ten Jahr an ihren Sohn übergeben zu wollen. Gero 
Gerken ist bereits jetzt voll einbezogen in alle Pro-
zesse und Entscheidungen. Darauf angesprochen 
strahlt er und freut sich auf die wachsenden Aufga-
ben. Ebenso wie sein Vater ist er Optimist. Und das 
liegt auf dem Energiehof quasi auf der Hand, gibt 
es doch hier den Optimist zum Mitnehmen: Sozu-
sagen als Abfallprodukt aus der Biogasherstellung 
ist Gerkens „OptiMIST“ ein 100 prozentiger organi-
scher Naturdünger aus Kuhmist, Gras und Stroh 
und damit ein idealer Dünger für den heimischen 
Garten.

Aus einer großen „Schweinerei“ wurde ein Energiepark für die Zukunft

Wangerland

Politischer Stammtisch der Jeverländer Grünen „on Tour“ in Wayens
von Reiner Tammen
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Nachhaltigkeit ist kein Trend, sondern eine Not-
wendigkeit. Genau deshalb war es mir eine große 
Freude, als Speakerin beim 3. Netzwerktreffen 
„Mission Kreislaufwirtschaft“ im Biohotel WildLand 
dabei zu sein. Gemeinsam mit engagierten Unter-
nehmerinnen, Politikern und viel Expertise aus der 
Nachhaltigkeits-Branche haben wir diskutiert, wie 
wir Mehrweg als Standard etablieren und die Kreis-
laufwirtschaft noch stärker voranbringen können.

Mehrweg muss so einfach werden wie Einweg

Die Zahlen sprechen für sich: 105 Milliarden Euro 
Umsatz machte die Kreislaufwirtschaft in Deutsch-
land bereits 2021, und mehr als 300.000 Menschen 
arbeiten in dieser Zukunftsbranche. Doch noch im-
mer sind Einwegprodukte oft die bequemere Wahl, 
weil die politischen Rahmenbedingungen nicht 
konsequent genug gesetzt sind.

Deshalb war das Ziel der Branche beim Netzwerk-
treffen klar:

• Mehrweg als wirtschaftlich attraktive Lösung 
etablieren
• Politische Anreize für Unternehmen schaffen
• Innovationen fördern, um den Wandel zu be-
schleunigen

Ich habe in meinem Vortrag gezeigt, dass wir be-
reits große Erfolge erzielt haben:
• Angebotspflicht von Mehrweg in der Gastrono-
mie ist da!
• Startups wie Vytal, Dotch, Hannocino und Recup 
zeigen, dass innovative Lösungen funktionieren - 
auch in Niedersachsen
• Kommunen wie Tübingen setzen mit einer Ver-
packungssteuer auf wirksame Maßnahmen.

Aber das reicht nicht. Wir brauchen die nationale 
Kreislaufstrategie, die gezielt neue Technologien 
und Mehrwegsysteme unterstützt, da müssen wir 
jetzt, auch politisch, viel mehr Engagement auf-
bringen.

Mehrweg als Erfolgsfaktor für Unternehmen

Besonders spannend war der Austausch mit Unter-
nehmen wie AllerLiebe GmbH und PFABO GmbH, 
die bereits zeigen, wie nachhaltige Verpackungslö-
sungen funktionieren. Die Produkte von AllerLiebe 
werden in der Küche des Biohotels WildLand her-
gestellt und in PFABO Boxen vertrieben – ein per-
fektes Beispiel dafür, wie sich nachhaltige Konzep-
te in die Praxis umsetzen lassen. Wir haben auch 
über Pfandsysteme und neue Materialinnovationen 
gesprochen. Startups wie Coastland bei uns in 
Friesland entwickeln Produkte aus Wolle für Däm-
mung und Decken – eine clevere Alternative zu 
konventionellen Materialien.

Politik & Wirtschaft müssen gemeinsam handeln

Ein weiterer Schwerpunkt meines Vortrags war die 
Rolle der Politik. Programme wie das Zukunftslabor 
Circular Economy oder die Ressourceneffizienz-
Förderung der NBank sind gute Ansätze in Nieder-
sachsen, aber es braucht mehr Mut und Entschlos-
senheit und zwar für: klarere gesetzliche Vorgaben 
für Mehrwegsysteme, Förderungen für innovative 
Materialien & Verpackungslösungen und eine ech-
te Kreislaufwirtschaftsstrategie auf Bundesebene

Panel-Talk & Netzwerken: Lösungen für die Zu-
kunft

Beim Panel-Talk mit dem Mehrwegverband 
Deutschland e.V. und dem Bundesverband Nachhal-
tige Wirtschaft (BNW) mit Inga Cramer von Aller-
Liebe und André Pietzke von dotch haben wir über 
Erfolgsfaktoren für Mehrweg diskutiert. Klar wurde: 
Es gibt keine Ausreden mehr – Lösungen existie-
ren, wir müssen sie nur gemeinsam umsetzen! Be-
sonders inspirierend fand ich die Praxisbeispiele, 
die gezeigt haben, wie es gehen kann.

Mein Fazit: Nicht lang schnacken – einfach ma-
chen!

Die Mission Kreislaufwirtschaft 2.0 ist bereits Rea-
lität, aber wir stehen erst am Anfang. Die Veranstal-
tung hat erneut gezeigt: Gemeinsam können wir 
viel bewegen! Wir haben das Wissen, die Technolo-
gien und den unternehmerischen Willen – jetzt 
braucht es entschlossene politische Unterstützung, 
um den Wandel zu beschleunigen. Ich bin dankbar 
für den Austausch mit so vielen inspirierenden 
Menschen und nehme viele wertvolle Impulse mit. 
Mein Appell: Lasst uns Mehrweg zur Norm machen 
– für eine nachhaltigere und wirtschaftlich sinn-
volle Zukunft!

Aus dem Landtag

Mission Kreislaufwirtschaft 2.0 – Warum wir jetzt handeln müssen!
von Sina Beckmann
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Kreisverband von Rüdiger Schaarschmidt

Mitgliederversammlung wählt neuen Vorstand
Gab es vor Beginn der Versammlung noch leichte 
Zweifel, ob die Beschlussfähigkeit gegeben war, 
waren diese Zweifel lange vor Beginn komplett 
ausgeräumt. 44 Mitglieder waren überwiegend in 
Präsenz dabei, dazu noch einige online, insgesamt 
so viele wie noch. Seit einem Jahr werden die Mit-
gliederversammlungen der Grünen in Friesland 
hybrid durchgeführt. Und diese Versammlung ver-
lief trotz der Neuwahl fast des gesamten Vorstands 
völlig unaufgeregt. Am Ende war der Kreisvorstand 
wieder komplett. Neben der Kreisvorsitzenden Dr. 
Jutta Helmerichs aus Varel - ihre Amtszeit geht 
noch bis Juni 2026 - wurden neu- beziehungsweise 
wiedergewählt: Cornelius Geertsema (Bockhorn) 
als Kreisvorsitzender, Silke Kiausch-Brauer (Varel) 
als Kassiererin, sowie als Beisitzerinnen Annika 
Kamplade (Jever) und Waltraud Voß (Bockhorn) 
und als Beisitzer Uwe Burgenger (Schortens) und 
Michael Horeis (Bockhorn). Vorher hatte die Ver-
sammlung mit großer Mehrheit die Zahl der Beisit-
zer*innen für diese Amtsperiode von drei auf vier 
erhöht. Außerdem hatte Jutta Helmerichs sich im 
Namen des Kreisverbandes bei dem ausscheiden-
den Vorstandsmitglied Wilhelm Wilken (Zetel) für 
seine langjährige Vorstandarbeit mit einem Prä-
sent bedankt. 

Vor den Wahlen hatte die Kreisvorsitzende in 
ihrem Vorstandsbericht die Teilnahme des Kreis-
verbandes und der Ortsvereine und -gruppen an 
zahlreichen Demonstrationen und Kundgebungen 
für Demokratie und Vielfalt hervorgehoben und 
sich bei den Mitgliedern für ihr großes Engage-
ment und ihre Beteiligung bedankt. Daneben erin-
nerte Jutta Helmerichs an den Neujahrsempfang 
mit Frank Bsirske, an diverse Fachworkshops, poli-

tische Stammtische in Jever und mehrere Man-
datsträger*innen-Treffen und dankte allen für das 
große Engagement im Winterwahlkampf. Außer-
dem informierte sie die Mitgliederversammlung 
über den Aufbau einer Partnerschaft mit dem Grü-
nen Kreisverband im Landkreis Rostock. Im Bereich 
Social-Media wurden Ende 2024 zwei Mitarbei-
tende im Rahmen von Minijobs eingestellt. Bei ei-
nem Neumitgliedertreffen im Januar 2025 waren 
mehr als 20 neue Mitglieder dabei, ein weiteres 
Treffen dieser Art ist für Juni 2025 geplant. Hoch 
erfreut teilte Jutta Helmerichs den Anwesenden 
mit, dass die Zahl der Grünen Mitglieder in Fries-
land binnen Jahresfrist um mehr 46 Prozent ange-
stiegen ist. 

Die alte und neue Kassiererin Silke Kiausch-Brauer 
wies in ihrem Bericht darauf hin, dass der Kreisver-
band im Jahre 2024 mehr Geld ausgegeben hat als 
eingenommen. Neben diverse Anschaffungen gab 
es höhere Personalkosten. Auch für 2025 wurde 
ein Haushalt mit Defizit verabschiedet, das nur 
durch einen kräftigen Griff in die Rücklage ausge-
glichen werden konnte. Um weiter handlungsfähig 
zu bleiben, muss der Kreisverband deshalb seine 
Einnahmesituation verbessern. Der Kreisvorstand 
wird dies jetzt vordringlich angehen. 

Die Kreisvorsitzende Dr. Jutta Helmerichs kündigte 
an, dass der Kreisvorstand in Kürze eine frauenpo-
litische Sprecherin ernennen wird: „Wir sind gera-
de in sehr aussichtsreichen Gesprächen mit poten-
ziellen Interessentinnen.“ Auch einen oder eine 
Mitgliederbeauftragte will der Vorstand bei seiner 
nächsten Sitzung Anfang März benennen.

Grünes Friesland ist eine Zeitschrift
für die Mitglieder im Kreisverband
Friesland

Erscheint vier Mal im Jahr (März, Juni, 
September, Dezember)

Kostenlos für alle Mitglieder
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Politik ist oft abstrakt, weit weg und schwer greif-
bar. Doch genau das möchten Sina Beckmann, 
Landtagsabgeordnete und Kommunalpolitikerin, 
und Manuel von Heugel, Unternehmer, mit ihrem 
Podcast “Politik aufs Ohr” ändern. Seit April 2024 
bringen sie politische Themen in lockeren, ver-
ständlichen Gesprächen ihren Hörerinnen und Hö-
rern auf den gängigen Streaming-Plattformen nä-
her. Jetzt starten sie mit einem neuen Format: Das 
Küchentisch-Gespräch – Politik dort, wo das Leben 
stattfindet.

Ein Küchentisch, ehrliche Gespräche und Politik 
zum Anfassen

Das Konzept des neuen Formats ist so einfach wie 
wirkungsvoll: Die beiden Podcaster besuchen Men-
schen in Friesland zu Hause, setzen sich mit ihnen 
a den Küchentisch und sprechen über die Themen, 
die sie bewegen. Keine Studio-Atmosphäre, keine 
vorbereiteten Statements – dafür aber authenti-

sche Einblicke, ehrliche Meinungen und spannende 
Diskussionen.

“Wir wollen mit den Menschen direkt ins Gespräch 
kommen, da, wo sie sich wohlfühlen”, erklärt Sina 
Beckmann. “Am Küchentisch werden die wichtigs-
ten Fragen des Lebens besprochen – warum also 
nicht auch Politik?”

Die erste Folge: Zu Gast bei Käser Martin May

Den Auftakt für das neue Format macht ein Ge-
spräch mit Martin May, einem leidenschaftlichen 
Käser aus Neuenburg/ Zetel. Mit viel Herzblut er-
zählt er von seinem Handwerk, den Herausforde-
rungen nachhaltiger Lebensmittelproduktion und 
der Verantwortung gegenüber Tier und Natur.

In der Folge spricht Martin May über seinen per-
sönlichen Weg zum Käserberuf und die täglichen 
Herausforderungen, die mit handwerklicher Käse-
herstellung verbunden sind. “Viele Leute wissen 
gar nicht, was es bedeutet, echte Qualität zu produ-
zieren. Das ist mehr als nur ein Job – das ist eine 
Lebenseinstellung”, erzählt er.

Ein zentrales Thema der Episode: Die Verbindung 
von Landwirtschaft, Verbraucherverhalten und Po-
litik. “Wenn wir wollen, dass unsere Lebensmittel 
nachhaltig sind, müssen wir uns fragen: Welche po-
litischen Rahmenbedingungen brauchen wir? Und 
wie können wir als Verbraucherinnen und Verbrau-
cher Einfluss nehmen?”, so May.

Beckmann und von Heugel greifen diese Gedanken 
auf und diskutieren mit ihrem Gast darüber, wie 
sich Politik auf das Handwerk und die Landwirt-
schaft auswirkt – von Bürokratie und Regularien 
bis hin zu Subventionen und Marktzwängen.

Einladung an alle: Wer setzt sich mit uns an den 
Küchentisch?

Mit den Küchentisch-Gesprächen möchten die bei-
den Podcaster eine neue Art des politischen Aus-
tauschs etablieren – offen, nahbar und direkt aus 
dem echten Leben heraus. “Wir reden nicht über die 

Menschen, sondern mit ihnen. Wir wollen wissen: 
Was bewegt euch? Wo drückt der Schuh?”, sagt Ma-
nuel von Heugel.

Deshalb laden Beckmann und von Heugel alle In-
teressierten aus Friesland ein, sich zu melden. Wer 
Lust hat, die beiden an den eigenen Küchentisch 
einzuladen, kann sich bei ihnen melden.

Die erste Folge mit Martin May ist ab sofort auf 
YouTube verfügbar. Weitere Folgen werden folgen 
– an neuen Tischen, mit neuen Geschichten und 
neuen Perspektiven.

Alle Folgen
Politik
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